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Haushaltssatzung 2025-2026 

 
 

 
H A U S H A L T S S A T Z U N G  

der Stadt Overath 
für das Jahr 2025/2026 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 
666), die zuletzt geändert worden ist, durch das Gesetz vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), hat der Rat der Stadt Overath mit Beschluss vom 19.02.2025 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025/2026, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Kommune voraussichtlich erzielbaren Erträge und 
entstandenen Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
 2025 2026 
 in EUR in EUR 
im Ergebnisplan mit   
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 85.129.603 94.301.567 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 96.979.170 102.272.644 
abzüglich globaler Minderaufwand von 1.861.000 1.953.000 
somit auf 94.338.033 100.319.644 
   
Im Finanzplan mit   
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 81.536.912 90.665.283 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 92.258.127 96.646.739 
(nachrichtlich globaler Minderaufwand) 1.861.000 1.953.000 

  

5 / 463



Haushaltssatzung 2025 - 2026 

 
 

   
   
 2025 2026 
 in EUR in EUR 
   
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 10.999.405 8.505.834 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 30.341.178 30.703.893 
   
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 24.880.000 19.010.000 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 4.346.000 4.783.000 

 
festgesetzt. 
 
Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan gemäß §75 Absatz 2 Satz 4 GO NRW wird in den folgenden Teilplänen abgebildet: 
 
Teilpläne (Produktbereiche) 2025 2026 

  in EUR in EUR 
01 Innere Verwaltung 823.000 841.000 
02 Sicherheit und Ordnung 55.000 56.000 
03 Schulträgeraufgaben 34.000 35.000 
04 Kultur und Wissenschaft 5.000 5.000 
05 Soziale Leistungen 21.000 21.000 
06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 837.000 908.000 
08 Sportförderung 3.000 3.000 
09 Räumliche Planung und Entwicklung, Geoinformationen 23.725 23.725 
10 Bauen und Wohnen 15.000 15.000 
12 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV 15.000 15.000 
13 Natur- und Landschaftspflege 29.275 30.275 
Summen 1.861.000 1.953.000 
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Haushaltssatzung 2025-2026 

 
 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen im Haushaltsjahr 2025 erforderlich ist, wird auf 12.780.000 Euro festgesetzt. 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen im Haushaltsjahr 2026 erforderlich ist, wird auf 19.010.000 Euro festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen 2025 werden in Höhe von  50.577.715 Euro veranschlagt. 
Verpflichtungsermächtigungen 2026 werden in Höhe von  16.342.347 Euro veranschlagt. 
 

§ 4 

Das Eigenkapital ist aufgezehrt. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kredite 2025 und 2026, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 70.000.000 Euro 
festgesetzt. 

§ 6 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2025 und 2026 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer    2025                                     2026 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf          400 v. H.                              400 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) einheitlich auf          995 v. H.                          1.100 v. H. 

  
2.   Gewerbesteuer auf          550 v. H.                              550 v. H. 
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Haushaltssatzung 2025 - 2026 

 
 

 

§ 7 

Unter Beachtung des Haushaltssicherungskonzeptes ist der fiktive Haushaltsausgleich im Jahr 2033 hergestellt. Die im Haushaltssicherungskonzept 
enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans umzusetzen. 

§ 8 

Im Stellenplan können Stellen als künftig wegfallend (kw) oder als künftig umzuwandeln (ku) bezeichnet werden. 
 
Die Anbringung der Vermerke hat folgende Rechtsfolgen: 

 
kw-Vermerk = Die Stelle wird nach Ausscheiden oder Versetzung des Stelleninhabers nicht wieder besetzt. 

  ku-Vermerk  = Die Stelle wird nach Ausscheiden oder Versetzung des Stelleninhabers umgewandelt. 

§ 9 

(1) Bei der Genehmigung über- oder außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen, sowie über- oder außerplanmäßiger 
Verpflichtungsermächtigungen im Sinne der §§ 83 Abs. 2 bzw. 85 Abs. 1 GO gelten als nicht erheblich: 

 
 über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen  

o bei Teilplanpositionen bis 300.000 €, wenn sie 30.000 € nicht übersteigen 
o bei Teilplanpositionen über 300.000 €, wenn sie 10% des Ansatzes der Teilplanposition nicht übersteigen. 

 
 interne Verrechnungen, kalkulatorische Kosten und Abschlussbuchungen 

 
(2) Es gilt die gegenseitige Deckungsfähigkeit der Investitionen, die in direktem Zusammenhang mit dem integrierten Handlungs- und 

Entwicklungskonzept stehen. Die jeweiligen Projekte sind im Investitionsplan mit dem Kürzel „InHK“ gekennzeichnet.  
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Haushaltssatzung 2025-2026 

 
 

 
 

 
(3) Es gilt die gegenseitige Deckungsfähigkeit der Investitionen, die in direktem Zusammenhang mit der Sanierung der Bildungseinrichtungen 

stehen. 
 

(4) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gelten unabhängig von der Höhe als unerheblich, wenn sie aufgrund gesetzlicher 
Verpflichtung, Tarifverträgen oder sonstiger vertraglicher Vereinbarungen, für die ein Beschluss des Rates vorliegt, geleistet werden müssen 
oder wenn ein dem Zweck der Aufwendungen dienender Ertrag oder eine dem Zweck der Auszahlung dienende Einzahlung in gleicher Höhe. 
 

(5) gegenübersteht. Die Entscheidung über die Leistungen von nicht erheblichen Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungen erfolgt 
entsprechend den gesetzlichen Regelungen des § 83 Abs. 1 GO NRW. Im Vertretungsfall liegt die Entscheidungsbefugnis beim Stadtkämmerer. 

§ 10 

Die Haushaltssatzung ist durch eine Nachtragssatzung zu ändern, wenn bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen 
bei einzelnen Haushaltspositionen in einem im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen oder Gesamtauszahlungen erheblichen Umfang geleistet 
werden müssen. Als erheblich im Sinne des § 81 Abs. 2, Nr. 2 GO NRW sind Mehrausgaben dann anzusehen, wenn sie im Einzelfall 5 v. H. der 
Gesamtaufwendungen bzw. Gesamtauszahlungen aus lfd. Verwaltungs- und Finanzierungstätigkeit geleistet werden müssen (ausgenommen hiervon 
sind durchlaufende Zahlungen). 

 
 
Overath, den 19. Februar 2025 
     
gez. gez. 
 
Winfried Zulauf      Christoph Nicodemus 
Stadtkämmerer      Bürgermeister 
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Haushaltssatzung 2025/2026 

Vorbericht 

1. Allgemeines 

Die Haushaltssatzung ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft einer Stadt. Im Wesentlichen bestimmt die Finanzausstattung der Stadt Overath aus 
allgemeinen Finanzmitteln, Gebühren und Beiträgen, sonstigen Entgelten und Steuern den Umfang und den Standard der angebotenen Dienst- und 
Sachleistungen. 

Die Haushaltswirtschaft ist nach § 75 Absatz 1 Gemeindeordnung NRW so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben 
gesichert ist. Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, effizient und sparsam zu führen. Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. Die Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung nach § 77 Gemeindeordnung NRW sind zu beachten. Nach § 77 
Absatz 3 Gemeindeordnung NRW ist dabei auch Rücksicht auf die wirtschaftlichen Kräfte der Abgabenpflichtigen zu nehmen.  

Gemäß § 7 der Kommunalhaushaltsverordnung NRW soll der Vorbericht einen Überblick über die Eckpunkte des Haushaltsplanes geben. Die 
Entwicklung und die aktuelle Lage der Stadt Overath sind anhand der im Haushaltsplan enthaltenen Informationen und der Ergebnis- und 
Finanzdaten darzustellen. 

Für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 wird ein Doppelhaushalt aufgestellt. Der Haushaltsplan enthält in Analogie zu den Vorjahren eine 
organisatorische Gliederung nach Ämtern, denen die Produkte zugeordnet sind. Die Haushaltsdaten werden nach Produktgruppen aufgestellt, die 
Produktgruppen werden in dem Ergebnisplan und dem Finanzplan zusammengeführt. Je Amt und Produkt wird ein Teilergebnisplan und ein 
Teilfinanzplan abgedruckt. Darin sind jeweils das vorläufige Rechnungsergebnis 2023, der Planansatz 2024, die durch die Haushaltssatzung 
festzusetzenden Planansätze der Haushaltsjahre 2025 und 2026 und als mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung die Jahre 2027 bis 2029 
abzubilden. 

Die Stadt Overath hat erstmalig am 08.12.2016 eine Nachhaltigkeitssatzung beschlossen, die zuletzt mit Datum 23.09.2021 geändert worden ist. Sie 
ist als Anlage dem Vorbericht beigefügt. Die Nachhaltigkeitsatzung wurde zur Aufstellung der Haushaltssatzung 2025/2026 nicht angewendet. Zur 
Begründung wird auf den Hinweis unterhalb der Nachhaltigkeitssatzung verwiesen. 

Das Haushaltsjahr 2024 war vorwiegend geprägt durch einen gravierenden Einbruch der Gewerbesteuer. Die erheblichen Steuerausfälle lösten 
infolge einer Überschreitung der Erheblichkeitsgrenzen nach § 10 der Haushaltssatzung 2024 die Rechtsfolgen des § 81 Gemeindeordnung NRW  
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Haushaltssatzung 2025/2026 

 

aus. Eine Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2024 war aufzustellen. Sie wurde durch die Kommunalaufsicht mit der Auflage genehmigt, dass 
ab dem Haushaltsjahr 2025 die Stadt Overath ein pflichtiges Haushaltssicherungskonzept nach § 76 Gemeindeordnung NRW aufzustellen hat. 

Für das pflichtige Haushaltssicherungskonzept werden die Planansätze der Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2030 bis einschließlich 2036 
ergänzend abgebildet.  

Die Bewirtschaftung des Haushaltes erfolgt in den jeweiligen Organisationseinheiten der Verwaltung, denen die jeweiligen Produktgruppen und 
Produkte zugeordnet sind. Die Budgetierungs- und Bewirtschaftungsregeln sind dem Vorbericht als Anlage beigefügt. 

Der Haushaltsplan gliedert sich wie folgt: 

 Ergebnisplan 
 Finanzplan 
 Teilplan Allgemeine Finanzenmittel 
 Teilpläne der Produktgruppen mit Produktinformationen nebst Teilergebnis- und Teilfinanzplänen 
 Freiwilliges Haushaltssicherungskonzept 

Im Ergebnisplan werden die geplanten Erträge den geplanten Aufwendungen gegenübergestellt und bilden so das voraussichtliche Jahresergebnis 
der jährlichen Haushalte ab. Der Haushalt soll nach § 75 Absatz 2 Gemeindeordnung NRW ausgeglichen sein. Der Haushalt ist ausgeglichen, wenn 
die Summe aller Erträge mindestens der Summe aller Aufwendungen entspricht. Der Haushalt gilt als ausgeglichen, wenn ein etwaiger Fehlbetrag 
durch eine Entnahme aus der Ausgleichsrücklage getilgt werden kann. Die Ausgleichsrücklage nimmt Überschüsse der Vorjahre auf. 

Im Finanzplan werden die geplanten Einzahlungen den geplanten Auszahlungen gegenübergestellt. Sie bilden in ihrer Summe die Veränderung der 
liquiden Mittel der Stadt Overath ab. Neben den Einzahlungen und Auszahlungen durch die Ausführung des Ergebnisplans werden hier zusätzlich 
die Investitionsausgaben und deren Finanzierung insbesondere aus Einzahlungen aus Beiträgen, Zuwendungen und Kreditaufnahmen sowie die 
Auszahlungen für Tilgungen abgebildet. 

Die Teilergebnis- und Teilfinanzpläne bilden analog zum Ergebnis- und Finanzplan das Zahlenwerk auf Ebene der Ämter/Produktgruppen ab. Ferner 
enthalten sie Erläuterungen zu den jeweiligen Aufgaben und Zielen sowie zu den geplanten Erträgen, Aufwendungen und Investitionen. 
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Haushaltssatzung 2025/2026 

 

Dem Haushaltsplan sind darüber hinaus Anlagen beizufügen, darunter insbesondere der Stellenplan 2025/2026, die Bilanz des letzten, geprüften 
Jahresabschlusses sowie weitere Übersichten. 

 

2. Haushaltsentwicklung 
Die Rechnungslegung der Stadt Overath wurde zum 01.01.2009 auf die doppelte Buchführung im Rahmen der Einführung des neuen kommunalen 
Finanzmanagements umgestellt.  

Bis einschließlich 31.12.2015 zeigt sich in den Bilanzen innerhalb weniger Jahre ein dramatischer Rückgang des Eigenkapitals von ursprünglich 31 % 
auf unter 7 %. Ursächlich sind wiederkehrende, defizitäre Jahresabschlüsse. Der Verzehr des Eigenkapitals konnte zwar eingebremst werden, die 
Eigenkapitalquote sank aber bis 2018 weiter auf den bisher niedrigsten Stand in Höhe von 4,5%. Mit der Anhebung des Grundsteuerhebesatzes B 
von 430 v. H. auf 850 v. H., einem freiwilligen Haushaltssicherungskonzept und verstärkten Bemühungen um die Ansiedlung neuen Gewerbes konnte 
bisher eine Überschuldung vermieden werden. 

Die Steuererträge der Stadt Overath brechen nun unerwartet und erheblich im Haushaltsjahr 2024 um nahezu 30% ein, mit der Folge, dass der 
Verzehr des Eigenkapitals nicht mehr abgewendet werden kann, ohne dass eine erneute Verdoppelung des Hebesatzes der Grundsteuer B oder 
vergleichbar drastischer Maßnahmen ergriffen werden müssten. Mindestens würde die erneute Verdoppelung des Hebesatzes der Grundsteuer B 
das Rücksichtnahmegebot nach § 77 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW berühren. Vor dem Hintergrund der zeitgleich in vielen Fällen ohnehin zu 
erwartenden Mehrbelastungen aus der Grundsteuerreform ab dem 01.01.2025 könnte auch eine Verletzung des Rücksichtnahme Gebotes gegeben 
sein. 

Das Zusammentreffen von Grundsteuerreform, wirtschaftlicher Rezession und eines dramatischen Steuerrückgangs in der Gewerbesteuer mahnt 
zur Zurückhaltung in der kommunalen Hebesatzpolitik, will die Haushaltssatzung neben dem Rücksichtnahme Gebot auch den allgemeinen 
Haushaltsgrundsätzen nach § 75 Absatz 1 Satz 4 Gemeindeordnung NRW Rechnung tragen. Darin ist auch den Erfordernissen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 

Mit der Aufstellung des Entwurfs der Haushaltssatzung 2025/2026 tritt unter Beachtung des § 77 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW der 
Eigenkapitalverzehr ein. Es wird ein ungedeckter Fehlbetrag in der Kommunalbilanz auszuweisen sein. § 79 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW 
eröffnet die Möglichkeit eines Vortrages des verbleibenden Jahresfehlbetrages in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung, längstens aber  
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in die drei folgenden Haushaltsjahre. Verlustvorträge werden ausweislich der Finanzplanung und der Planjahre zum Haushaltssicherungskonzept 
den in § 79 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW genannten Zeitraum überschreiten. 

Unter Berücksichtigung der Allgemeinen Haushaltsgrundsätze, des Rücksichtnahme Gebotes, der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung und der 
örtlichen Gegebenheiten ist die Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes nach § 76 Gemeindeordnung NRW unvermeidbar. 

Die Eigenkapitalentwicklung der Stadt Overath mit ergänzendem Blick auf Hebesätze zeigt sich wie folgt: 

Jahr  
Bilanzsumme Jahresergebnis Eigenkapital 31.12. des Jahres (+) 

ungedeckter Fehlbetrag (-) 
Eigenkapitalquote Gewerbesteuer 

Hebesatz 
Grundsteuer B 

Hebesatz 

in EUR in EUR in EUR in % v. H. v. H. 
2009 211.140.760 -10.627.787  52.467.494 24,85%     
2010 221.957.562 -9.851.438  42.616.055  19,20%     
2011 228.804.077 -8.661.739  33.954.316  14,84%     
2012 213.578.237 -5.987.895  27.966.421  13,09% 440 475 
2013 216.114.196 -7.169.768  20.796.653  9,62% 445 490 
2014 192.149.257 -6.875.765  13.948.182  7,26% 442 493 
2015 191.129.049 -3.784.923  10.177.163  5,32% 465 850 
2016 193.461.146 -663.836  9.506.412  4,91% 465 850 
2017 202.914.774 -303.924  9.217.484  4,54% 465 850 
2018 203.501.001 291.414  9.525.719  4,68% 465 850 
2019 210.920.193 110.251  9.637.190  4,57% 465 850 
2020 227.367.399 -105.348  9.487.053  4,17% 465 850 
2021 227.049.215 750.819  10.210.084  4,50% 465 850 
2022 235.008.604 3.895.509  14.106.909  6,00% 465 850 

2023** 236.000.000 -9.304.045  4.802.864  2,04% 465 850 
2024** 237.000.000 -7.351.997  -2.549.133  -1,08% 465 850 
2025** 243.000.000 -9.988.567  -12.537.700  -5,16% 550 995 
2026** 257.000.000 -6.018.077  -18.555.777  -7,22% 550 1100 
2027** 269.000.000 -4.259.535  -22.815.312  -8,48% 550 1200 
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Fortsetzung Eigenkapitalentwicklung: 

Jahr  
Bilanzsumme Jahresergebnis Eigenkapital 31.12. des Jahres (+) 

ungedeckter Fehlbetrag (-) 
Eigenkapitalquote Gewerbesteuer 

Hebesatz 
Grundsteuer B 

Hebesatz 
in EUR in EUR in EUR in % v. H. v. H. 

2028** 278.000.000 -3.726.104  -26.541.416  -9,55% 550 1200 
2029** 281.000.000 -2.311.454  -28.852.870  -10,27% 550 1300 
2030** 282.000.000 -2.195.071  -31.047.941  -11,01% 550 1300 
2031** 280.000.000 -856.101  -31.904.042  -11,39% 550 1400 
2032** 278.000.000 -293.809  -32.197.851  -11,58% 550 1400 
2033** 276.000.000 2.445.536  -29.752.315  -10,78% 550 1500 
2034** 274.000.000 4.129.777  -25.622.538  -9,35% 550 1500 
2035** 272.000.000 6.840.431  -18.782.107  -6,91% 550 1600 
2036** 269.000.000 8.517.853  -10.264.254  -3,82% 550 1600 

             
* vorläufig             
** Schätzung Bilanzsumme, Jahresergebnisse lt. Haushaltsplanung         
         

Es bleibt festzustellen, dass ein Eigenkapitalbestand trotz aller Maßnahmen seit 2018 nicht erhalten werden konnte. Die Eigenkapitalausstattung 
der Stadt Overath ist erschöpft, ein nicht gedeckter Fehlbetrag ist zu bilanzieren. Die Haushaltswirtschaft erfährt in den nächsten Jahren aufgrund 
der Inflation der letzten Jahre und der damit verbundenen hohen Kostensteigerungen in den kommenden Jahren weitere Belastungen. Eine 
Trendumkehr ist ohne spürbare Veränderung auf der Ertragsseite derzeit nicht in Sicht. Hinsichtlich der notwendigen Veränderungen auf der 
Ertragsseite ist nachdrücklich an Bund und Land zu appellieren, mit allen Maßnahmen die finanzielle Ausstattung der Kommunen deutlich zu 
verbessern. 

Steuerentlastungsgesetze auf bundespolitischer Ebene bedürfen eines Ausgleichs zugunsten der kommunalen Familie. Im Hinblick auf die bereits 
bestehenden, hohen finanziellen Belastungen der Kommunen aus Pflichtleistungen sind Leistungsaufwüchse durch Bund oder Land dringend zu 
kompensieren, die Begründung neuer Leistungen unbedingt durch die verursachenden staatlichen Player vollständig zu Gunsten der Kommunen zu 
refinanzieren (Konnexitätsprinzip).  

 

15 / 463



Haushaltssatzung 2025/2026 

 

Die Haushaltsjahre 2020 und 2021 standen unter dem Einfluss der Corona-Pandemie. Im Allgemeinen war diese Zeit mit einem drastischen Einbruch 
der Konjunktur verbunden. Die Jahresergebnisse 2021, 2022 und 2023 zeigen aber entgegen dem allgemeinen wirtschaftlichen Trend in Overath 
überdurchschnittliche Gewerbesteuererträge, davon 2022 und 2023 mit jeweils über 20 Mio. Euro. Folgeschlüssig durften auch für 2024, also in der 
Zeit nach den Beschränkungen und Einflüssen aus der Corona-Pandemie, gute wirtschaftliche Daten erwartet werden. 

Die allgemeinen Finanzen des Landes NRW sind in Bezug auf die Sonderleistungen des Landes in Folge der Corona-Pandemie und des Ukraine-
Krieges kreditiert, d. h. ein Rückgang der allgemeinen Finanzen in Form von Schlüsselzuweisungen ist im Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung 
zu erwarten. Die Landesregierung hatte den ersten Schritt der Tilgung bereits für 2024 geplant, nun aber doch noch auf das Haushaltsjahr 2025 
verschoben. Dies macht sehr deutlich, dass die eigenen Kräfte der Kommunen zu mobilisieren sind, um den steigenden finanziellen Belastungen 
entgegentreten zu können. 

Durch die ergänzende Bilanzierungshilfe der Isolierung erfahren die kommunalen Finanzen keine reale Entlastung, vielmehr werden die hohen 
finanziellen Belastungen infolge der Pandemie und den Folgen des Ukrainekrieges lediglich auf künftige Jahre vorgetragen. Ab dem Haushaltsjahr 
2026 werden diese Folgen sichtbar, weil die Aufwendungen aus der Auflösung der Isolierung mit jährlich rd. 357 T€ in die Haushaltsplanungen der 
künftigen Jahre zwingend einzustellen sind. Mangels Eigenkapital entfällt für die Stadt Overath eine rechtlich optional mögliche Verrechnung der 
Aufwendungen mit der Allgemeinen Rücklage innerhalb eines Jahres. Die Schäden durch die Corona-Pandemie und aus dem Krieg gegen die Ukraine 
wurden nach dem NKF-COVID-19-Ukraine-Isolierungsgesetz (NKF-CUIG) vorläufig wie folgt isoliert: 

Isolierung Bilanzstichtag Betrag der Isolierung 
  in € 

31.12.2020 4.939.156,00 
31.12.2021 7.267.795,00 
31.12.2022 1.315.438,00 

31.12.2023* 4.308.562,00 
Summe 17.830.951,00 

  
Auflösung ab 01.01.2025 gleichmäßig auf 50 Jahre   
ein fünfzigstel 356.619,02 
* Schätzung   
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Der Jahresabschluss 2021 zeigt einen Jahresüberschuss in Höhe von 750.000 Euro und erlaubt eine Zuführung zur Ausgleichsrücklage und damit ein 
geringfügig verbessertes Eigenkapital. Dieser Überschuss darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass er allein in Folge der erneuten Isolierung 
finanzieller Schäden der Stadt infolge der Corona-Pandemie und nun auch des Ukrainekrieges buchhalterisch erreicht wurde.  

Im Juli 2021 hatte die Stadt Overath unter einer Jahrhundert Flut zu leiden. Zahlreiche Schäden im privaten aber auch im öffentlichen Vermögen 
waren die Folge. Die Schäden sind bis heute noch nicht vollständig beseitigt. Im November 2023 erreicht die Stadt Overath der Bescheid über die 
Gewährung einer Billigkeitsleistung im Rahmen der Förderrichtlinie Wiederaufbau NRW, der zur Finanzierung der Schadensbeseitigung beiträgt. 

Der Jahresabschluss 2022 schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 3.895.509,13 Euro ab, der infolge der Isolierung um 1.315.438,00 Euro 
gegenüber den realen wirtschaftlichen Verhältnissen verbessert dargestellt werden kann. Der Jahresabschuss 2023 ist noch aufzustellen. Im Lauf 
des Haushaltsjahres 2024 und im Zuge der Aufstellung der Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2024 haben erhebliche, zusätzliche 
Rückstellungsbedarfe zu Lasten der Jahr 2022 und 2023 gezeigt, dass dort die zu erwartenden Überschüsse geringer als erwartet ausfallen. 

Die Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2024 schließt mit einem Verlust in Höhe von 6.673.157 Euro ab. Der Ansatz der Planungshilfe Globaler 
Minderaufwand (826.000 Euro) und die Anwendung der neuen Regelungen zum Verlustvortrag vermeiden gerade noch ein vorerst letztes Mal die 
Pflicht zu Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes. 

 

3. Haushaltssicherungskonzept 
 

Nach § 76 GO NRW muss eine Gemeinde z. B. ein Haushaltssicherungskonzept mit den damit verbundenen Restriktionen unter anderem dann 
aufstellen, wenn in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren geplant ist, den in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuweisenden Ansatz der 
allgemeinen Rücklage jeweils um mehr als 5% zu verringern. Eine Prüfung der Grenzwerte kann dahinstehen, weil bereits die Genehmigung der 
Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2024 eine nicht abwendbare Auflage zur Aufstellung eines pflichtigen Haushaltssicherungskonzeptes 
beinhaltet.  

Das Eigenkapital der Stadt Overath ist aufgezehrt, die Regelungen zum Verlustvortrag können die Rechtsfolgen auch nicht mehr abwenden.  
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Das Haushaltssicherungskonzept dient dem Ziel, im Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde wieder zu erreichen. Das Haushaltssicherungskonzept unterliegt dem Genehmigungsvorbehalt der Kommunalaufsicht. Innerhalb des 
Zeitraums des Haushaltssicherungskonzeptes ist ein ausgeglichenes Jahresergebnis in Plan und Jahresergebnis zu erreichen. Kann ein aus-
geglichenes Jahresergebnis in der Haushaltsplanung spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr folgende Jahr erreicht werden, soll die Kommunal-
aufsicht die Genehmigung erteilen. Das Haushaltssicherungskonzept weist im Jahr 2033 und damit innerhalb des 10-Jahres-Zeitraumes, ein 
ausgeglichenes Jahresergebnis in Höhe von 241.536 Euro vor Berücksichtigung des globalen Minderaufwandes aus, so dass die Anforderungen § 76 
Absatz 2 Gemeindeordnung NRW erfüllt werden. 

Eine Bekanntgabe der Haushaltssatzung 2025/2026 ist erst nach Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes durch die Kommunalaufsicht 
zulässig. Bis dahin gelten die einschränkenden, verschärften Regelungen des § 82 Absätze 1 bis 4 Gemeindeordnung NRW zur vorläufigen 
Haushaltsführung.  

Zu weiteren Informationen wird auf die gesonderte Anlage „Haushaltssicherungskonzept“ verwiesen. 

 

4. Ergebnisplan 2025 bis 2036 

Die Planung umfasst neben dem Planansatz 2025 und 2026, die mittelfristige Finanzplanung 2027 bis 2029 und aufgrund des 
Haushaltssicherungskonzeptes ergänzend die Plandaten 2030 bis 2036. Der globale Minderaufwand kann nach § 79 Absatz 3 Gemeindeordnung 
NRW in Höhe von 2 v. H. der ordentlichen Aufwendungen in Ansatz gebracht werden, wenn trotz Ausnutzung von Spar- und Ertragsmöglichkeiten 
der Ausgleich des Jahresergebnisses nicht erreicht werden kann. 

Im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2024 wurden bereits rund 7,2 Mio. Euro eingekürzt. Weiteren Kürzungen erfolgten im Rahmen der 
Haushaltsplanaufstellung 2025/2026. Dennoch gelingt es bei weitem nicht, den erforderlichen Haushaltsausgleich in den Jahren 2025 und 2026 
darzustellen.  

Die Ertrags- und Aufwandslage macht unmissverständlich klar, dass die Stadt Overath unter den gegebenen Rahmenbedingungen nicht mehr in der 
Lage ist, weitere Finanzlasten aus Maßnahmen des Bundes, des Landes, des Landschaftsverbandes oder des Kreises zu schultern.   
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Ergebnisplan 2025/2026 incl. Zeitraum Haushaltssicherungskonzept bis 2036 

Erträge und 
Aufwendungen 

vorläufiges 
Ergebnis 

2023 

Ansatz              
2024 

Ansatz                
2025 

Ansatz             
2026 

Ansatz             
2027 

Ansatz             
2028 

Ansatz             
2029 

Ansatz             
2030 

Ansatz             
2031 

Ansatz             
2032 

Ansatz             
2033 

Ansatz             
2034 

Ansatz             
2035 

Ansatz          
2036 

  in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Ordentliche Erträge 75.888.563 78.382.985 82.103.343 91.275.307 95.353.964 98.347.534 101.480.787 103.690.281 107.155.086 109.763.605 113.471.982 116.121.174 120.019.182 122.658.017 

Ordentliche 
Aufwendungen 80.432.614 85.661.142 93.097.322 97.657.601 99.636.803 101.777.315 103.289.892 105.228.533 107.189.843 109.233.621 110.242.282 111.290.940 112.608.081 113.716.704 

Ordentliches 
Ergebnis -4.544.051 -7.278.157 -10.993.979 -6.382.294 -4.282.839 -3.429.781 -1.809.105 -1.538.252 -34.757 529.984 3.229.700 4.830.234 7.411.101 8.941.313 

Finanzergebnis -1.526.174 -221.000 -855.588 -1.208.783 -1.588.696 -1.951.323 -2.187.349 -2.380.819 -2.584.344 -2.627.793 -2.608.164 -2.545.457 -2.442.670 -2.317.460 

Ergebnis der 
laufenden 
Verwaltungstätigkeit 

-6.070.225 -7.499.157 -11.849.567 -7.591.077 -5.871.535 -5.381.104 -3.996.454 -3.919.071 -2.619.101 -2.097.809 621.536 2.284.777 4.968.431 6.623.853 

Außerordentliches 
Ergebnis 0 0 0 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 

Jahresergebnis -6.070.225 -7.499.157 -11.849.567 -7.971.077 -6.251.535 -5.761.104 -4.376.454 -4.299.071 -2.999.101 -2.477.809 241.536 1.904.777 4.588.431 6.243.853 

globaler 
Minderaufwand 0 826.000 1.861.000 1.953.000 1.992.000 2.035.000 2.065.000 2.104.000 2.143.000 2.184.000 2.204.000 2.225.000 2.252.000 2.274.000 

Jahresergebnis nach 
Abzug globaler 
Minderaufwand 

-6.070.225 -6.673.157 -9.988.567 -6.018.077 -4.259.535 -3.726.104 -2.311.454 -2.195.071 -856.101 -293.809 2.445.536 4.129.777 6.840.431 8.517.853 
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4.1 Erträge 

Erträge 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
  in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Steuern und 
ähnliche Abgaben 51.122.900 54.334.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900 

Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen 20.653.628 26.530.888 27.351.236 28.382.512 29.098.077 29.968.177 30.922.775 32.110.367 33.285.775 34.511.045 35.786.178 36.941.184 

Sonstige 
Transfererträge 773.500 781.035 788.846 796.735 804.703 812.751 820.879 829.088 829.088 829.088 829.088 829.088 

öffentlich-rechtliche 
Leistungsentgelte 4.471.177 4.512.572 4.606.538 4.650.991 4.695.733 4.740.776 4.786.119 4.831.766 4.842.304 4.852.801 4.863.257 4.873.674 

Privatrechtliche 
Leistungsentgelte 800.234 808.031 816.111 824.271 832.513 840.834 849.241 857.733 857.733 857.733 857.733 857.733 

Kostenerstattungen 
und Kostenumlagen 2.689.491 2.712.635 2.736.181 2.759.962 2.783.981 2.808.240 2.832.741 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 

Sonstige ordentliche 
Erträge 1.581.413 1.584.246 1.587.141 1.590.040 1.592.944 1.595.853 1.598.766 1.601.683 1.603.314 1.604.939 1.606.558 1.608.170 

Aktivierte 
Eigenleistungen 11.000 11.100 11.211 11.323 11.436 11.550 11.665 11.782 11.782 11.782 11.782 11.782 

Ordentliche Erträge 82.103.343 91.275.307 95.353.964 98.347.534 101.480.787 103.690.281 107.155.086 109.763.605 113.471.982 116.121.174 120.019.182 122.658.017 
 

 

62%
25%

1%

6% 1% 3% 2%
0%

Ordentliche Erträge
Steuern und ähnliche Abgaben

Zuwendungen und allgemeine Umlagen

Sonstige Transfererträge

öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte

Privatrechtliche Leistungsentgelte

Kostenerstattungen und Kostenumlagen

Sonstige ordentliche Erträge
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Die Erträge wurden unter Berücksichtigung der Orientierungsdaten in 2026, 2027 und 2028 unter Anwendung derselben, die Schlüsselzuweisungen 
etc. gemäß 1. Modellrechnung zum GFG 2025 sowie den Einschätzungen aus der Herbst-Steuerschätzung des Bundes kalkuliert. Dabei wurden 
ergänzend die örtlichen Einflussfaktoren (z. B. vermarktungsfähige neue Bebauungsgebiete) berücksichtigt. 

4.1.1 Steuern und ähnliche Abgaben 

Die Steuern und ähnlichen Abgaben werden unter Verwendung der nachstehenden Hebesätze geplant: 

Realsteuerhebesätze 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
Gewerbesteuer 465 550 550 550 550 550 550 550 550 550 550 550 550 

Grundsteuer B 850 995 1.100 1.200 1.200 1.300 1.300 1.400 1.400 1.500 1.500 1.600 1.600 

Grundsteuer A 360 400 400 400 400 400 400 400 400 400 400 400 400 

 

Die Steuererträge der Grundsteuer A sind mit einem Hebesatz in Höhe von 400 v. H. (Vorjahr: 360 v. H.) ab dem 01.01.2025 kalkuliert worden. Der 
Hebesatz in Höhe von 400 v. H. für die Grundsteuer A wird für den gesamten Zeitraum des Haushaltssicherungskonzeptes beibehalten. Der vom 
Land NRW publizierte aufkommensneutrale Hebesatz in Höhe von 416 v. H. (Stand 09.09.2024) wird nicht berücksichtigt, weil die Wohngrundstücke 
der Land- und Forstwirtschaft infolge der Grundsteuerreform nicht mehr der Grundsteuer A zu unterwerfen sind, sondern der Grundsteuer B 
zugewiesen worden sind. Auch die Land- und Forstwirtschaft nutzt und profitiert von kommunaler Infrastruktur. Den gestiegenen Kosten für die 
Pflege, die Erneuerung und die Erweiterung dieser wird durch die Anhebung des Hebesatzes Rechnung getragen. 

Die Veranschlagung der Steuererträge aus der Grundsteuer B berücksichtigt die Entwicklungen der Grundsteuerreform. Es wird ein einheitlicher 
Grundsteuerhebesatz in Höhe von 995 v. H. für das Haushaltsjahr 2025 (Vorjahr: 850 v. H.) und 1.100 v. H. für das Haushaltsjahr 2026 in der 
Berechnung verwendet. Die extreme Haushaltslage der Stadt Overath, geprägt von einem Gewerbesteuerausfall in 2024 in Höhe von fast 30%, 
erheblicher Kostensteigerungen infolge der Inflation, der allgemein spürbaren Rezession erlaubt eine nur aufkommensneutrale Festsetzung der 
Hebesätze nicht. Das Land NRW publiziert für die Grundsteuer B einen einheitlichen, aufkommensneutralen Hebesatz in Höhe von 865 v. H., der 
damit nur geringfügig vom bisher geltenden Hebesatz abweicht. Dennoch sind erhebliche Verschiebungen in den Messbeträgen zwischen 
unterschiedlichen Wohngrundstücken und Nichtwohngrundstücken zu erwarten, die zu spürbaren Mehrbelastungen im Einzelfall führen können. 
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Daneben werden durch das Land differenzierte Hebesätze in Höhe von 778 v. H. für Wohngrundstücke und 1.125 v. H. für Nichtwohngrundstücke 
publiziert. Der Ansatz differenzierter Hebesätze begegnet gravierenden verfassungsrechtlichen Bedenken unter Fachjuristen, entsprechende 
Gutachten wurden in den Medien veröffentlicht. Sie sehen hierin vereinfacht ausgedrückt vorwiegend einen unzulässigen Versuch, die vom 
Bundesverfassungsgericht eingeforderte Korrektur der Grundstücksbewertung durch Ergebniskorrektur auf alte Wertverhältnisse zurückzudrehen. 
Die Auswertung der Grundsteuermessbeträge auf dem Gebiet der Stadt Overath zeigt zudem einen erheblichen Rückgang der Messbeträge bei den 
Nichtwohngrundstücken, während ein wesentlicher Anstieg im Bereich der Einfamilienhäuser zu verzeichnen ist.  

Die Nachhaltigkeitssatzung sieht einen „Generationenbeitrag“ im Falle nicht ausgeglichener Haushalte vor. Vor dem Hintergrund der extremen 
Haushaltslage verbunden mit einer allgemeinen Rezession und gleichzeitiger Realisierung der Grundsteuerreform wird die Anwendung der 
Nachhaltigkeitssatzung für nicht vertretbar gehalten. Hierzu wird im Einzelnen auf die Vorlage zu Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung 
2025/2026 in den Rat verwiesen. 

Für die Leistungen zur Straßenreinigung und zum Winterdienst werden analog zu den Vorjahren weiterhin keine gesonderten Gebühren erhoben. 
Die Höhe von Hebesätzen steht allgemein unter öffentlicher Beobachtung. Der Anstieg der Hebesätze wird Kritik erfahren, ist letztlich aber auch 
getrieben von Kostensteigerungen im Personal- und Sachmitteleinsatz in diesem Aufgabenbereich. Vor dem Hintergrund der nun vorliegenden 
extremen Haushaltslage in der Stadt Overath werden im Rahmen der Haushaltssicherung die Vor- und Nachteile einer gesonderten 
Gebührenerhebung für diesen Aufgabenbereich abzuwägen sein. Die Überprüfung spezielle Entgelte an verschiedenen Stellen im Haushalt wird als 
Maßnahme in das Haushaltssicherungskonzept aufgenommen werden. In den Vorjahren waren die Kosten der Straßenreinigung und des 
Winterdienstes etwa 14 Punkte im Hebesatz der Grundsteuer B enthalten.  

Die Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und Umsatzsteuer sind für das Jahr 2025 aus der 1. Modellrechnung zum GFG 2025 in die Planung 
übernommen worden. Entsprechendes gilt auch für die Kompensationsleistungen. Die Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und der 
Umsatzsteuer unterliegen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der Ertrag daraus ist durch die Kommunen nicht unmittelbar beeinflussbar. 
Angesichts der aus den Medien bekannten schwierigen Lage der Automobilindustrie (VW, Mercedes, Ford) mit der Ausstrahlung auf die 
Stahlbranche (Thyssen Krupp Steel) und die Zulieferindustrie (Bosch u.a.) werden die Erwartungen an die Entwicklung der deutschen Wirtschaft von 
den Fachinstituten nach unten korrigiert. Eine Trendwende ist derzeit nicht absehbar, wenngleich sich der Arbeitsmarkt trotz dieser Situation noch 
robust zeigt. Der allgemeinhin bekannte Mangel an Arbeitskräften lässt in dieser Situation hoffen, dass freigesetzte Mitarbeitenden in einem 
Wirtschaftszweig zeitnah eine andere Beschäftigung erhalten und so ein nachteiliger Effekt auf die Einkommensteuer ausbleibt. Ausgemacht und  
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bestätigt ist dieser Wandel bislang aber noch nicht, so dass im Doppelhaushalt für das Jahr 2026 dementsprechend nur die Orientierungsdaten 
verwendet worden sind. Die Herangehensweise erscheint diesbezüglich auch plausibel. Die zu erwartenden positiven Effekte aus der 
Altschuldenentlastung sowie aus dem Sondervermögen des Bundes sind in die Kalkulation des Haushaltsplans 2025/2026 nicht eingegangen, 
versprechen aber positive Effekte. 

Die Hundesteuer wurde auf Basis der aktuellen Fallzahlen kalkuliert. Eine Gebührensatzänderung erfolgte bisher nicht, kann aber Gegenstand des 
Haushaltssicherungskonzeptes werden. 

Die Einnahmeerwartung aus der Zweitwohnungssteuer wurde aus den aktuellen Veranlagungsdaten abgeleitet, eine maßgebliche Erhöhung der 
Einnahmen aus veränderten Fallzahlen ist nicht zu erwarten. Gleichwohl kann im Rahmen der Haushaltssicherung die Höhe der 
Zweitwohnungssteuer erwogen werden. 

Die Plandaten stellen sich im Einzelnen wie folgt dar: 

Steuern und ähnliche 
Abgaben 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Grundsteuer A 75.900 76.800 77.700 78.700 79.400 80.100 80.900 81.700 82.500 83.300 84.100 84.900 

Grundsteuer B 10.629.000 11.900.000 13.150.000 13.320.000 14.570.000 14.710.000 15.990.000 16.140.000 17.460.000 17.630.000 18.990.000 19.170.000 

Gewerbesteuer 18.670.000 19.520.000 20.220.000 20.880.000 21.290.000 21.710.000 22.140.000 22.580.000 23.030.000 23.490.000 23.950.000 24.420.000 
Gemeindeanteil an der  
Einkommensteuer 17.440.000 18.430.000 19.460.000 20.400.000 21.010.000 21.640.000 22.290.000 22.960.000 23.650.000 24.360.000 25.090.000 25.840.000 

Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer 1.920.000 1.960.000 2.000.000 2.050.000 2.090.000 2.130.000 2.170.000 2.220.000 2.260.000 2.310.000 2.350.000 2.400.000 

Familienleistungsausgleich 1.788.000 1.848.000 1.899.000 1.953.000 1.972.000 1.992.000 2.012.000 2.032.000 2.052.000 2.073.000 2.093.000 2.114.000 

Vergnügungssteuer 300.000 300.000 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 320.000 

Hundesteuer 240.000 240.000 260.000 260.000 260.000 260.000 260.000 260.000 260.000 260.000 260.000 260.000 

Zweitwohnungssteuer 60.000 60.000 70.000 70.000 70.000 70.000 70.000 70.000 70.000 70.000 70.000 70.000 

Summen 51.122.900 54.334.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900 
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4.1.2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 

Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Schlüsselzuweisungen 
Land 7.315.935 13.120.000 13.830.000 14.720.000 15.290.000 16.040.000 16.900.000 17.990.000 19.130.000 20.320.000 21.560.000 22.680.000 

02 Bedarfszuweisungen Land 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 327.482 

03 Allgemeine Zuweisungen 
Land 591.217 592.683 594.163 595.659 597.170 598.695 600.235 601.792 601.792 601.792 601.792 601.792 

04 Zuweisungen für lfd. 
Zwecke Land 9.739.863 9.794.865 9.847.163 9.970.526 10.058.312 10.140.773 10.217.857 10.278.058 10.278.058 10.278.058 10.278.058 10.278.058 

04 Zuschüsse für lfd. Zwecke 
Land 49.456 29.720 49.987 30.257 50.530 50.805 31.083 31.364 31.364 31.364 31.364 31.364 

05 Erträge aus der Auflösung 
Sonderposten 2.629.675 2.666.138 2.702.441 2.738.588 2.774.583 2.810.422 2.846.118 2.881.671 2.917.079 2.952.349 2.987.482 3.022.488 

Summen 20.653.628 26.530.888 27.351.236 28.382.512 29.098.077 29.968.177 30.922.775 32.110.367 33.285.775 34.511.045 35.786.178 36.941.184 

21%
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Die Schlüsselzuweisungen des Haushaltsjahres 2025 entsprechen den Festsetzungen im GFG 2025. Sie wurden unter Berücksichtigung der örtlichen 
Steuerkraft und unter Anwendung der fiktiven Hebesätze im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung und für Zwecke des freiwilligen 
Haushaltssicherungskonzeptes bis zum Planungsjahr 2036 entsprechend den Daten, Vorgaben und Hinweisen des Orientierungsdatenerlasses sowie 
der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklungen zurückhaltend hochgerechnet. 

Die Bedarfszuweisungen Land enthalten die Abwassergebührenhilfe, die an die Stadtwerke Overath-Entsorgung durchgereicht wird. 

Die Zuweisungen vom Land beinhalten u.a. die konsumtiven Landeszuwendungen für die Kindertageseinrichtungen, für den Betrieb der Offenen 
Ganztagsschule und die Kosten der Inklusion. Die in 2019 erstmals gezahlte Aufwands- und Unterhaltungspauschale wird auch in 2025 als 
Zuweisung gewährt. Die Mittel stehe im Rahmen der Gesamtdeckung für lfd. Zwecke zur Verfügung. 

Zuweisungen und Zuschüsse, soweit sich nicht nur für konsumtive Aufwendung gewährt werden, sondern für Investitionen, werden als 
Sonderposten in der kommunalen Bilanz gesondert als Passiva ausgewiesen. Sonderposten werden den jeweiligen Vermögensgegenständen als 
Finanzierungsbestandteil zugeordnet. Die kalkulatorische Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände (Abschreibungen) bestimmt den Zeitraum, in 
dem die ihnen zugeordneten Sonderposten ertragswirksamen aufzulösen sind. Die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Zuweisungen 
stellen keine Einzahlungen dar und bleiben daher in der Finanzrechnung außer Ansatz. 
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4.1.3 Sonstige Transfererträge 

Sonstige Transfererträge 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Ersatz von Sozialen Leistungen außerhalb von 
Einrichtungen 616.000 621.960 628.180 634.462 640.807 647.215 653.687 660.223 660.223 660.223 660.223 660.223 

02 Übergeleitete Unterhaltsansprüche 2.500 2.525 2.550 2.576 2.602 2.628 2.654 2.681 2.681 2.681 2.681 2.681 

03 Übergeleitete Unterhaltsansprüche gegen 
Unterhaltsverpflichtete 48.000 48.480 48.965 49.455 49.950 50.450 50.955 51.465 51.465 51.465 51.465 51.465 

04 Ersatz von Sozialen Leistungen in 
Einrichtungen 107.000 108.070 109.151 110.242 111.344 112.458 113.583 114.719 114.719 114.719 114.719 114.719 

Summen 773.500 781.035 788.846 796.735 804.703 812.751 820.879 829.088 829.088 829.088 829.088 829.088 

In den Transfererträgen werden Kostenbeteiligungen und Erstattungen an das Jugendamt sowie die Erstattungen für die Leistungen nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) ausgewiesen.  Maßgeblich wirken sich zudem die Erstattungspauschalen nach FlüAG aus dem Bereich 
Asylbewerber an dieser Position aus. Im Bereich des FlüAG erfolgt die Kalkulation unter Berücksichtigung einer Erstattungsquote von rund 85%. 
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4.1.4 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 

Öffentlich-rechtliche 
Leistungsentgelte 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Verwaltungsgebühren 624.750 626.111 679.653 683.430 687.247 691.102 694.995 698.927 698.927 698.927 698.927 698.927 
02 Benutzungsgebühren und 
ähnliche Entgelte 316.227 318.790 321.528 324.293 327.086 329.907 332.756 335.634 335.634 335.634 335.634 335.634 

03 Benutzungsgebühren 
Bestattungswesen 376.687 379.579 382.497 385.446 388.422 391.432 394.472 397.541 397.541 397.541 397.541 397.541 

04 Elternbeiträge 
Kindergärten 2.372.810 2.396.539 2.420.505 2.444.711 2.469.157 2.493.848 2.518.787 2.543.975 2.543.975 2.543.975 2.543.975 2.543.975 

05 Erträge aus der Auflösung 
von Sonderposten für 
Beiträge 

780.703 791.553 802.355 813.111 823.821 834.487 845.109 855.689 866.227 876.724 887.180 897.597 

Summen 4.471.177 4.512.572 4.606.538 4.650.991 4.695.733 4.740.776 4.786.119 4.831.766 4.842.304 4.852.801 4.863.257 4.873.674 

Verwaltungsgebühren werden für die Inanspruchnahme unterschiedlicher kommunaler Dienstleistungen erhoben. Die erheblichsten 
Ertragspositionen sind die Verwaltungsgebühren im Bereich Bürgerservice, Ordnungswesen, Standesamt, Verkehrswesen und Bauordnung. In das 
Haushaltssicherungskonzept wird die Überprüfung der Verwaltungsgebührensatzung als Konsolidierungsmaßnahme aufgenommen. 

Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte beinhalten vorwiegend die Entgelte für die Gebühren im Bestattungswesen. Die Aufgabe der 
Abfallentsorgung war ab dem 01.01.2024 auf den Bergischen Abfallverband übertragen worden ist.  

Die Haushaltsansätze der Elternbeiträge für offene Ganztagsschulen und Kindergärten beinhalten bereits die neuen Regelungen. Im Rahmen der 
Haushaltssicherung konnten diese Maßnahmen bereits durch das Jungendamt umgesetzt werden. Gegenüber den Vorjahren ist mit Mehrerträgen 
in Höhe von 228.637,00 EUR zu rechnen. Den neuen Regelungen hat der Jugendhilfeausschuss in seiner Sitzung 18. Sitzung am 27.11.2024 
zugestimmt. 

Die Auflösung von Sonderposten aus Beiträgen ist als Ertrag zu veranschlagen. Analog zur oben beschriebenen Vorgehensweise bei Zuweisungen 
und Zuschüssen für Investitionen sind auch Beiträge nach BauGB und KAG für Investitionen als Sonderposten zu passivieren und entsprechend der 
Abnutzung des zugeordneten Vermögensgegenstandes ertragswirksam aufzulösen. 

27 / 463



Haushaltssatzung 2025/2026 

 

4.1.5 Privatrechtliche Leistungsentgelte 

Privat-rechtliche 
Leistungsentgelte 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Mieten und Pachten 734.739 741.882 749.302 756.795 764.364 772.006 779.725 787.522 787.522 787.522 787.522 787.522 

02 Erträge aus dem Verkauf 
von Vorräten 345 350 355 360 365 370 375 381 381 381 381 381 

03 Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte 65.150 65.799 66.454 67.116 67.784 68.458 69.141 69.830 69.830 69.830 69.830 69.830 

Summen 800.234 808.031 816.111 824.271 832.513 840.834 849.241 857.733 857.733 857.733 857.733 857.733 

Aus dem städtischen Grundstücks- und Gebäudebestand werden Erträge aus Mieten, Pachten und Mietnebenkosten erwirtschaftet. Die Anpassung 
der Mieterträge an die aktuelle Marktsituation ist im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes als Konsolidierungsmaßnahme vorgesehen. Eine 
konkrete Ansatzveränderung konnte in die Haushaltssatzung 2025/2026 noch nicht aufgenommen werden. 

Die sonstigen Leistungsentgelte beinhalten insbesondere Erträge aus der Einspeisung des BHKW SZ Cyriax und einer Erstattung der Energiesteuer 
aus Vorjahren. 
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4.1.6 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 

Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Kostenumlagen Bund 46.000 46.460 46.925 47.394 47.868 48.347 48.830 49.318 49.318 49.318 49.318 49.318 

02 Kostenumlagen Land 574.600 580.280 586.017 591.812 597.665 603.576 609.546 615.576 615.576 615.576 615.576 615.576 
03 Kostenumlagen von 
Gemeinden allgemein 18.050 18.050 18.215 18.382 18.550 18.720 18.892 19.065 19.065 19.065 19.065 19.065 

04 Kostenumlagen von 
Gemeinden  von örtlichen und 
überörtlichen Trägern (Hilfe zur 
Erziehung) 

1.660.000 1.676.600 1.693.366 1.710.299 1.727.402 1.744.676 1.762.122 1.779.743 1.779.743 1.779.743 1.779.743 1.779.743 

05 Kostenumlagen von 
verbundenen Unternehmen 280.291 280.500 280.711 280.924 281.139 281.357 281.577 281.799 281.799 281.799 281.799 281.799 

06 Kostenerstattungen von 
privaten Unternehmen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

07 Kostenerstattungen von 
übrigen Bereichen 34.970 35.165 35.367 35.571 35.777 35.984 36.194 36.405 36.405 36.405 36.405 36.405 

99 Kostenumlagen von 
Zweckverbänden 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 75.580 

Summen 2.689.491 2.712.635 2.736.181 2.759.962 2.783.981 2.808.240 2.832.741 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 

Die Kostenumlagen des Bundes beinhalten Raumkostenerstattungen und Bewirtschaftungskosten im Zusammenhang mit der Beherbergung von 
Geflüchteten. 
Insbesondere Erstattungspauschalen nach dem UVG werden als Kostenumlagen Land veranschlagt.  

Im Bereich der Kostenumlagen von Gemeinden werden vorwiegend die Erstattungen anderer Träger der Jugendhilfe ausgewiesen. 

Die Kostenumlagen von verbundenen Unternehmen beinhalten insbesondere die Erstattungen der Stadtwerke, der SEGO und der Mensa GmbH, 
sowie der AggerEnergie. Die Kostenumlagen sollen im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes geprüft und im Bedarfsfall angepasst werden. 

Erstattungen von Unternehmen und übrigen Bereichen beinhalten Erstattungen von Versicherungsunternehmen und Privaten im Zusammenhang 
mit Schadenereignissen. 
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4.1.7 Sonstige ordentliche Erträge 

Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Konzessionsabgaben 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 1.015.200 
02 Erträge aus der Veräußerung 
von Immobilien 50.000 50.500 51.005 51.515 52.030 52.550 53.076 53.607 53.607 53.607 53.607 53.607 

03 Erträge aus der Veräußerung 
von beweglichem Vermögen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

04 Buß- und Zwangsgelder 275.200 275.242 275.345 275.449 275.555 275.662 275.769 275.877 275.877 275.877 275.877 275.877 
05 Erträge aus dem 
Forderungsmanagement 120.100 120.711 121.326 121.946 122.571 123.202 123.838 124.479 124.479 124.479 124.479 124.479 

06 Erträge aus der Auflösung 
von Sonderposten 120.913 122.593 124.265 125.930 127.588 129.239 130.883 132.520 134.151 135.776 137.395 139.007 

07 Andere sonstige ordentliche 
Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Summen 1.581.413 1.584.246 1.587.141 1.590.040 1.592.944 1.595.853 1.598.766 1.601.683 1.603.314 1.604.939 1.606.558 1.608.170 

Die Konzessionsabgaben basieren auf entsprechenden Konzessionsverträgen und orientieren sich am Erfolg der Unternehmen. Die Ansätze 
basieren auf den Ergebnissen der letzten Jahre. Die Beteiligungen sollen darauf hinwirken, dass mit betriebswirtschaftlich anerkannten und mit dem 
Kommunalabgabengesetz im Einklang stehende Gebühren, Beiträge und/oder Entgelte mindestens kostendeckend erhoben werden, damit die 
Konzessionsabgaben in vollem Umfang dem städtischen Haushalt zugeführt werden können.  

Entsprechendes gilt auch für angemessene Gewinnausschüttungen der Beteiligungen, als angemessene Verzinsung für das von der Stadt dort 
eingesetzt Kapital. Gewinnausschüttungen werden in den Finanzerträgen (Abschnitt 4.3.1) veranschlagt. Defizitäre Beteiligungen sind angehalten 
ihre Wirtschaftsleistung zu stärken und auszuweiten, damit sie künftig nachhaltig einen Beitrag zur Finanzierung der gesamtkommunalen Aufgaben 
leisten können. Das Beteiligungsmanagement soll im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes aufgegriffen werden, damit mittelfristig positive 
Effekte erzielt werden können. 
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Die Erträge aus der Veräußerung von Immobilien beinhalten nur kleinere Veräußerungen. In das Haushaltssicherungskonzept wird ein Prüfauftrag 
aufgenommen, ob die Veräußerung von Objekten an Dritte einen sinnstiftenden und zweckdienlichen Beitrag zur Konsolidierung der städtischen 
Finanzen leisten kann. 

Die Veranschlagung der Buß- und Zwangsgelder orientiert sich an den Jahresergebnissen und den Erfahrungen der letzten Jahre.  

Die Erträge aus dem Forderungsmanagement beinhalten die Mahngebühren, Vollstreckungsgebühren und Säumniszuschläge. Die angesetzten 
Planwerte berücksichtigen die bisherigen Jahresergebnisse und die Erfahrungen der letzten Jahre. Das Forderungsmanagement wird stringent 
umgesetzt. Im Haushaltsjahr 2024 zeigen sind zunehmend Zahlungsverzögerungen und Forderungsausfälle. Geraten Einwohner oder 
Abgabenpflichtige in schwierige wirtschaftliche Verhältnisse werden Vereinbarungen über Stundungen und Ratenzahlungen den Schuldnern 
öffentlicher und/oder privatrechtlicher, städtischer Forderungen soweit vertretbar eingeräumt. Dabei wird auf das berechtigte Interesse an einer 
einheitlichen Leistungsverpflichtung aller Einwohner und Abgabenpflichtigen geachtet. Dazu sollen Vereinbarungszeiträume für Stundungen und 
Ratenzahlungen von mehr als 12 Monaten in der Regel nicht überschritten werden. Angemessene Zinsen werden nach den geltenden Regelungen 
festgesetzt. Soweit geboten werden Mahngebühren, Vollstreckungsgebühren und auch Säumniszuschläge erhoben. 

Die Erträge aus der Auflösung von sonstigen Sonderposten sind nicht zahlungswirksam und stehen im Zusammenhang mit Zuschüssen, Spenden 
und oder Drittfinanzierung von Investitionen. Die Auflösung der sonstigen Sonderposten erfolgt dabei analog zu den Abschreibungen der 
Investitionen.  
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4.2 Aufwendungen 

Aufwendungen 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Personalaufwendungen 17.711.218 18.065.434 18.426.738 18.795.219 19.171.149 19.554.614 19.945.702 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 

Versorgungsaufwendungen 1.732.981 1.767.641 1.802.995 1.839.055 1.875.836 1.913.353 1.951.621 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 

Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 11.834.700 12.555.557 12.378.102 12.557.393 12.488.648 12.660.057 12.815.632 12.953.443 12.953.438 12.953.433 12.953.428 12.953.423 

Bilanzielle Abschreibungen 5.445.884 5.545.876 5.645.868 5.745.860 5.845.852 5.945.844 6.045.836 6.145.828 6.245.820 6.345.812 6.445.804 6.545.796 

Transferaufwendungen 51.362.436 54.314.755 55.839.427 57.268.805 58.161.296 59.351.322 60.580.357 61.847.914 62.753.914 63.699.914 64.916.914 65.923.914 

Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 5.010.103 5.408.338 5.543.673 5.570.983 5.747.111 5.803.343 5.850.695 5.951.175 5.953.849 5.956.520 5.956.674 5.958.310 

Ordentliche Aufwendungen 93.097.322 97.657.601 99.636.803 101.777.315 103.289.892 105.228.533 107.189.843 109.233.621 110.242.282 111.290.940 112.608.081 113.716.704 

 

19%
2%
13%

6%55%

5%

Ordentliche Aufwendungen 

Personalaufwendungen

Versorgungsaufwendungen

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

Bilanzielle Abschreibungen

Transferaufwendungen

Sonstige ordentliche Aufwendungen
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Die Aufwendungen wurden restriktiv, aber mit den voraussichtlich benötigten Ansätzen in den Entwurf der Haushaltssatzung aufgenommen. Im 
Rahmen der verwaltungsinternen Beratungen wurden Kürzungen gegenüber den Mittelanforderungen mit den Fachverantwortlichen abgestimmt. 
Auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen und der vorliegenden extremen Haushaltslage werden zusätzliche Kürzungen mit rund 2% globalen 
Minderaufwand in den Entwurf der Haushaltssatzung eingepreist. Weiteren Einsparungen sind für die nächsten Jahre zunächst zu erörtern. Sie 
werden innerhalb des nun pflichtigen Haushaltssicherungskonzeptes aufgelistet und erläutert. 

4.2.1 Personalaufwendungen 

Personalaufwendungen 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Bezüge der Beamten 1.808.136 1.844.302 1.881.188 1.918.812 1.957.184 1.996.327 2.036.254 2.076.979 2.076.979 2.076.979 2.076.979 2.076.979 

02 Vergütungen der tariflich Beschäftigten 11.424.258 11.652.719 11.885.762 12.123.429 12.365.910 12.613.258 12.865.509 13.122.813 13.122.813 13.122.813 13.122.813 13.122.813 

03 Vergütungen der sonstigen Beschäftigten 77.111 78.654 80.227 81.830 83.466 85.135 86.837 88.575 88.575 88.575 88.575 88.575 

04 Sozialversicherungsbeiträge für tariflich 
und sonstige Beschäftige 2.363.647 2.410.920 2.459.140 2.508.324 2.558.489 2.609.659 2.661.852 2.715.087 2.715.087 2.715.087 2.715.087 2.715.087 

05 Beiträge zur Versorgungskasse für tariflich 
und sonstige Beschäftigte 880.193 897.797 915.755 934.074 952.754 971.811 991.247 1.011.073 1.011.073 1.011.073 1.011.073 1.011.073 

06 Beihilfen und Unterstützungsleistungen 
für Beschäftigte 111.165 113.389 115.660 117.977 120.337 122.743 125.198 127.705 127.705 127.705 127.705 127.705 

07 Rückstellungen für Beamte 1.046.708 1.067.653 1.089.006 1.110.773 1.133.009 1.155.681 1.178.805 1.202.376 1.202.376 1.202.376 1.202.376 1.202.376 

Summen 17.711.218 18.065.434 18.426.738 18.795.219 19.171.149 19.554.614 19.945.702 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 

Die Personalaufwendungen berücksichtigen eine jährliche Tarifsteigerung von 2%. Ab dem Haushaltsjahr 2032 stagnieren die Personal-
aufwendungen. Es wird erwartet, dass Maßnahmen im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes greifen können. Die Chancen der Digitalisierung 
insbesondere auch im Zusammenhang mit der künstlichen Intelligenz lassen die Erwartungen zu, dass dem heute schon bestehenden  
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Arbeitskräftemangel mit Technikunterstützung in Teilbereichen der Verwaltung künftig begegnet werden kann. Zu den Haushaltsjahren 2025 und 
2026 wird ergänzend auf die Erläuterungen im Stellenplan verwiesen, der als Anlage der Haushaltssatzung beigefügt ist. Soweit sich ein 
Stellenmehrbedarf in einzelnen Bereichen ergeben hat, ist dieser in die Kalkulation der Personalaufwendungen eingegangen.  

Die Personalaufwendungen sind im Rahmen des Haushaltsplanes über die Ämtergrenzen und Produktgrenzen hinweg gegenseitig deckungsfähig. 
Für Stellenvakanzen in freiwilligen Aufgabenbereichen soll eine Wiederbesetzungssperre gelten. Aufgrund der extremen Haushaltslage wird im 
Einzelfall über die Fortsetzung der freiwilligen Aufgaben zu beraten und zu entscheiden sein.  

Aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahre treten bedingt durch die Arbeitsmarktsituation und auch aus vielfältigen anderen Gründen in dem ein 
oder anderen Bereich Stellenvakanzen auf. Daraus resultierende Minderaufwendungen werden in der Haushaltssatzung mit der Planungshilfe des 
globalen Minderaufwandes in Höhe von 3% der Personalaufwendungen berücksichtigt. Das Einsparziel soll soweit möglich Ämter- und 
Produktbereich übergreifend summarisch erreicht werden. 

 

4.2.2 Versorgungsaufwendungen 

Versorgungsaufwendungen 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Beiträge zur Versorgungskassen der 
Versorgungsempfänger 1.083.800 1.105.476 1.127.586 1.150.138 1.173.141 1.196.604 1.220.536 1.244.947 1.244.947 1.244.947 1.244.947 1.244.947 

02 Beihilfen und Unterstützungsleistungen 
für Versorgungsempfänger 257.575 262.727 267.982 273.342 278.809 284.385 290.073 295.874 295.874 295.874 295.874 295.874 

03 Rückstellungen für Versorgungsempfänger 391.606 399.438 407.427 415.575 423.886 432.364 441.012 449.832 449.832 449.832 449.832 449.832 

Summen 1.732.981 1.767.641 1.802.995 1.839.055 1.875.836 1.913.353 1.951.621 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 

In der Veranschlagung der Versorgungsaufwendungen wurden in Analogie zum Personalaufwand eine jährliche Tarifsteigerung von 2% 
vorgesehen. 

34 / 463



Haushaltssatzung 2025/2026 

 

 

4.2.3 Sach- und Dienstleistungen 

Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Instandsetzung der Grundstücke und 
bauliche Anlagen 557.842 574.474 591.605 609.249 627.420 646.135 665.411 685.263 685.263 685.263 685.263 685.263 

02 Instandsetzung des 
Infrastrukturvermögens 498.675 751.340 766.186 786.917 808.414 830.710 853.842 877.843 877.843 877.843 877.843 877.843 

03 Erstattungen an das Land 45.500 45.955 46.415 46.879 47.348 47.821 48.299 48.782 48.782 48.782 48.782 48.782 
04 Erstattungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände 766.028 774.504 783.134 791.869 800.712 809.663 818.723 827.895 827.895 827.895 827.895 827.895 

05 Erstattungen an Zweckverbände und 
andere Einrichtungen 79.400 80.254 81.119 81.994 82.880 83.776 84.683 85.600 85.600 85.600 85.600 85.600 

06 Erstattungen an verbundene 
Unternehmen 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 

07 Instandhaltung und Bewirtschaftung der 
Grundstücke und baulichen Anlagen 1.604.481 1.620.516 1.636.721 1.653.089 1.669.620 1.686.316 1.703.178 1.720.211 1.720.211 1.720.211 1.720.211 1.720.211 

08 Bewirtschaftung der Grundstücke und 
baulichen Anlagen 1.730.500 1.747.805 1.765.283 1.782.935 1.800.762 1.818.770 1.836.959 1.855.330 1.855.330 1.855.330 1.855.330 1.855.330 

09 Instandhaltung und Bewirtschaftung des 
Infrastrukturvermögens 2.294.398 2.575.833 2.625.022 2.671.579 2.720.442 2.771.811 2.825.907 2.882.974 2.882.974 2.882.974 2.882.974 2.882.974 

10 Aufwendungen für die Haltung von 
Fahrzeugen 290.850 293.350 295.768 298.961 304.130 306.771 310.192 314.119 314.119 314.119 314.119 314.119 

11 Unterhaltung des sonstigen beweglichen 
Vermögens 189.789 191.627 193.607 195.610 197.631 199.673 201.739 203.826 203.821 203.816 203.811 203.806 

12 Lernmittel nach dem 
Lernmittelfreiheitsgesetz 132.280 133.602 134.940 136.290 137.653 139.029 140.420 141.824 141.824 141.824 141.824 141.824 

13 Aufwendungen für Sachleistungen 580.996 573.326 561.884 567.721 574.286 579.360 582.993 588.340 588.340 588.340 588.340 588.340 

14 Aufwendungen für Dienstleistungen 3.051.961 3.180.971 2.884.418 2.922.300 2.705.350 2.728.222 2.731.286 2.709.436 2.709.436 2.709.436 2.709.436 2.709.436 

Summen 11.834.700 12.555.557 12.378.102 12.557.393 12.488.648 12.660.057 12.815.632 12.953.443 12.953.438 12.953.433 12.953.428 12.953.423 

Die Ansätze im Bereich der Sach- und Dienstleistungen restriktiv geplant worden. 
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Im Bereich der Instandsetzungen und Instandhaltungen sowie Bewirtschaftungskosten sind alle Maßnahmen veranschlagt, die die Sanierung der 
Gebäude und der Infrastruktur sowie des beweglichen Anlagevermögens betreffen. Entlastet werden diese Bereiche in 2025 ff durch die im Rahmen 
des Finanzausgleiches bereitgestellte Aufwands- und Unterhaltungspauschale. Nach dem GFG 2025 wird diese mit rund 300 TEUR in den 
allgemeinen Finanzmitteln veranschlagt und steht im Rahmen des Gesamtdeckungsprinzips zur Verfügung. Vorrangig sollen Maßnahmen, für die 
Rückstellungen gebildet worden sind, umgesetzt werden. 

Die Bewirtschaftungs-, Unterhaltungs- und Instandsetzungsaufwendungen insbesondere auch im Energiesektor zeigen in den vergangenen Jahren, 
dass in der Regel Einsparungen im laufenden Betrieb erzielbar sind. Teils aufgrund der Volatilität von Preisen, teils aber auch, weil aus Gründen der 
Vorsicht Reparatur und Instandsetzungsmaßnahmen geplant, aber letztlich nicht notwendigerweise umgesetzt werden müssen, bisweilen aufgrund 
des Fachkräftemangels auch nicht realisiert werden können. Im Rahmen der vorliegenden extremen Haushaltslage sind hier während der laufenden 
Bewirtschaftung Minderaufwendungen aus nicht dringenden Instandsetzungs- und Unterhaltungsarbeiten zu erwarten. Sie sollen daher in 
vertretbarer Weise nur verzögert bearbeitet werden. Die Bildung des globalen Minderaufwands kommt diesem Gedanken nach und reduziert das 
Ansatzvolumen um rd. 300 TEUR jährlich im Haushaltsjahr 2025 und Preisbedingt ansteigend in den Folgejahren. 

Insbesondere die Aufwendungen für die Instandsetzung und Instandhaltung des Straßenanlagevermögens sind im Rahmen der Haushaltsplanung 
Kürzungen in erheblichem Umfang vorgenommen worden. Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen der Vorjahre sind hier 
konsequent abzuarbeiten. Soweit die Gründe für die Rückstellungen entfallen sind, weil womöglich zwischenzeitlich aufgrund des aktuellen 
Schadensbildes der investiven Sanierung Vorrang eingeräumt werden kann, sollen die dadurch aufzulösenden Mittel für andere dringende und 
notwendige Straßenunterhaltungsmaßnahmen eingesetzt werden.  

Erstattungen an Gemeinden entstehen insbesondere im Bereich der Jugendhilfe. 

Die Erstattungen an verbundene Unternehmen betreffen Zahlungen der Stadt an die städtischen Beteiligungen. 

Die Erstattungen an Zweckverbände und sonstige Einrichtungen bilden z. B. Leistungen an die VHS, Kosten für Gerichtsvollzieher, 
Ölspurbeseitigungen und ähnliches ab.  

Die Schülerbeförderungskosten orientieren sich an die Aufwendungen der vorangegangenen Jahre und sind in den sonstigen Dienstleistungen 
enthalten. Darin sind ebenfalls Aufwendungen für Prüfung, Beratung und Rechtsanwalt enthalten. Sie orientieren sich an den Vorjahreswerten. 
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4.2.4 Bilanzielle Abschreibungen 

Bilanzielle Abschreibungen 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände 13.657 13.908 14.159 14.410 14.661 14.912 15.163 15.414 15.665 15.916 16.167 16.418 

02 Abschreibungen auf Aufbauten und 
Betriebsvorrichtung auf Grünflächen 196.765 200.378 203.991 207.604 211.217 214.830 218.443 222.056 225.669 229.282 232.895 236.508 

03 Abschreibungen auf Gebäude 1.616.008 1.645.679 1.675.350 1.705.021 1.734.692 1.764.363 1.794.034 1.823.705 1.853.376 1.883.047 1.912.718 1.942.389 

04 Abschreibungen auf Fahrzeuge 373.516 380.374 387.232 394.090 400.948 407.806 414.664 421.522 428.380 435.238 442.096 448.954 
05 Abschreibungen auf Maschinen und 
Technik 110.313 112.339 114.365 116.391 118.417 120.443 122.469 124.495 126.521 128.547 130.573 132.599 

06 Abschreibungen auf Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 656.070 668.117 680.164 692.211 704.258 716.305 728.352 740.399 752.446 764.493 776.540 788.587 

07 Abschreibungen auf Straßen, 
Plätze, Brücken und Tunnel 2.411.494 2.455.770 2.500.046 2.544.322 2.588.598 2.632.874 2.677.150 2.721.426 2.765.702 2.809.978 2.854.254 2.898.530 

08 Abschreibungen auf das 
Umlaufvermögen 68.061 69.311 70.561 71.811 73.061 74.311 75.561 76.811 78.061 79.311 80.561 81.811 

Summen 5.445.884 5.545.876 5.645.868 5.745.860 5.845.852 5.945.844 6.045.836 6.145.828 6.245.820 6.345.812 6.445.804 6.545.796 

Die Abschreibungen wurden fortgeführt. Die Zusammensetzung der jeweiligen Volumina und deren Verteilung auf die verschiedenen 
Anlagenklassen sind wie nachstehend dargestellt in Analogie zu 2022 zu erwarten. Den Abschreibungen stehen als Erträge die Auflösung von 
Sonderposten aus den erhaltenen Zuwendungen und Beiträgen gegenüber. Sonderposten werden als Passiva bilanziert und stehen dem 
Anlagevermögen gegenüber. Abschreibungszeiträume des Anlagevermögens entsprechen auf Basis des jeweiligen Vermögensgegenstandes den 
Auflösungszeiträumen der zugehörigen Sonderposten. Der Vermögenszuwachs wurde mit Prognosewerten in die Finanzplanung einbezogen. 
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4.2.5 Transferaufwendungen 

Transferaufwendungen 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Zuschüsse für laufende 
Zwecke an Gemeinden 53.000 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 66.500 

02 Zuschüsse für laufende 
Zwecke an Zweckverbände 330.000 363.000 399.300 439.230 483.153 531.468 584.615 643.077 643.077 643.077 643.077 643.077 

03 Zuschüsse für laufende 
Zwecke an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen 
und Sondervermögen 

577.482 577.482 577.482 577.482 577.482 577.482 577.482 577.482 577.482 577.482 827.482 827.482 

04 Zuschüsse für laufende 
Zwecke an privaten 
Unternehmen 

14.331.350 14.474.664 14.619.411 14.765.605 14.913.261 15.062.394 15.213.018 15.365.148 15.365.148 15.365.148 15.365.148 15.365.148 

05 Zuschüsse für laufende 
Zwecke an übrigen Bereiche 3.394.544 3.428.143 3.462.376 3.496.948 3.531.868 3.567.138 3.602.759 3.638.735 3.638.735 3.638.735 3.638.735 3.638.735 

06 Soziale Leistungen an 
natürliche Personen außerhalb 
von Einrichtungen 

7.901.160 7.980.167 8.059.970 8.140.569 8.221.976 8.304.195 8.387.236 8.471.108 8.471.108 8.471.108 8.471.108 8.471.108 

07 Soziale Leistungen an 
natürliche Personen in 
Einrichtungen 

4.218.900 4.260.889 4.303.498 4.346.533 4.389.999 4.433.898 4.478.237 4.523.019 4.523.019 4.523.019 4.523.019 4.523.019 

08 Sonstige Soziale Leistungen 691.000 697.910 704.890 711.938 719.057 726.247 733.510 740.845 740.845 740.845 740.845 740.845 

09 Gewerbesteuerumlage 1.117.000 1.128.000 1.168.000 1.206.000 1.230.000 1.254.000 1.279.000 1.304.000 1.330.000 1.356.000 1.383.000 1.410.000 

10 Kreisumlage 18.080.000 20.670.000 21.810.000 22.850.000 23.360.000 24.160.000 24.990.000 25.850.000 26.730.000 27.650.000 28.590.000 29.570.000 
11 sonstige 
Transferaufwendungen 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 668.000 

Summen 51.362.436 54.314.755 55.839.427 57.268.805 58.161.296 59.351.322 60.580.357 61.847.914 62.753.914 63.699.914 64.916.914 65.923.914 

Die Zuweisungen an verbundene Unternehmen und Sondervermögen beinhalten die Verlustübernahme der Mensa mbH sowie die 
Verlustabdeckung und den Betriebskostenzuschuss des Hallenbades Badino. 

Die Zuweisungen für Zweckverbände setzen sich insbesondere aus den Aufwendungen für den Entsorgungsdienstleister, sowie der 
Verbandsumlage für den Berufsschulzweckverband zusammen. 
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Die Zuschüsse an private Unternehmen berücksichtigen ausschließlich die Zahlungen im Bereich der Kindertagesstätten. Hierunter fallen sämtliche 
Aufwendungen an die privaten Träger der jeweiligen Kinderbetreuung.  

Die Zuschüsse an übrige Bereiche beinhalten insbesondere die Beträge zur OGATA, ebenfalls an dieser Position verortet sind Zuschüsse für offene 
Jugendarbeit, Denkmalpflege und auch der Beitrag an die Bücherei. 

Die Sozialen Leistung an natürliche Personen außerhalb von Einrichtungen (Jugendhilfe) ergeben sich die Haushaltsansätze aus den erwarteten 
Fallzahlen. Die Planung für 2025 rechnet erneut mit einer Steigerung der Kosten. Dennoch sind die geplanten Mittel restriktiv veranschlagt worden. 
Die Kostensteigerung im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung ist mit 2% kalkuliert worden. Enthalten sind auch die Leistungen für die 
unbegleitet minderjährigen Flüchtlinge.  

Die Veranschlagungen der Sozialen Leistungen an natürliche Personen innerhalb von Einrichtungen beinhalten auch die Leistungen nach dem 
AsylbLG. Sie berücksichtigen die erwartete Zahl der zu betreuenden Asylbewerber und orientiert sich zudem an der Erstattungsquote der Vorjahre.  

Die Gewerbesteuerumlage errechnet sich aus in den jeweiligen Haushaltsjahren veranschlagten Gewerbesteuereinnahmen. Der Umlagesatz in 
Höhe von 35 v. H. ist gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

Die Kreisumlage wurde auf Basis der im Kreishaushalt des RBK festgelegten Umlagesätze und der Umlagegrundlagen unter Berücksichtigung der 
Daten zum GFG 2025 kalkuliert. Der Haushaltsentwurf des Rheinisch Bergischen Kreises sieht einen allgemeinen Hebesatz von 35,5 v.H. vor. Die 
Kreisumlage steigt nach den Informationen des Rheinisch Bergischen Kreises ab 2026 auf 37,3 v. H.. Die Entwurfsplanung prognostiziert eine 
Entspannung im Ukraine Krieg und senkt infolge dessen den Hebesatz ab 2029 auf 36,8%. An dieser Stelle sei herausgehoben, dass der Anteil der 
Landschaftsverbandsumlage an der Kreisumlage im Planungszeitraum auf über 50% anwächst und die Steigerung der Kreisumlage ab 2026 
vorwiegend auf diese Veränderung zurückzuführen ist. Ungeachtet dessen muss der Appell an alle staatlichen Einrichtungen aus kommunaler Sicht 
aufrechterhalten werden, dass Umlageverbände wie Landschaftsverband und Kreis nicht fortwährend in die leeren Taschen der notleidenden Städte 
und Gemeinden greifen können. Der Ansatz des Globalen Minderaufwandes, der Einsatz der Ausgleichsrücklage und teilweise der Allgemeinen 
Rücklage zeigen eine entsprechende Bereitschaft zum Handeln. Die Kämmerer des Rheinisch-Bergischen Kreises haben sich im Rahmen der 
Benehmensherstellung mit dem Rheinisch-Bergischen Kreis positioniert und ihre Kritikpunkte aufgelistet. Im Hinblick auf die 
Landschaftsverbandsumlage sitzen Städte und Gemeinden mit dem Rheinisch-Bergischen Kreis in einem Boot. Die von den Kreiskämmerern 
vorgetragenen Argumente in Bezug auf Umlageverbände können in diesem Fall durchgereicht werden.  
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4.2.6 Sonstige ordentlichen Aufwendungen 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

01 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 500 500 500 500 500 500 500 500 500 500 500 500 

02 Besondere Aufwendungen für Beschäftigte 395.350 401.731 411.271 414.074 420.939 424.325 425.213 429.559 429.385 429.210 427.377 427.181 

03 Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige 
Tätigkeit 723.885 797.272 818.823 814.543 852.393 851.331 844.412 854.664 854.664 854.664 854.664 854.664 

04 Mieten und Pachten 1.181.340 1.182.327 1.194.568 1.186.483 1.199.282 1.211.311 1.223.474 1.236.071 1.236.039 1.236.006 1.235.973 1.235.940 

05 Leasing 39.390 41.267 42.267 42.560 42.856 43.156 43.459 43.918 43.918 43.918 43.918 43.918 

06 Sonstige Aufwendungen für die Inanspruchnahme 
von Rechten und Diensten 1.168.806 1.466.506 1.490.977 1.516.040 1.541.707 1.567.996 1.594.927 1.622.513 1.622.505 1.622.497 1.621.659 1.621.643 

07 Geschäftsaufwendungen 638.592 631.780 669.740 652.190 713.002 696.113 676.195 685.249 688.137 691.024 693.882 695.763 

08 Geschäftsaufwendungen Zahlungsverkehr 25.000 25.129 25.281 25.433 25.587 25.741 25.897 26.053 26.053 26.053 26.053 26.053 

09 Steuern, Versicherungen, Schadenfälle 753.350 778.216 805.619 833.640 864.419 895.526 928.341 963.400 963.400 963.400 963.400 963.400 

10 Vergnügungsmittel 700 707 714 721 728 735 742 749 749 749 749 749 

11 Fraktionszuwendungen 9.750 9.848 9.946 10.045 10.145 10.246 10.348 10.451 10.451 10.451 10.451 10.451 

12 Übrige weitere sonstige Aufwendungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 73.440 73.055 73.967 74.754 75.553 76.363 77.187 78.048 78.048 78.048 78.048 78.048 

Summen 5.010.103 5.408.338 5.543.673 5.570.983 5.747.111 5.803.343 5.850.695 5.951.175 5.953.849 5.956.520 5.956.674 5.958.310 

Die sonstigen Personal- und Versorgungsaufwendung und die besonderen Aufwendungen für Beschäftigte beinhalten insbesondere Ansätze für 
die Ausbildung und Fortbildung der Mitarbeitenden und weitere Aufwendungen im Zusammenhang mit Fürsorgepflichten des Arbeitgebers, 
darunter ärztliche Untersuchungen und Schutzimpfungen unter bestimmten, ergänzenden Voraussetzungen, die insbesondere in der Art der 
Tätigkeit der Mitarbeitenden begründet ist, aber auch persönliche Schutzausrüstungen. 

Die Mieten, Pachten und Erbbauzinsen beinhalten die Mieten von Verwaltungs- und Betriebsgebäuden. Ebenfalls enthalten sind die Mieten für die 
Container an der GS Heiligenhaus, Mieten für den Bürgerbus sowie Mieten für Bürogeräte z. B. Kopierer. 
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Die Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeit sowie die Fraktionszuwendungen enthalten die Aufwandsentschädigungen für 
Mandatsträger in Rat und Ausschüssen sowie Aufwendungen für die ehrenamtlichen Leistungen der freiwilligen Feuerwehr. 

Die Geschäftsaufwendungen beinhalten die Anschaffung von Verbrauchs- und Büromaterial, Telefon, Porto udgl. Aber auch die Aufwendungen im 
Zahlungsverkehr, vorwiegend bestehend aus Bankgebühren und ähnlichen Entgelten.  
 
Im Bereich Leasing werden Aufwendungen für geleaste Fahrzeuge, IT-Ausstattung und sonstige Bürogeräte veranschlagt. 

Die sonstige Inanspruchnahme von Rechten und Diensten beinhalten Aufwendungen für Softwaredienstleister udgl. Kostensteigerungen ergeben 
sich aus den gestiegenen Preisen für die Softwarebetreuung und insbesondere aus Mehrkosten in Folge des Cyberangriffs, die im Rahmen der 
Fortschreibung noch zu ergänzen sein werden. 

 

4.3 Finanzergebnis 
 
4.3.1  Zinsen und ähnliche Erträge 

Die Gewinnausschüttungen resultieren aus dem Anspruch der Stadt Overath auf eine Verzinsung von eingebrachtem Eigenkapital aus der 
Ausgliederung von Aufgabenbereichen. Ferner sind darin Zinserträge aus gewährten Darlehen an die verbundenen Unternehmen enthalten. Den 
Darlehen stehen entsprechende Aktivposten als Ausleihungen gegenüber. 

4.3.2 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen beinhalten vorwiegend die Zinsen für Liquiditätskredite und die Zinsen für Investitionskredite sowie für die 
durchgereichten Kredite an die verbundenen Unternehmen. 
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4.4 Außerordentliches Ergebnis 

4.4.1  Außerordentliche Erträge 

Im Haushaltsplan 2023 waren noch außerordentliche Erträge veranschlagt worden. Außerordentliche Erträge resultierten aus Bilanzierungshilfen 
im Zusammenhang mit dem NKF-COVID-19-Ukraine Gesetz zur Isolierung von Mehraufwendungen und Einnahmeausfällen in Folge der Corona 
Pandemie sowie den wirtschaftlichen Folgen des Ukraine Krieges. Mit Beginn des Haushaltsjahres 2024 besteht für Kommunen nicht mehr die 
Möglichkeit, die Bilanzierungshilfen in Anspruch zu nehmen.  

4.4.2  Außerordentliche Aufwendungen 

Die in den letzten Jahren vorgenommenen Isolierungen (siehe Abschnitt 2) sind ab dem Haushaltsjahr 2026 mit 1/50 jährlich aufzulösen. Sie werden 
in den außerordentlichen Aufwendungen gezeigt. 
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4.5  Globaler Minderaufwand 

Die Kalkulation des Entwurfs der Haushaltssatzung 2025/2026 beinhaltet Ansätze eines globalen Minderaufwandes. Der globale Minderaufwand 
ist dadurch geprägt, dass aufgrund der Bewirtschaftungserfahrungen der letzten Jahre in den unterschiedlichen, geplanten Aufwandspositionen 
während der unterjährigen Bewirtschaftung situativ Einsparpotenziale gehoben werden können. Im Einzelnen wird dazu auf die Ausführungen 
zum Haushaltssicherungskonzept verwiesen. Nachfolgend werden lediglich die in Ansatz gebrachten globalen Minderaufwendungen aufgelistet. 

Teilpläne (Produktbereiche) 
2025 2026 

in EUR in EUR 
1 Innere Verwaltung 823.000  841.000  
2 Sicherheit und Ordnung 55.000  56.000  
3 Schulträgeraufgaben 34.000  35.000  
4 Kultur und Wissenschaft 5.000  5.000  
5 Soziale Leistungen 21.000  21.000  
6 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 837.000  908.000  
8 Sportförderung 3.000  3.000  
9 Räumliche Planung und Entwicklung, Geoinformationen 23.725  23.725  

10 Bauen und Wohnen 15.000  15.000  
12 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV  15.000  15.000  
13 Natur- und Landschaftspflege 29.275 30.275 
Summen 1.861.000 1.953.000 
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5. Finanzplan 

Der Finanzplan beinhaltet alle in den Planjahren 2025 bis 2036 prognostizierten Ein- und Auszahlungen und gibt damit einen Überblick über die 
Entwicklung der Liquidität.  

Das Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit bildet dabei alle voraussichtlich zu leistenden Ein- und Auszahlungen in Folge der im Ergebnisplan 
veranschlagten Erträge und Aufwendungen ab. Dabei wird berücksichtigt, dass insbesondere die Auflösung von Sonderposten aber auch die 
aktivierten Eigenleistungen in den Erträgen und die Abschreibungen in den Aufwendungen keine zahlungswirksamen Vorgänge darstellen. 

Das Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit zeigt im Entwurf der Haushaltssatzung 2025/2026 bis zum Finanzplanungsjahr 2033 durchgängig 
einen negativen Saldo. Der negative Saldo zeigt, dass die Summe alle Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit nicht ausreichen, damit 
alle Auszahlungen geleistet werden können. Die Differenz zwischen den Einzahlungen und Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit ist 
durch die Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten auszugleichen. Die Notwendigkeit der Aufnahme von Liquiditätskrediten löst 
Zinsaufwendungen und Zinsauszahlungen aus, zeigen aber auch an, dass die laufende Bewirtschaftung des Haushalts keinen Beitrag zur 
Finanzierung der geplanten Investitionen leistet. 

Die seit der Umsetzung des Neuen kommunalen Finanzmanagements durchgängig verpflichtende Abbildung von Abschreibungen im Ergebnisplan 
verfolgt das Ziel, einen Beitrag zur Refinanzierung von wirtschaftlich oder technisch verbrauchten Vermögensgegenständen zu leisten. 

Bleit dieser Beitrag aus, sind neue Investitionen ausschließlich durch Drittmittel (z. B. Zuschüsse, Zuweisungen, Spenden) und durch 
Investitionskredite zu finanzieren. Für die Finanzierung der geplanten Investitionen sind im Finanzplan die Investitionskredite in den Einzahlungen 
aus Finanzierungstätigkeit und die Tilgungen in den Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit veranschlagt. Die dafür notwendigen 
Zinsaufwendungen sind in den Ergebnisplan eingepreist, die Zinsauszahlungen sind in den Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 
enthalten. 

Als Verpflichtungsermächtigungen sind in der Haushaltssatzung 2025/2026 alle Beträge jeweils für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 
veranschlagten worden, damit Investitionsprojekte mit mehrjähriger Umsetzungsdauer zu Beginn der Maßnahme in wesentlichen Abschnitten 
vergaberechtlich beauftragt werden können. Verpflichtungsermächtigung berechtigen die Verwaltung bereits in 2025 oder 2026 Aufträge zu 
vergeben, die aber erst ab dem Haushaltsjahr 2026 oder in späteren Jahren zur Auszahlung kommen  
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(Kassenwirksamkeit). Insbesondere im Zusammenhang mit Fortsetzungsmaßnahmen ist es ein geeignetes Instrument, verzögerungsfrei 
Investitionen durchzuführen. Im Zusammenhang mit der Anschaffung von beweglichem Anlagevermögen, zum Beispiel Feuerwehrfahrzeuge, stellt 
eine frühzeitige Bestellung in der Regel sicher, dass im gewünschten Haushaltsjahr die Investition durch Lieferung des Fahrzeugs auch gewährleistet 
ist. 

 

5.1 Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit  
5.1.1 Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 

Ein- und Auszahlungsarten 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

1   Steuern und ähnliche 
Abgaben 51.119.900 54.337.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900 

2 + Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen 18.026.553 23.867.350 24.761.395 25.646.524 26.326.094 27.160.355 28.079.257 29.231.296 30.371.296 31.561.296 32.801.296 33.921.296 

3 + Sonstige 
Transfereinzahlungen 773.500 781.035 788.846 796.735 804.703 812.751 820.879 829.088 829.088 829.088 829.088 829.088 

4 + öffentlich-rechtliche 
Leistungsentgelte 3.690.474 3.721.019 3.804.183 3.837.880 3.871.912 3.906.289 3.941.010 3.976.077 3.976.077 3.976.077 3.976.077 3.976.077 

5 + Privatrechtliche 
Leistungsentgelte 800.234 808.031 816.111 824.271 832.513 840.834 849.241 857.733 857.733 857.733 857.733 857.733 

6 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 2.689.491 2.712.635 2.736.181 2.759.962 2.783.981 2.808.240 2.832.741 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 

7 + Sonstige Einzahlungen 1.410.500 1.411.153 1.411.871 1.412.595 1.413.326 1.414.064 1.414.807 1.415.556 1.415.556 1.415.556 1.415.556 1.415.556 

8 + Zinsen und sonstige 
Finanzeinzahlungen 3.026.260 3.026.260 2.935.473 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 

9 = 
Einzahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit 

81.536.912 90.665.283 94.710.760 97.363.567 100.447.829 102.608.533 106.024.735 108.584.836 112.245.636 114.847.436 118.698.236 121.290.036 
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5.1.2 Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 

Ein- und Auszahlungsarten 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 
10 - Personalauszahlungen 16.567.865 16.899.225 17.237.214 17.581.966 17.933.593 18.292.268 18.658.114 19.031.280 19.031.280 19.031.280 19.031.280 19.031.280 

11 - Versorgungsauszahlungen 1.341.375 1.368.203 1.395.568 1.423.480 1.451.950 1.480.989 1.510.609 1.540.821 1.540.821 1.540.821 1.540.821 1.540.821 

12 - Auszahlungen für Sach- 
und Dienstleistungen 11.925.000 12.646.160 12.469.010 12.648.610 12.580.178 12.751.902 12.907.795 13.045.927 13.045.922 13.045.917 12.992.818 12.992.813 

13 - Zinsen und sonstige 
Finanzauszahlungen 3.881.848 4.235.043 4.524.169 4.705.223 4.941.249 5.134.719 5.338.244 5.945.923 5.362.064 5.299.357 5.196.570 5.071.360 

14 - Transferauszahlungen 53.530.436 56.088.255 57.362.927 58.862.305 59.814.796 61.064.822 62.353.857 63.691.414 64.657.414 65.673.414 66.960.414 68.037.414 

15 - Sonstige ordentliche 
Auszahlungen 5.011.603 5.409.853 5.545.203 5.572.528 5.748.671 5.804.919 5.852.287 5.952.783 5.955.457 5.958.128 5.956.674 5.958.318 

16 = 
Auszahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit 

92.258.127 96.646.739 98.534.091 100.794.112 102.470.437 104.529.619 106.620.906 109.208.148 109.592.958 110.548.917 111.678.577 112.632.006 

 

5.1.3 Ergebnis aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 

Ein- und Auszahlungsarten 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

17 = Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

-
10.721.215 -5.981.456 -3.823.331 -3.430.545 -2.022.608 -1.921.086 -596.171 -623.312 2.652.678 4.298.519 7.019.659 8.658.030 

 

Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit zeigt einen zusätzlichen Bedarf an Liquiditätskrediten bis in das Haushaltsjahr 2031 hinein. 
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5.2 Ergebnis der Investitionstätigkeit 

5.2.1 Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 

Einzahlungsarten 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

18 + Zuwendungen für 
Investitionsmaßnahmen 8.453.205 5.720.334 3.773.407 3.194.473 3.317.746 3.297.148 3.257.020 3.175.879 3.053.725 3.054.610 3.055.495 3.056.380 

19 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachanlagen 50.000 50.500 51.005 51.515 52.030 52.550 53.076 53.607 53.607 53.607 53.607 53.607 

20 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzanlagen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

21 + Einzahlungen aus Beiträgen und ähnlichen 
Entgelten 496.200 735.000 15.000 15.000 1.855.000 635.000 985.000 1.635.000 1.635.000 1.635.000 1.635.000 1.635.000 

22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 2.000.000 2.000.000 10.800.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 

23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 10.999.405 8.505.834 14.639.412 5.260.988 7.224.776 5.984.698 6.295.096 6.864.486 6.742.332 6.743.217 6.744.102 6.744.987 
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5.2.2 Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 

Auszahlungsarten 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

24 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 683.000 234.200 235.417 236.651 237.903 239.172 240.460 241.766 241.766 441.766 441.766 441.766 

25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 22.541.000 26.258.375 19.601.638 15.432.903 8.515.788 6.928.874 4.320.538 3.147.460 3.147.460 3.147.460 3.147.460 3.147.460 

26 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Anlagevermögen 5.117.178 2.211.318 1.417.221 982.118 1.604.191 2.788.641 1.585.568 1.760.423 1.960.423 1.960.423 2.460.423 2.460.423 

27 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzanlagen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

28 - Auszahlungen von aktivierbaren 
Zuwendungen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

29 - Sonstige Investitionsauszahlungen 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 

30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 30.341.178 30.703.893 23.254.276 18.651.672 12.357.882 11.956.687 8.146.566 7.149.649 7.349.649 7.549.649 8.049.649 8.049.649 

 
5.2.3 Ergebnis aus der Investitionstätigkeit 

Ergebnis 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -19.341.773 -22.198.059 -8.614.864 -13.390.684 -5.133.106 -5.971.989 -1.851.470 -285.163 -607.317 -806.432 -1.305.547 -1.304.662 

Der Saldo aus Investitionstätigkeit zeigt den Bedarf an Investitionskrediten.  
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5.3 Ergebnis der Finanzierungstätigkeit 
 
5.3.1  Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
 

Einzahlungsarten 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

33 + 

Einzahlungen aus der Aufnahme 
und durch Rückflüsse von Krediten 
für Investitionen und diesen 
wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsverhältnissen 

12.780.000 19.010.000 14.600.000 12.750.000 5.800.000 6.200.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 

34 + 
Einzahlungen aus der Aufnahme 
und durch Rückflüsse von Krediten 
zur Liquiditätssicherung 

12.100.000 10.800.000 9.200.000 7.900.000 7.100.000 7.300.000 6.200.000 4.000.000 1.400.000 300.000 0 0 

    Einzahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 24.880.000 29.810.000 23.800.000 20.650.000 12.900.000 13.500.000 14.170.000 11.970.000 9.370.000 8.270.000 7.970.000 7.970.000 

 
5.3.2  Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 

Auszahlungsarten 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

35 - 

Auszahlungen für die Tilgung und 
Gewährung von Krediten für 
Investitionen und diesen 
wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsverhältnissen 

4.346.000 4.783.000 5.247.000 5.266.000 5.612.000 5.799.000 6.188.000 6.040.000 5.888.000 5.396.000 5.315.000 5.240.000 

36 - 
Auszahlungen für die Tilgung und 
Gewährung von Krediten zur 
Liquiditätssicherung 

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2.385.913 2.349.713 

    Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 4.346.000 4.783.000 5.247.000 5.266.000 5.612.000 5.799.000 6.188.000 6.040.000 5.888.000 5.396.000 7.700.913 7.589.713 
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5.3.3 Ergebnis aus Finanzierungstätigkeit 

Ergebnis 
2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 
37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit 20.534.000 25.027.000 18.553.000 15.384.000 7.288.000 7.701.000 7.982.000 5.930.000 3.482.000 2.874.000 269.087 380.287 

Der Saldo aus Finanzierungstätigkeit zeigt den jährlichen Zuwachs der Verschuldung während des Zeitraums des Haushaltssicherungskonzeptes. 

Schulden stehen im Wesentlichen Vermögenswerte gegenüber. Eine bedarfsgerechte und kostengünstige Investition in die Schulen, in den offenen 
Ganztag, in den Erhalt und auch den weiteren Ausbau der Infrastruktur und die verantwortungsvolle Ausstattung und Gestaltung der Feuerwehr, 
des Katastrophenschutzes, der Verwaltung und sonstigen Einrichtungen der Stadt bilden regelmäßig einen gesunden Gegenpol zur Verschuldung.  

Dagegen ist der Aufwuchs der Liquiditätsschulden kritisch zu würdigen, weil ihnen eben keine Vermögenswerte gegenüberstehen. Es ist ein Konsum 
über die eigenen Möglichkeiten hinaus. Dieser Konsum ist vorwiegend durch gesetzliche Pflichtleistungen getrieben, denen keine auskömmliche 
kommunale Finanzausstattung gegenübersteht.  

 

6. Verschuldung 

Der Stand der Verschuldung und die Entwicklung des Eigenkapitals ergeben sich aus den entsprechenden Anlagen zur Haushaltssatzung 2025/2026. 
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7. Zusammenfassung und Ausblick 

Globaler Minderaufwand in Höhe von nun 2% (Vorjahr 1%) der ordentlichen Aufwendungen, Verlustvorträge zur Abwendung eines pflichtigen 
Haushaltssicherungskonzeptes schon im Haushaltsjahr 2024, ein historischer Hebesatz mit 850 v. H. zur Grundsteuer B seit 2015 im Entwurf der 
Haushaltssatzung 2025/2026 nun ansteigend auf 1.100 v.H., der Erlass einer Nachhaltigkeitssatzung, dass ist die Bilanz jahrelangen Bemühens die 
städtische Finanzlage zum Positiven zu wenden, die Talfahrt zu stoppen, eine Trendumkehr zu erreichen. 

Die Gegenspieler sind groß und mächtig, die Corona-Pandemie und der Ukraine Krieg mit ihren Folgen, die Ernergiemangellage, die Flutkatastrophe 
2021 in Overath, die Rezession, die Inflation, die weiterhin ausbleibende Lösung der Altschulden und weitere Faktoren mehr haben die 
Finanzwirtschaft der Stadt Overath nun in Summe „über die Kante“ geschoben. Das Eigenkapital ist verzehrt, historisch hohe Hebesätze prägen die 
Gestaltung der vorliegenden Haushaltsatzung 2025/2026.  

Ein Blick in die Hebesatzliste der aufkommensneutralen Hebesätze im Land NRW macht aber sehr schnell deutlich und bewusst, dass auch in anderen 
Orten vergleichbares geschieht.   

Die finanziellen Belastungen der Stadt Overath zeigen sich konkret in einem steigenden Personaletat, resultierend aus erheblichen Tarifsteigerungen 
in der Summe von mehr als 10% seit 2023 und neuen Stellenbedarfen infolge neuer Aufgaben oder gestiegener Anforderungen an die 
Aufgabenerledigung. Es wird sorgsam abzuwägen sein, ob hier gravierendes Einsparpotenzial gehoben werden kann. Fachkräftemangel aller Orten 
befeuert einen Wettbewerb um die besten Kräfte. Dabei stehen staatliche Einrichtungen längst auch im Wettbewerb mit privaten Unternehmen, 
werben um qualifizierte Quereinsteiger, investieren engagiert in Aus- und Weiterbildung etc.. Es ist richtig und wichtig sich im Markt bestmöglich 
zu positionieren. Auch Kommunen stehen im Wettbewerb untereinander. In der Folge wird die Bewirtschaftung des Personaletats mit Augenmaß 
erfolgen müssen. Die Erfahrung lehrt, dass im Verlauf eines Haushaltsjahres regelmäßig aus den unterschiedlichsten Gründen Stellenvakanzen zu 
erwarten sind. Der Ansatz eines globalen Minderaufwandes von 3% des Personalaufwandes trägt dem Rechnung. 3% machen in etwa 1 Mio. Euro 
aus, die etwa 100 Punkte Grundsteuer B oder etwa 35 Punkten Gewerbesteuer entsprechen. Dabei sollte nicht verkannt werden, dass 
Stellenvakanzen keine strukturelle Aufwandsminderung zur Folge haben. Hierzu wird man andere Schrauben justieren, Aufgabenkritik betreiben 
und Qualität und Quantität betrachten müssen. 

Für latente Kostenrisiken im Bereich der sozialen Pflichtleistungen der Stadt im Bereich Jugend, Soziales und Asyl kann keine Vorsorge im 
Haushaltsplanentwurf berücksichtigt werden, ohne weitere zusätzliche Steuerbelastungen für Bürgerinnen und Bürger sowie  
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Unternehmen in Betracht zu ziehen. Der globale Minderaufwand mit rund 1,86 Mio. EUR (etwa 186 Punkte Grundsteuer B) zielt darauf ab, durch 
eine andere Wahrnehmung der Pflichtaufgaben womöglich Kosteneinsparungen generieren zu können. Der Erfolg dazu ist aber bei weitem noch 
nicht ausgemacht, eine belastbare Kalkulation der Effekte derzeit seriös nicht möglich. 

Weiterhin zeigt sich, dass die notwendigen, extern von der Stadt einzukaufenden Dienstleistungen und Waren sich stetig verteuern. Hier wirken die 
Tarifabschlüsse und gestiegenen Materialkosten aller Branchen in die Preise hinein. Insbesondere im Bau- und Unterhaltungssektor nehmen die 
Kosten für die Stadt zu. Der Energiemarkt hat sich zwar entspannt, ist aber auf einem höheren Niveau verblieben.  

Die hohe und weiter ansteigende Verschuldung sowohl im liquiden als auch investiven Bereich führen zu steigenden Zinslasten. Der Zinsmarkt zeigt 
sich volatil, eine Vorsorge ist in den Haushalt 2025/2026 nicht eingepreist. Den gestiegenen Aufwendungen wird in der Haushaltsplanung jedoch 
Rechnung getragen. Welche Folgen aus Zöllen, womöglich geänderter amerikanischer Wirtschaftspolitik, aus weiteren Kostenlasten infolge des 
weiterhin andauernden Ukrainekrieges und aus der aktuellen Schwäche der Automobilindustrie mit ihren Zulieferern auf die Stadt womöglich 
durchschlagen könnte, ist nicht absehbar. Die Lage mahnt aber zur Zurückhaltung in der Ausnutzung allzu positiver Prognoseeinschätzungen. Dem 
ist mit der Haushaltssatzung 2025/2026 Rechnung getragen worden. 

Chancen bestehen darin, konsequent in der Stadtentwicklung auf die Ausweitung von ökologisch vertretbaren Gewerbeflächen und die 
Neuansiedlung von Arbeitsplatz intensiven Unternehmen zu setzen, damit ein Potenzial zur Verbesserung der Steuerkraft erschlossen werden 
kann. Moderne und intakte Infrastruktur, attraktive Schulen und Betreuungsangebote im offenen Ganztag, der Ausbau der Glasfasernetze u. a. wird 
hier notwendig sein. Investitionshemmnisse aufzubauen wäre kontraproduktiv. 

Zur Gesundung der Finanzdaten der Stadt Overath wird jeder Euro benötigt. Ein wichtiger Schritt ist, breite Akzeptanz für die Steuerlasten bei 
Bürgerinnen und Bürgern, bei Unternehmen zu erreichen, für die Chancen und den Nutzen der Investitionen zu werben. Kommunales Handeln dient 
den Bürgerinnen und Bürgern, schafft auch ein attraktives Umfeld für die Unternehmen. Bürgerschaftliches Engagement ist in der aktuellen 
Finanzlage von großer Bedeutung. Es hilft Finanzressourcen der Kommune zu schonen.  

Insbesondere ist aber auch Hoffnungen in die Entlastungen durch Bund und Land in Bezug auf die Altschuldenproblematik zu setzten, sie könnte 
einen Anstieg der Steuerlasten für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmungen begrenzen. 
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Der Appell insbesondere an Bund und Land ist aus kommunaler Sicht an dieser Stelle daher zu wiederholen, die Konnexität zwischen Besteller einer 
Leistung und Finanzierer einer Leistung baldmöglich wiederherzustellen. Mangelhafte Konnexität und zu geringe kommunale Finanzausstattung hat 
die Stadt Overath in die Überschuldung getrieben, so dass wiederholt an die Lösung der Altschuldenproblematik erinnert wird. Das Land NRW will 
hierzu einen Beitrag leisten, wenngleich konkrete Regelungen zum Zeitpunkt der Aufstellung der Haushaltssatzung 2025/2026 noch nicht vorlagen 
und in der Folge auch nicht eingepreist worden sind.  

Auf kommunaler Ebene sind die Gestaltungsoptionen ausgereizt. Lediglich eine Finanzierung über fortwährende Steuererhöhungen wird noch 
möglich sein. Eine fortwährende Steuererhöhung im Bereich der Grundsteuer B prägt diesen Haushalt auf der Ertragsseite. 

Kostenbewusstsein, die Beschränkung auf das Notwendige, wirtschaftliches Handeln, all das darf von einer Kommune erwartet werden. Es darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass die finanzielle Ausstattung der Kommunen in NRW weiterhin nicht auskömmlich ist. Der Umfang der seit 
Jahren diskutierten notwendigen Finanzausstattung zur Aufgabenerfüllung der Kommunen in NRW muss verbessert werden. Die stetige Forderung 
der Kommunalen Spitzenverbände den Verbundsatz im Gemeindefinanzierungsausgleich anzuheben, ist gerade auch angesichts der aktuellen Lage 
nachdrücklich herauszustellen. 

Es bedarf keiner neuen Zitate. Die schon im Haushaltsplan 2024 verwendeten Zitate beschreiben auch weiterhin die extreme Haushaltslage der 
Kommunen und auch der Stadt Overath zutreffend. 

So finden sich in einer Pressemitteilung des StGB NRW vom 21.09.2023 folgende Aussagen: 

"Die Summe an aktuellen Herausforderungen überfordert die Kommunen", stellte Präsident Dr. Eckhard Ruthemeyer (…) fest. "Während die 
Steuereinnahmen stagnieren und Bund und Land Zuweisungen kürzen, explodieren die Kosten für Sachaufwendungen und Personal sowie die 
Versorgung von Geflüchteten. Zusätzlich konfrontieren Bund und Land die Städte und Gemeinden mit neuen Aufgaben wie etwa dem 
Rechtsanspruch auf Ganztag, ohne die nötigen Mittel bereitzustellen", kritisierte Ruthemeyer.“ 

"Die chronische Unterfinanzierung und die Vielzahl an Krisen nehmen uns die Luft zum Atmen", sagte der Präsident des kommunalen 
Spitzenverbandes. "Wenn Bund und Land nicht endlich ein Einsehen haben und die Kommunen so ausstatten, dass sie ihren Aufgaben gerecht 
werden können, schlittern wir 2024 ungebremst in die Handlungsunfähigkeit", warnte Ruthemeyer. Nach einer aktuellen Umfrage des Städte-  
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und Gemeindebundes NRW gehen aktuell mindestens vier von zehn Kämmereien davon aus, im kommenden Jahr in die Haushaltssicherung gehen 
zu müssen.“ 

„Unter anderem fordern die Kommunen 

• die Wiederherstellung einer aufgabenangemessenen Finanzausstattung durch deutliche Erhöhung des Verbundsatzes im  
Gemeindefinanzierungsgesetz; 

• die kurzfristige Ausschöpfung aller fiskalischen und haushaltsrechtlichen Ressourcen, um den Kommunen wieder  
Handlungsspielräume zu verschaffen, welche die Bezeichnung „kommunale Selbstverwaltung“ auch verdienen; 

• den Abbau von Bürokratiehemmnissen; 
• den Verzicht auf gesetzliche Regelungen zulasten der Städte und Gemeinden ohne eigene Finanzierungsverpflichtungen des  

Bundes beziehungsweise des Landeserforderlich“ 

An dieser Stelle sei ausdrücklich darauf verwiesen, dass alle Beteiligten in den öffentlichen Finanzen ihren Anteil dazu beitragen sollten, die 
Steuerlasten der Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen mit Augenmaß zu begrenzen.  
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1 AUSGANGSLAGE 

Die Stadt Overath hat seit vielen Jahren erhebliche Anstrengungen unternommen, um der Unterfinanzierung kommunaler, pflichtiger Aufgaben 
wirksam entgegenzuwirken. So wurde ein Haushaltssicherungskonzept (HSK) 2021 bis 2026 erarbeitet, in dem zahlreiche Konsolidierungs-
maßnahmen beschrieben wurden. 
 
Im Bereich des Personalaufwandes erfolgte eine Erst- und Wiederbesetzung von Stellen nur nach einer detaillierten Aufgabenkritik. Bei der 
Wiederbesetzung von Stellen war zu prüfen, ob die Besetzung mit einer nächstniedrigeren Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe erfolgen kann. Die 
Stellenbesetzungen waren priorisiert vorzunehmen, d. h. interne vor externer Besetzung. Eine Beschränkung der Überstunden wurde eingeführt. 
Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen wurden konsolidiert. Dabei sollte bei notwendigen Neubeschaffungen von Fahrzeugen auf E-
Fahrzeuge, sonst geringen Kraftstoffverbrauch und Schadstoffausstoß geachtet werden. Zu den Transferaufwänden wurde nach Analyse 
herausgearbeitet, dass diese aus städtischer Sicht kaum beeinflussbar sind. Es ist an sämtlichen Positionen, auch und insbesondere in 
Zusammenhang mit verbundenen Unternehmen und Beteiligungen, restriktiv darauf geachtet worden, finanzwirtschaftliche Aspekte der Stadt 
Overath zu vertreten. Die Verfügungsmittel des Bürgermeisters bleiben auf einen Betrag von jährlich 490 € beschränkt. Das Volumen der freiwilligen 
Ausgaben wurde auf 430.900 € festgeschrieben, das entspricht einem Anteil von rund 0,5% der ordentlichen Aufwendungen. Die Kreditaufnahme 
für eigene Investitionstätigkeiten und die damit verbundenen Zinsverpflichtungen wurden in den Jahren 2020 – 2026 restriktiv gehandhabt. Zur 
Optimierung der Darlehensverwaltung werden die erforderlichen Kredite der Eigenbetriebe und Eigengesellschaften über den städtischen Haushalt 
aufgenommen. Die erforderlichen Investitionsmittel in den Betrieben bzw. Gesellschaften werden durch die Gewährung rückzahlbarer, verzinsbarer 
Investitionszuschüsse in Form von Ausleihungen abgedeckt. Die Vorgaben des EU-Beihilferechtes werden berücksichtigt. 
  
Seit Verlassen des HSK hat die Stadt Overath sich der freiwilligen Haushaltssicherung unterworfen und eine Nachhaltigkeitssatzung erlassen, mit 
dem Ziel die Finanzwirtschaftliche Lage der Stadt zu stabilisieren. Die Nachhaltigkeitssatzung wurde an die neuen Herausforderungen angepasst. 
Einer nur auf Minimalinvestitionen getrimmten Finanzwirtschaft mangelt es an Zukunftsperspektiven, insbesondere ist in Schule und Bildung 
nachhaltig zu investieren, den Schäden infolge der Flutkatastrophe angemessen entgegenzutreten.  
Trotz aller Anstrengungen und Bemühungen ist seit 2008, dem Beginn der doppischen Rechnungslegung in der Stadt Overath ein dauerhafter und 
bisher unumkehrbarer Langzeit-Effekt auszumachen. Das Eigenkapital der Stadt ist kontinuierlich gesunken, die Überschuldung wird im 
Haushaltsjahr 2025 eintreten.  
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Stand
Allgemeine Rücklage (+)                

nicht gedeckter        
Fehlbetrag (-)

Ausgleichsrücklage

Jahresergebnisse 
(ab 2024 nach 

globalem 
Minderaufwand)

Eigenkapital gesam (+)                    
nicht gedeckter        
Fehlbetrag (-)

Jahresergebnisse ab 2024 
vor globalem 

Minderaufwand

Globaler 
Minderaufwand

Anteil globaler 
Minderaufwand an den 

ordentliche Aufwendungen

01.01.2009 53.505.719 10.854.670 0 64.360.390
31.12.2009 52.240.610 10.854.670 -10.627.787 52.467.494
31.12.2010 52.240.610 226.883 -9.851.438 42.616.055
31.12.2011 42.616.055 0 -8.661.739 33.954.316
31.12.2012 33.954.316 0 -5.987.895 27.966.421
31.12.2013 27.968.561 0 -7.169.768 20.796.653
31.12.2014 20.823.947 0 -6.875.765 13.948.182
31.12.2015 13.962.086 0 -3.784.923 10.177.163
31.12.2016 10.170.248 0 -663.836 9.506.412
31.12.2017 9.521.408 0 -303.924 9.217.484
31.12.2018 9.234.305 0 291.414 9.525.719
31.12.2019 9.235.525 291.414 110.251 9.637.190
31.12.2020 9.190.736 401.665 -105.348 9.487.053
31.12.2021 9.162.948 296.317 750.819 10.210.084
31.12.2022 9.162.948 1.047.136 3.895.509 14.106.908
31.12.2023 9.164.263 4.942.645 -9.304.045 4.802.863
31.12.2024 4.802.863 0 -7.351.997 -2.549.134 -8.177.997 826.000 1,0%
31.12.2025 0 0 -9.988.567 -12.537.701 -11.849.567 1.861.000 2,0%
31.12.2026 -12.537.701 0 -6.018.077 -18.555.778 -7.971.077 1.953.000 2,0%
31.12.2027 -18.555.778 0 -4.259.535 -22.815.313 -6.251.535 1.992.000 2,0%
31.12.2028 -22.815.313 0 -3.726.104 -26.541.417 -5.761.104 2.035.000 2,0%
31.12.2029 -26.541.417 0 -2.311.454 -28.852.871 -4.376.454 2.065.000 2,0%
31.12.2030 -28.852.871 0 -2.195.071 -31.047.942 -4.299.071 2.104.000 2,0%
31.12.2031 -31.047.942 0 -856.101 -31.904.043 -2.999.101 2.143.000 2,0%
31.12.2032 -31.904.043 0 -293.809 -32.197.852 -2.477.809 2.184.000 2,0%
31.12.2033 -32.197.852 0 2.445.536 -29.752.316 241.536 2.204.000 2,0%
31.12.2034 -29.752.316 0 4.129.777 -25.622.539 1.904.777 2.225.000 2,0%
31.12.2035 -25.622.539 0 6.840.431 -18.782.108 4.588.431 2.252.000 2,0%
31.12.2036 -18.782.108 0 8.517.853 -10.264.255 6.243.853 2.274.000 2,0%
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Die Haushaltswirtschaft der Stadt Overath bedarf einer verantwortungsvollen Steuerung durch den Verwaltungsvorstand und auch durch die 
Gesamtheit aller Führungskräfte unter breiter Beteiligung der politischen Gremien. Die seit Jahrzehnten währende Missachtung des 
Konnexitätsprinzips im Zusammenhang mit bundes- und landesgesetzlichen Entscheidungen, zuletzt durch die Begründung eines Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung, überfordern seit Jahren die örtliche Finanzausstattung der Kommunen und auch der Stadt Overath.  
 
Hinzu kommt ein spürbarer Wandel in der Gesellschaft, die demokratischen Grundfesten erfahren eine bisher nicht dagewesene Gegenbewegung 
von populistischen Aussagen bis hin zu teilweise demokratiegefährdenden Tendenzen. Die hohe Inflation der letzten Jahre und die vielfachen Krisen, 
insbesondere lokal durch Hochwasserereignisse und überregional durch Pandemie, Ukrainekrieg und Energiemangellage, haben Spuren in der 
Gesellschaft hinterlassen. Sorgen, Nöte und Ängste sind in der Gesellschaft auf kommunaler Ebene wahrzunehmen.  
 
Verantwortungsvolles Handeln heißt die notwendigen Aufgaben richtig anzugehen. Zur stetigen Aufgabenerfüllung einer Kommune gehört damit 
zu aller erst die ausreichende Finanzausstattung von Kommunen, die Beachtung der Konnexität, aber unbedingt auch der Einsatz für die Bewahrung 
der demokratischen Grundstrukturen der örtlichen Gemeinschaft. Unstreitig gehört auch die Ausführung der gesetzlichen Pflichtaufgaben zum 
stetigen, verlässlichen, kommunalen Handeln dazu.  
 
Kommunale Selbstverwaltung hat Verfassungsrang, so dass eine auskömmliche Finanzmasse zur Gestaltung des Zusammenlebens der örtlichen 
Gemeinschaft verbleiben muss. Kommunen müssen lebenswerte Rahmenbedingen mindestens erhalten, aber auch zukunftsfähig gestalten können. 
Die Wettbewerbssituation zwischen den Kommunen um die optimale Gestaltung von Standortfaktoren für die Neuansiedlung und die Expansion 
von Gewerbebetrieben darf nicht verkannt werden. Die Bemessung von Hebesätzen, die Möglichkeiten zum Erhalt und zur zukunftsfähigen 
Ausgestaltung der örtlichen Infrastruktur wird weiter im Fokus kommunalen Handelns stehen.  
 
Der Jahrzehnte anwachsende Sanierungsstau und fortwährende Sparzwang ist ursächlich für die sichtbar gewordenen kommunalen Wunden. Wund 
sind die kommunalen Gebäude, insbesondere der Schulen und Sporteinrichtungen, auch die Straßen- und Wegeinfrastruktur. Sie sind ein Beleg 
dafür, wohin fortwährend mangelnde Finanzausstattung führt.  
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Die genannten kommunalen Aufgaben stehen nicht für sich allein, sie bedürfen adäquater Finanzmittel und darüber hinaus auch einer effizienten 
Personalausstattung.  
 
Die kommunale Personalwirtschaft ist heute von einem durchgreifenden Wandel geprägt. Die Generation der Boomer scheidet aus dem aktiven 
Dienst sukzessive aus. Für die Stadt Overath bedeutet das Risiko und Chance zugleich. Bis zum Jahr 2030 werden 44 Mitarbeitende altersbedingt 
aus dem Arbeitsleben ausscheiden, bis zum Jahr 2040 werden es 134 Mitarbeitende sein.  In der relativen Betrachtung bedeutet das 16% (bis zum 
Jahr 2030) bzw. 47% (bis zum Jahr 2040) der Stellen im Stellenplan erfahren einen personellen Wandel. Es gilt das Wissen der Mitarbeitenden zu 
bewahren und weiterzureichen, es gilt sich den technischen Herausforderungen zu stellen, die Digitalisierung weiter voranzutreiben und den Einsatz 
künstlicher Intelligenz zu gestalten. In diesen Zielsetzungen steckt auch die Chance, den zu erwartenden personalwirtschaftlichen Wandel in 
Modernisierung und Effizienzsteigerung zu kanalisieren. Dazu braucht es einsatzbereite und motivierte Mitarbeitende, kluge Investitionen, einer 
durchgängigen Bereitschaft Prozesse neu zu denken und Veränderungen zuzulassen.  
 
Die Regelungen der Ausführungserlasse vom 07. März 2013 und auch vom 06. März 2009 dienen als Orientierung zur Begleitung des Verfahrens der 
Haushaltskonsolidierung (Stellungnahme des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW, Februar 2025), ist doch die 
Leistungsfähigkeit einer Gemeinde angemessen zu bedenken. Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW führt in seiner 
Stellungnahme aus Februar 2025 weiterhin aus, dass nach § 76 Absatz 1 Satz 1 Gemeindeordnung NRW der nächstmögliche Zeitpunkt zu bestimmen 
sei, bis zu dem der Haushaltsausgleich wiederhergestellt ist. Im Weiteren wird darauf hingewiesen, dass durch die Aufsichtsbehörde eine 
Genehmigung erteilt werden soll, wenn aus dem Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, dass spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr 
folgende Jahr der Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 Gemeindeordnung NRW wieder erreicht wird. „Zwar haben bilanziell überschuldete 
Kommunen nach § 76 Absatz 2 Satz 6 Gemeindeordnung NRW im Haushaltssicherungskonzept Maßnahmen zum nachhaltigen Wiederaufbau des 
kommunalen Eigenkapitals darzustellen. Daraus folgt jedoch nicht, dass die Überwindung der bilanziellen Überschuldung innerhalb des 
Konsolidierungszeitraums zu einem aufsichtlichen Genehmigungstatbestand wird.“ (Stellungnahme des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung NRW, Februar 2025). 
 
Die Ausführungserlasse sind älter als 10 Jahre und können insoweit noch nicht die rasante Entwicklung auf den Arbeitsmärkten und damit 
einhergehende hohe Personalfluktuation, den erheblichen Kostenanstieg der Transferaufwendungen (Soziallasten udgl.), der Personalauf- 
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wendungen und weiterer Kosten (insbesondere Energie- und Unterhaltungsaufwendungen sowie Investitionsaufwendungen) bedacht haben. Die 
weiterhin anwendbare Erlasslage soll nach der Stellungnahme des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW aus Februar 
2025 als Orientierung dienen. Sie stellt insoweit keine bindende Formvorschrift dar. 
 
Die Stadt Overath hat die Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung (§ 77 Gemeindeordnung NRW) zu beachten und dabei auf die wirtschaftlichen 
Kräfte der Abgabenpflichtigen Rücksicht zu nehmen und den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen (§ 75 
Absatz 1 letzter Satz Gemeindeordnung NRW). Gleichzeitig hat sie die Haushaltswirtschaft so zu planen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben 
gesichert ist. (§ 75 Absatz 1 Satz 1 Gemeindeordnung NRW). Es gilt also mit Maß und Ziel, unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
die Haushaltswirtschaft innerhalb des Zeitraums der Haushaltswirtschaft so zu gestalten, dass im Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die 
künftige, dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde wieder erreicht wird (§ 76 Absatz 2 Satz 1 Gemeindeordnung NRW). 
 
Das nachfolgende Haushaltssicherungskonzept berücksichtigt sowohl die Erlasslage als auch die geltenden Regelungen der Gemeindeordnung NRW. 
Die beschlossenen Hebesätze und Einsparmaßnahmen werden als verhältnismäßig im Sinne des Artikels 20 Absatz 3 Grundgesetz gesehen. Über 
die Maßnahmen hat der Rat der Stadt Overath auf Grundlage des Rechtes zur kommunalen Selbstverwaltung nach Artikel 28 Absatz 2 Grundgesetz 
in Verbindung mit den landesrechtlichen Vorschriften entschieden. 
 
Im Lichte der aktuell notwendigen, verantwortungsbewussten und zielorientierten Steuerung eignen sich die 2009 und 2013 formulierten, teils 
strengen Sparmaßnahmen nicht mehr uneingeschränkt zur zukunftsfähigen Gestaltung des gesellschaftlichen Zusammenlebens und zu einer 
verantwortungsvollen Steuerung der Kommunen. Sie stellen allein keinen Lösungsansatz zur Beseitigung der seit Jahren andauernden strukturellen 
Unterfinanzierung der kommunalen Familie dar. Insbesondere der Ausführungserlass vom 07. März 2013 richtete sich an Stärkungspaktkommunen, 
die zusätzliche Mittel des Landes NRW erhalten hatten, um ihre prekäre Haushaltslage zu überwinden. Mittel aus dem Stärkungspakt sind nicht 
mehr verfügbar, die Stadt Overath konnte von diesem Sanierungsprogramm auch nicht profitieren. Vor diesem Hintergrund werden im Rahmen der 
Leistungsfähigkeit der Stadt Overath die nachfolgenden Ertragsanpassungen, Sparmaßnahmen und die künftige Entwicklung und Ausgestaltung der 
kommunalen Finanzen der Stadt Overath mit dem Ziel der Wiederherstellung des Haushaltsausgleichs und der Tilgung des nicht gedeckten 
Fehlbetrages dargelegt. 
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Dem Rücksichtnahmegebot nach § 77 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW wurde Rechnung getragen, das Ziel der Belebung der örtlichen Wirtschaft 
aber auch der Erhalt der Infrastruktur wurde in den letzten fünf Jahren wieder deutlicher und notwendiger Weise in den Fokus genommen. Die 
Haushaltswirtschaft der Stadt Overath war in den letzten Jahren daneben aber auch von einschneidenden Ereignissen geprägt. Im Sommer 2021 
stellte die Flutkatastrophe die Stadt vor enorme Herausforderungen. Mit Mitteln des Wiederaufbauplans konnte die beschädigte oder zerstörte 
Infrastruktur zwischenzeitlich teilweise wiederhergestellt werden. Weitere Anstrengungen werden unternommen, Beschädigtes und Verlorenes 
wiederherzustellen, Drittmittel zur Finanzierung zu gewinnen und einzusetzen. Die Corona Pandemie und auch der Ukrainekrieg haben weitere 
Spuren in der Haushaltswirtschaft hinterlassen. Den Mehraufwendungen sollte nach dem Corona und Ukraine Isolierungsgesetz (CUIG) durch die 
sogenannte Isolierung begegnet werden. Hierzu wird auf den aktuellen Haushaltsplan 2025/2026 im Detail verwiesen. Die Isolierung entlastete die 
Finanzwirtschaft der Corona Jahre und zeigt sich nun aber als zusätzliche, jährliche Belastung mit rd. 380 T€ für die nächsten 50 Jahre. Die Option 
zur Verrechnung mit der Allgemeinen Rücklage entfällt mangels dergleichen. 
 
Neben diesen die Finanzwirtschaft und die Menschen in Overath wirtschaftlich fordernden Ereignissen konnten dennoch Zukunftsprojekte 
angestoßen werden. Komplexe Abstimmungsprozesse zum Ausbau und zur Sanierung des Schulzentrums Cyriax wurden durchgeführt. Die 
Planungsprozesse nehmen immer mehr Gestalt an, die Bau- und Sanierungsphase rückt nun in unmittelbare Nähe. Der Ausbau des offenen Ganztags 
wird konkretisiert, die nächsten Investitionsprojekte sind in den Haushalt 2025/2026 und die Finanzplanung eingestellt. Gesetzliche Anforderungen 
dazu sind formuliert. Die Ausstattung der freiwilligen Feuerwehr ist auf einem guten Niveau. Auch für die Unterbringung von geflüchteten Menschen 
waren Unterkünfte aufgrund der Flutkatastrophe neu zu organisieren. Wohnanlagen in provisorischer Containerbauweise wurden angemietet, eine 
entsprechende Liegenschaft wurde als Ersatz für die Unterkunft Pérenchiesstraße 5 angekauft und wird bald bezugsfertig sein. 
 
Das Haushaltsjahr 2024 ist gezeichnet durch die Inflation der letzten Jahre und nun folgend durch die wirtschaftliche Rezession in Deutschland. 
 
Personalaufwendungen sind aufgrund hoher Tarifabschlüsse um mehr als 10% gestiegen, Dienstleistungspreise folgten dieser Entwicklung 
zwangsläufig. Ferner waren hohe Energiepreise aufzuwenden, auch die Preise für Sachaufwendungen sind gestiegen. Die Haushaltsplanung 2024 
war geprägt von Rücksichtnahme. Ein Verlust in Höhe von rd. 3,15 Mio. Euro war eingeplant worden, zum Preis unveränderter Hebesätze 
insbesondere in Höhe von 850 v. H. mit Rücksicht auf die Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen. Ein Hebesatz zur Grundsteuer B in Höhe von 
850 v. H. stellt in NRW nach wie vor einen hohen Hebesatz zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger dar, wenngleich zwischenzeitlich (Veröffentlichung  
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des Landes NRW zu den aufkommensneutralen Hebesätzen Grundsteuer 2024) zahlreiche Kommunen mit ihren Hebesätzen an 1.000 v. H. 
heranreichen oder schon darüber hinaus ab dem Haushaltsjahr 2025 beschlossen sind.  
 
Die massive Cyberattacke auf das die Stadt Overath betreuende Rechenzentrum Ende Oktober 2023 erschwerte die finanzwirtschaftliche Steuerung 
der Stadt erheblich, so dass erst im Mai 2024 mit Gewissheit realisiert werden konnte, wohin die Steuereinnahmen unmissverständlich tendieren 
würden. Die Stadt Overath musste in den tatsächlichen Gewerbesteuererträgen einen Aderlass mit mehr als 8 Mio. Euro gegenüber der 
Finanzplanung und damit von beinahe 30% Ende Mai prognostizieren. Am 05.06.2024 wurde vom Kämmerer eine umfassende Haushaltssperre 
erlassen. Folgeschlüssig hat sich daraus eine Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2024 ergeben, die der Rat am 25. September 2024 beschlossen 
hat und nur mit Mühe dem dort schon drohenden Haushaltssicherungskonzept entgehen konnte. Verlustvorträge waren von der Kommunalaufsicht 
noch mitgetragen worden, allerdings unter der Auflage, ab dem Haushaltsjahr 2025 ein pflichtiges Haushaltssicherungskonzept aufzustellen. Die 
Kommunalaufsicht des Rheinisch-Bergischen Kreises erteilte am 10.10.2024 die Genehmigung der Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2024. 
 
Als weitere Folgen der Cyberattacke und der damit verbundenen, anhaltenden Systemeinschränkungen, war die Stadt Overath nachhaltig daran 
gehindert, die Jahresabschlüsse 2022, 2023 und 2024 rechtzeitig aufzustellen.  Im Haushaltsjahr 2025 sollen die Rückstände aufgearbeitet werden. 
Mit der Implementierung eines neuen Finanzwesens sollen die genannten Systemeinschränkungen zum 01.01.2026 beseitigt werden. 
 

2 RECHTSGRUNDLAGEN UND ERLASSLAGE 

2.1 ALLGEMEINES 
Das Haushaltssicherungskonzept ist unter Beachtung der geltenden Regelungen aufgestellt worden und orientiert sich an der Erlasslage. Auf die 
Ausführungen zu Abschnitt 1 wird ergänzend verwiesen. Das Haushaltssicherungskonzept verfolgt das Ziel des Haushaltsausgleichs sowie des 
Abbaus des ungedeckten Fehlbetrages, dabei soll der Wiederaufbau eines angemessenen Eigenkapitals über den Zeitraum des HSK hinaus erreicht 
werden. Die wesentlichen Inhalte dieser Erlasse werden zu Ziffer 2.4 beschrieben. Insbesondere gilt es den Haushaltsausgleich unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung (§ 77 GO) und der Ausschöpfung der möglichen Erträge, als auch einer grundsätzlich  
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sparsamen Haushaltsführung weiterhin zu erfüllen. Die diesem HSK unterlegte Ergebnis- und Finanzplanung bis zum Jahr 2036 ist Bestandteil der 
Haushaltssatzung. Die aufgestellte Planung basiert bis zum Ende der Planung im Jahr 2036 auf der tatsächlichen etatisierten Haushaltsplanung des 
Haushaltsplans 2025/2026. 
  

2.2 GEMEINDEORDNUNG DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN (GO NRW) 
 
Nach § 76 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) hat Gemeinde zur Sicherung ihrer dauerhaften Leistungs-
fähigkeit ein HSK aufzustellen und darin den nächstmöglichen Zeitpunkt zu bestimmen, bis zu dem der Haushaltsausgleich wiederhergestellt ist, 
wenn bei der Aufstellung der Haushaltssatzung  

1. durch Veränderungen des Haushalts innerhalb eines Haushaltsjahres der in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuweisende Ansatz der 
allgemeinen Rücklage um mehr als ein Viertel verringert wird oder  
 

2.  in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren geplant ist, den in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuweisenden Ansatz der 
allgemeinen Rücklage jeweils um mehr als ein Zwanzigstel zu verringern oder  

 
3.  innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung die allgemeine Rücklage aufgebraucht wird. Dies gilt 

entsprechend bei der Bestätigung über den Jahresabschluss gemäß § 95 Absatz 3.  
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Die Haushaltssatzung 2025/2026 weist im Ergebnisplan bis zum Ende der Finanzplanung im Planjahr 2036 folgende Jahressalden aus: 
 

 

 Plan 2025  Plan 2026  Plan 2027  Plan 2028  Plan 2029  Plan 2030  Plan 2031  Plan 2032  Plan 2033  Plan 2034  Plan 2035  Plan 2036
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

ordentl iche 
Erträge

82.103.343 91.275.307 95.353.964 98.347.534 101.480.787 103.690.281 107.155.086 109.763.605 113.471.982 116.121.174 120.019.182 122.658.017

ordentl iche 
Auf-
wendungen

93.097.322 97.657.601 99.636.803 101.777.315 103.289.892 105.228.533 107.189.843 109.233.621 110.242.282 111.290.940 112.608.081 113.716.704

Finanz-
ergebnis -855.588 -1.208.783 -1.588.696 -1.951.323 -2.187.349 -2.380.819 -2.584.344 -2.627.793 -2.608.164 -2.545.457 -2.442.670 -2.317.460

außer-
ordentl iches  
Ergebnis

0 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000

Jahresergebnis -11.849.567 -7.971.077 -6.251.535 -5.761.104 -4.376.454 -4.299.071 -2.999.101 -2.477.809 241.536 1.904.777 4.588.431 6.243.853

Erträge und 
Aufwendungen
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Für die Entwicklung der Allgemeinen Rücklage, welche der Bezugspunkt für die Bewertung einer Haushaltsicherungspflicht ist, ergibt sich bei den 
Jahresergebnissen folgender Verlauf: 

Stand 

Allgemeine Rücklage 
vor 

ergebnisneutraler 
Änderung 

Ergebnisneutrale 
Änderung 

Allgemeine Rücklage 

Allgemeine Rücklage 
(+)                               

nicht gedeckter 
Fehlbetrag (-) 

Sonderrücklage Ausgleichs-rücklage Jahresüberschuss                      
Jahresfehlbetrag 

Eigenkapital gesamt 
(+)                       nicht 

gedeckter 
Fehlbetrag (-) 

1 2 3 4 5 6 7 8 
01.01.2009 53.505.719,35 0 53.505.719,35 0 10.854.670,00 0 64.360.390,00 
31.12.2009 53.505.719,35 -1.265.109,16 52.240.610,19 0 10.854.670,00 -10.627.787,00 52.467.494,00 
31.12.2010 52.240.610,19 0 52.240.610,19 0 226.883,00 -9.851.438,00 42.616.055,00 
31.12.2011 52.240.610,19 0 42.616.055,42 0 0 -8.661.739,00 33.954.316,00 
31.12.2012 42.616.055,42 0 33.954.316,08 0 0 -5.987.895,00 27.966.421,00 
31.12.2013 33.954.316,08 -2.139,59 27.968.560,67 0 0 -7.169.768,00 20.796.653,00 
31.12.2014 27.968.560,67 0 20.823.947,17 0 0 -6.875.765,00 13.948.182,00 
31.12.2015 20.823.947,17 0 13.962.085,94 0 0 -3.784.923,00 10.177.163,00 
31.12.2016 13.962.085,94 0 10.170.248,01 0 0 -663.836,00 9.506.412,00 
31.12.2017 10.170.248,01 0 9.521.407,97 0 0 -303.924,00 9.217.484,00 
31.12.2018 9.521.407,97 0 9.234.304,82 0 0 291.414,00 9.525.719,00 
31.12.2019 9.234.304,82 0 9.235.524,73 0 291.414,00 110.251,00 9.637.190,00 
31.12.2020 9.235.524,73 0 9.190.735,71 0 401.665,00 -105.348,00 9.487.053,00 
31.12.2021 9.190.735,71 0 9.162.948,19 0 296.317,00 750.819,00 10.210.084,00 
31.12.2022 9.162.948,19 1315,49 9.164.263,68 0 1.047.136,26 3.895.509,13 14.106.909,07 
31.12.2023 9.164.263,68 0 9.164.263,68 0 4.942.645,39 -9.304.045,00 4.802.864,07 
31.12.2024 4.802.864,07 0 4.802.864,07 0 0 -7.351.997,00 -2.549.132,93 
31.12.2025 -2.549.132,93 0 -2.549.132,93 0 0 -9.988.567,00 -12.537.699,93 
31.12.2026 -12.537.699,93 0 -12.537.699,93 0 0 -6.018.077,00 -18.555.776,93 
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Fortsetzung 

Stand 

Allgemeine Rücklage 
vor 

ergebnisneutraler 
Änderung 

Ergebnisneutrale 
Änderung 

Allgemeine Rücklage 

Allgemeine Rücklage 
(+)                               

nicht gedeckter 
Fehlbetrag (-) 

Sonder-rücklage Ausgleichs-rücklage Jahresüberschuss                      
Jahresfehlbetrag 

Eigenkapital gesamt 
(+)                       nicht 

gedeckter 
Fehlbetrag (-) 

1 2 3 4 5 6 7 8 
31.12.2027 -18.555.776,93 0 -18.555.776,93 0 0 -4.259.535,00 -22.815.311,93 
31.12.2028 -22.815.311,93 0 -22.815.311,93 0 0 -3.726.104,00 -26.541.415,93 
31.12.2029 -26.541.415,93 0 -26.541.415,93 0 0 -2.311.454,00 -28.852.869,93 
31.12.2030 -28.852.869,93 0 -28.852.869,93 0 0 -2.195.071,00 -31.047.940,93 
31.12.2031 -31.047.940,93 0 -31.047.940,93 0 0 -856.101,00 -31.904.041,93 
31.12.2032 -31.904.041,93 0 -31.904.041,93 0 0 -293.809,00 -32.197.850,93 
31.12.2033 -32.197.850,93 0 -32.197.850,93 0 0 2.445.536,00 -29.752.314,93 
31.12.2034 -29.752.314,93 0 -29.752.314,93 0 0 4.129.777,00 -25.622.537,93 
31.12.2035 -25.622.537,93 0 -25.622.537,93 0 0 6.840.431,00 -18.782.106,93 
31.12.2036 -18.782.106,93 0 -18.782.106,93 0 0 8.517.853,00 -10.264.253,93 

 
Spätestens zum Ende des Haushaltsjahres 2025 wird die allgemeine Rücklage bei planmäßigem Verlauf keinen Bestand mehr ausweisen, d.h. die 
Allgemeine Rücklage ist aufgezehrt, das Eigenkapital gesamt wird negativ und damit zum nicht gedeckten Fehlbetrag. Damit ist der Tatbestand der 
Überschuldung erfüllt. Nach § 76 Abs. 2 GO NRW dient das HSK dem Ziel, im Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen. Es bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung soll nur erteilt werden, wenn 
aus dem HSK hervorgeht, dass spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahr der Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 wieder erreicht 
wird. Im Einzelfall kann durch Genehmigung der Bezirksregierung auf der Grundlage eines individuellen Sanierungskonzeptes von diesem 
Konsolidierungszeitraum abgewichen werden. Die Genehmigung des HSK kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden. 
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2.3 VERORDNUNG ÜBER DAS HAUSHALTSWESEN DER KOMMUNEN IM LAND NORDRHEIN-WESTFALEN (KOMHVO) VOM 12.12.2018 
 
§ 5 KomHVO NW  
 
Im HSK gem. § 76 der Gemeindeordnung sind die Ausgangslage, die Ursachen der entstandenen Fehlentwicklung und deren vorgesehene 
Beseitigung zu beschreiben. Das HSK soll die schnellstmögliche Wiedererlangung des Haushaltsausgleichs gewährleisten und darstellen, wie nach 
Umsetzung der darin enthaltenen Maßnahmen der Haushalt so gesteuert werden kann, dass er in Zukunft dauerhaft ausgeglichen sein wird.  
 
Weiterführende aktuelle Rechtsgrundlagen für die inhaltliche Aufstellung eines HSK liegen nicht vor. Zur Stellungnahme des Ministeriums für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW aus Februar 2025 wird auf Abschnitt 1 des HSK verwiesen. 

2.4 ERLASSLAGE, HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN 

2.4.1 HAUSHALTSSICHERUNGSKONZEPT BEI VERLUSTVORTRAG NACH § 84 GEMEINDEORDNUNG NRW 
 

Das Ministerium für Haushalt, Kommunales, Bauen und Digitalisierung NRW hat den Kommunen zur Anwendung der Regelungen zum Verlustvortrag 
in § 79 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW im Dezember 2024 folgende Hinweise gegeben: 

„Wird in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung (MFP) ein Verlustvortrag veranschlagt, so kann die Aufsichtsbehörde gemäß § 84 Absatz 2 
Satz 3 Gemeindeordnung NRW die Gemeinde zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes (HSK) verpflichten, wenn die stetige Erfüllung 
der Aufgaben nach § 75 Absatz 1 Satz 1 Gemeindeordnung NRW nicht gesichert erscheint. Der Gesetzgeber hat in diesem Zusammenhang – anders 
als in § 76 Absatz 1 Gemeindeordnung NRW – bewusst auf die Festlegung fester Wertgrenzen verzichtet. Damit liegt die Entscheidung im 
pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Aufsichtsbehörde. Diese hat im Einzelfall im Rahmen einer Gesamtbetrachtung der örtlichen 
Haushaltsplanung darüber zu befinden, ob das gesetzliche Gebot der stetigen Aufgabenerfüllung durch die Vornahme von Verlustvorträgen 
eingeschränkt ist. Ein möglicher Indikator für die aufsichtliche Bewertung kann auch eine durch Veranschlagung on Verlustvorträgen indizierte 
Überschuldung sein, wenn also für die Aufsichtsbehörde im Rahmen der Haushaltsplanung ersichtlich ist, dass die (kumulierte) Höhe der in der MFP 
eingeplanten Verlustvorträge den Bestand der allgemeinen Rücklage übersteigt. Dabei sind jedoch stets die örtlichen Rahmenbedingungen  
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einzubeziehen. Eine allgemeine HSK-Verpflichtung lässt sich hieraus allein nicht ableiten. Der fehlende Nachweis von Jahresüberschüssen in der 
MFP führt somit nicht automatisch zur HSK-Pflicht.“ 

Ausweislich der Daten zu Ziffer 2.1 tritt in der Stadt Overath die Überschuldung ein. Sie wird im Rahmen der vorliegenden Haushaltsplanung auch 
nicht durch entscheidende Maßnahmen in der Ertrag- und/oder Aufwandsplanung ausgeräumt. Unter Anwendung des Rücksichtnahmegebotes 
nach § 77 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW wird im Zeitraum der Haushaltssicherung ein sukzessiver Anstieg des Hebesatzes zur Grundsteuer B als 
langfristige Gegensteuerungsmaßnahme angelegt. Die Maßnahme ist geeignet, innerhalb der HSK-Zeitraumes den Haushaltsausgleich nach § 76 
Absatz 1 Gemeindeordnung NRW im Jahr 2033 ohne Anwendung der Planungshilfe des globalen Minderaufwandes nach § 79 Absatz 3 
Gemeindeordnung NRW wiederherzustellen, wenngleich eine vollständige Tilgung des nicht gedeckten Fehlbetrages bis dahin nicht zu erwarten ist 
und insofern die Pflicht zur Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes fortbestehen dürfte.  

2.4.2 AUSFÜHRUNGSERLASS ZUR HAUSHALTSKONSOLIDIERUNG IM RAHMEN DES STÄRKUNGSPAKTGESETZES  
Der Ausführungserlass zur Haushaltskonsolidierung nach der Gemeindeordnung für das Land NRW und nach dem Gesetz zur Unterstützung der 
kommunalen Haushaltskonsolidierung im Rahmen des Stärkungspaktes Stadtfinanzen (Stärkungspaktgesetz) vom 07.03.2013, Az. 34 – 46.09.01 – 
918/13 soll gemäß Stellungnahme des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW aus Februar 2025 der Orientierung zur 
Aufstellung und Genehmigung von HSK dienen. 

Ergänzend wird auf auch den Erlass vom 09.08.2011 zum Gesetz zur Änderung des § 76 der Gemeindeordnung für das Land NRW, Az. 33 – 46.09.01 
71/10 verwiesen, der in Teilen nahezu gleichlautende Regelungen beinhaltet. 

Der Erlass vom 07.03.2013 regelt zu Ziffer 3 Prüfpunkte für die Genehmigung von Haushaltssicherungskonzepten und Haushaltssanierungsplänen. 

„Es bleibt bei der Pflicht, den Haushalt zum nächstmöglichen Zeitpunkt wieder auszugleichen (§ 76 Absatz 1 GO NRW). Die Änderung des § 76 Absatz 
2 GO NRW räumt den Kommunen, die ihren Haushalt schneller als in 10 Jahren ausgleichen können, nicht das Recht ein, sofort umsetzbare 
Konsolidierungsmaßnahmen über 10 Jahre zu strecken. Machbare Haushaltssicherungsmaßnahmen dürfen auch in Haushaltsicherungskonzepten 
nicht auf zukünftige Jahre verlagert werden. 

Der in § 76 Absatz 2 Satz 3 GO NRW genannte, späteste Zeitpunkt für den Haushaltsausgleich "im zehnten auf das Haushaltsjahr folgende Jahr" gilt 
auch dann, wenn der die Haushaltssicherungspflicht auslösende Tatbestand nach § 76 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 GO NRW erst im Verlauf der 
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung erfüllt wird. 
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Haushaltssicherungskonzepte sind im Fall einer Überschuldung nur genehmigungsfähig, wenn sie sowohl den Haushaltsausgleich als auch den 
Abbau der Überschuldung darstellen. Dies gilt sowohl für eine von Anfang an bestehende als auch für eine im Lauf des Konsolidierungszeitraums 
eintretende Überschuldung. Der Fall des § 76 Absatz 2 Satz 3 GO NRW ist nur gegeben, wenn das Haushaltssicherungskonzept innerhalb der 10-
Jahres-Frist sowohl den jahresbezogenen Haushaltsausgleich als auch den vollständigen Abbau der Überschuldung darstellt. 

Ein genehmigter Konsolidierungszeitraum bleibt für die vorzulegenden Fortschreibungen des Haushaltssicherungskonzeptes verbindlich (kein 
Herausschieben des Endzeitpunktes). Bei nicht absehbaren und von der Kommune nicht zu beeinflussenden erheblichen Veränderungen der 
finanziellen Situation der Kommune kann eine Verlängerung des Zeitraums von der zuständigen Aufsichtsbehörde genehmigt werden 
(Rechtsgedanke des § 8 Absatz 2 Stärkungspaktgesetz). 

Genehmigungen für Haushaltssicherungskonzepte mit einer Laufzeit über 10 Jahre können von den Bezirksregierungen in der Regel nur erteilt 
werden, wenn der jahresbezogene Haushaltsausgleich innerhalb von 10 Jahren dargestellt wird. Die Zeit nach Ablauf der 10-Jahres-Frist steht nur 
für den darzustellenden Abbau der aufgelaufenen Überschuldung zur Verfügung. 

Der Haushaltssanierungsplan muss bis zum erstmaligen Erreichen des Haushaltsausgleichs grundsätzlich eine Konsolidierung in gleichmäßigen 
jährlichen Schritten darstellen. Ein Abweichen von dieser Vorgabe bedarf der Zustimmung der Bezirksregierung. Die Entscheidung steht im 
pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. 

Für das Haushaltssicherungskonzept sowie den Haushaltssanierungsplan ist grundsätzlich von folgenden Planungsgrundlagen auszugehen: 

Im Ergebnis- und Finanzplanungszeitraum sind - wie bisher auch - die Orientierungsdaten unter Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten 
(siehe Hinweis im jeweils aktuellen Orientierungsdatenerlass) anzuwenden. Eine Übernahme der Orientierungsdaten, die Landesdurchschnittswerte 
sind, kommt aber nur solange in Betracht, wie keine abweichenden gemeindescharfen Erkenntnisse vorliegen. Liegen diese vor, können die 
Orientierungsdaten insoweit nicht mehr zugrunde gelegt werden. 

Für die Zeit nach dem Orientierungsdatenzeitraum ermittelt jede Kommune individuell die Plandaten für die folgenden Einzahlungen/Erträge bzw. 
Auszahlungen/Aufwände: 

 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
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 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
 Gewerbesteuer (brutto) 
 Grundsteuer A und B 
 Sonstige Steuern und ähnliche Einzahlungen 
 Schlüsselzuweisungen an Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände 
 Landschaftsverbands- und Kreisumlage 
 Sozialtransferaufwendungen (soweit eine Berechnung der individuellen Wachstumsraten möglich ist) 

Die Ermittlung der Wachstumsraten zur Berechnung der Plandaten erfolgt in Anlehnung an die Berechnung eines geometrischen Mittels. Grundlage 
sind die tatsächlichen Einzahlungen/Erträge bzw. Auszahlungen/Aufwände der jeweiligen Kommune über einen Zeitraum der letzten zehn Jahre.  

Die Plandaten für die folgenden Auszahlungs- bzw. Aufwandsarten sind entsprechend den Vorgaben der Orientierungsdaten für das letzte Jahr des 
Orientierungsdatenzeitraums fortzuschreiben: 

 Personalaufwendungen 
 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
 Sozialtransferaufwendungen (soweit keine Berechnung der individuellen Wachstumsraten möglich ist) 

Dieser Wert ist in den Folgejahren der Haushaltsplanung als Wachstumsrate zu Grunde zu legen. 

Bei den Personalaufwendungen und den Sach- und Dienstleistungen stellen die Orientierungsdaten keine Prognose, sondern einen Zielwert dar, 
der gerade von Stärkungspaktgemeinden [Anm. der Stärkungspakt Stadtfinanzen ist ausgelaufen, die Aussage kann insoweit nur sinngemäß zur 
Anwendung kommen] noch unterschritten werden sollte. Das bedeutet, dass dieser Wert nicht einfach der Planung zugrunde gelegt und 
fortgeschrieben werden darf, sondern dass Anstrengungen ergriffen werden müssen, diesen Wert tatsächlich zu erreichen. Die hierzu erforderlichen 
Konsolidierungsmaßnahmen müssen im Haushaltssanierungsplan oder im Haushaltssicherungskonzept nachvollziehbar dargestellt sein. 

Abweichungen von den o.g. Wachstumsraten sind mit Rücksicht auf örtliche Besonderheiten (analog zum entsprechenden Hinweis im jeweils 
aktuellen Orientierungsdatenerlass) möglich, soweit diese von der Kommune nachvollziehbar dargelegt werden. Sofern Wachstumsraten 
mathematisch ermittelt werden, die unter Berücksichtigung der Erfahrungen der Vorjahre zweifelhaft erscheinen, ist ebenfalls eine entsprechende 
Anpassung vorzunehmen und nachvollziehbar zu begründen. Die Wachstumsraten sind jährlich auf der Grundlage der aktuellen Daten anzupassen 
bzw. fortzuschreiben.“ 

70 / 463



Haushaltssatzung 2025 – 2026   

 

 

2.4.3 LEITFADEN FÜR MASSNAHMEN UND VERFAHREN ZUR HAUSHALTSSICHERUNG VOM 06.03.2009 DES INNENMINISTERIUMS NRW 
 

Die Grundlagen für die Prüfung eines HSK ergeben sich aus der Gemeindeordnung und der Kommunalhaushaltsverordnung. Dabei sind 
zusammengefasst insbesondere folgende Vorschriften zu beachten: 

•  Der Haushaltsausgleich soll grundsätzlich dauerhaft erreicht werden. Deshalb soll der Haushalt nicht nur im Haushaltsjahr, sondern auch 
in den drei Planungsjahren der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanungsperiode ausgeglichen sein (§ 84 GO).  

•  Ziel des HSK ist die Wiederherstellung und Sicherung der dauerhaften Leistungsfähigkeit der Gemeinde (§ 76 Abs. 1 und 2 GO) durch die 
Erreichung des Haushaltsausgleichs. Grundsätzlich müssen daher die Maßnahmen des HSK an der Höhe des Konsolidierungsbedarfs und 
damit am Ziel des Haushaltsausgleichs ausgerichtet sein.  

•  Der Haushaltsausgleich soll durch das HSK zum nächstmöglichen Zeitpunkt (§ 76 Abs. 1 GO) bzw. schnellstmöglich (§ 5 KomHVO) wieder 
erreicht werden.  

•  Das HSK ist durch die Gemeinde aufzustellen (§ 76 Abs. 1 GO). Bei der Aufstellung des HSK haben Rat (§ 41 Abs. 1 Buchst. h GO), 
Bürgermeister (§ 62 Abs. 1 und § 80 GO), Kämmerer (§ 80 GO) und Verwaltungsvorstand (§ 70 Abs. 2 Buchst. c GO) eine besondere  
Verantwortung, denn es ist ihre Pflicht, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung der Aufgaben 
gesichert ist (§ 75 Abs. 1 GO).  

•  Die Aufsichtsbehörde hat das HSK zu prüfen und über die Genehmigung zu entscheiden (§ 76 Abs. 2 Satz 2 GO).  
•  Bei der Aufstellung und Umsetzung des HSK ist zu berücksichtigen, dass sich aus der Pflicht zum Haushaltsausgleich (§ 75 Abs. 2 GO) und 

aus der Pflicht zur Genehmigung einer Verringerung der allgemeinen Rücklage (§ 75 Abs. 4 GO) für die Gemeinden das Gebot ergibt, das 
Eigenkapital zu erhalten.  

•  Auf keinen Fall darf die Gemeinde ihr Eigenkapital vollständig aufbrauchen (§ 75 Abs. 7 GO). Das Überschuldungsverbot hat u. a. das 
Ziel, schon im Falle einer drohenden Überschuldung alle Maßnahmen zu ergreifen, mit denen ein Eintritt der Überschuldung vermieden 
werden könnte. Dementsprechend müssen die Maßnahmen des HSK zur Abwendung einer drohenden Überschuldung angemessen und 
geeignet sein, das heißt, die Anforderungen an das HSK sind dem Konsolidierungsbedarf entsprechend zu steigern.  
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•  Die Gemeinde hat ihre Liquidität sicherzustellen (§ 75 Abs. 6 GO) und dazu eine angemessene Liquiditätsplanung aufzustellen (§ 89 GO; 

§ 31 Abs. 6 KomHVO). Die Planung und Sicherung der Liquidität bedarf bei der Beseitigung der entstandenen Fehlentwicklungen im 
Sinne des § 5 KomHVO einer besonderen Beachtung und Prüfung in Verbindung mit dem HSK.  

•  Das HSK ist verbindlich und mit dem Haushalt auszuführen (§ 79 Abs. 2 i. V. m. Abs. 3 GO). Die örtlichen Konsolidierungsmaßnahmen 
sind konkret festzulegen und mit dem zu erwartenden Konsolidierungsvolumen auszugestalten. Für die Planung des Finanzplanungs-
zeitraums nach dem Orientierungsdatenzeitraum ist für die Ermittlung der Plandaten ein geometrisches Mittel anzusetzen, wenn örtlich 
keine Besonderheiten zu berücksichtigen sind. Nach § 79 Abs. 2 GO und § 1 Abs. 1 Nr. 4 Verordnung über das Haushaltswesen der 
Kommunen im Land Nordrhein-Westfalen (KomHVO NW) ist das HSK eine Anlage zum Haushaltsplan und bedarf der Schriftform. Das  
HSK ist über den Haushaltskonsolidierungszeitraum jährlich fortzuschreiben und die Aufsichtsbehörden sind regelmäßig über den 
Umsetzungsstand zu unterrichten. 

 

3 ORIENTIERUNGSDATEN UND WACHSTUMSRATEN 

Die Stadt Overath hat in der Vergangenheit nicht am Stärkungspakt Stadtfinanzen teilgenommen. Die nunmehr im Haushaltsjahr 2025 eintretende 
Überschuldung bedarf jetzt enormer Anstrengungen zur Wiedererlangung des Haushaltsausgleichs, kluger Investitionsentscheidungen, damit eine 
lebenswerte Stadt zukunftsfähig gestaltet werden kann.  

Unter Berücksichtigung der Empfehlungen der Kommunalaufsicht werden für die Stadt Overath folgende historische Daten zusammengetragen 
und die Berechnungen zum geometrischen Mittel vorgenommen. 

Ferner wird über die Orientierungsdaten 2025 bis 2028 berichtet und aufgezeigt, mit welchen Wachstumsraten die  

 Personalaufwendungen,  
 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen und 
 Sozialtransferaufwendungen 

in die Haushaltsplanungen eingegangen sind. 
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Die Verwendung von Wachstumsraten in der Kalkulation der vorliegenden, für die Kommunalwirtschaft wesentlichen Ertragsarten birgt Chancen 
und Risiken zugleich. Die Historie der wirtschaftlichen Entwicklung in Overath ist unter Abschnitt 1 ausführlich dokumentiert und zeigt einen 
kontinuierlichen Verzehr des Eigenkapitals auf. Die Berechnungen des geometrischen Mittels dokumentieren für die Vergangenheit die relativ 
eingetretenen Ertragssteigerungen. Die Ertragssteigerungen waren aber nicht hoch genug, dem Anstieg der Aufwendungen hinreichend 
entgegenzuwirken. Nun wird zum Haushaltsjahr 2025 die Überschuldung eintreten. Damit eine Trendwende in den Kommunalfinanzen der Stadt 
Overath erreicht werden kann und mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht nur planerisch, sondern auch real das angestrebte Ziel des 
Haushaltsausgleichs im Jahr 2033 mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht nur planerisch, sondern auch real erreichbar werden kann, ist ein 
zurückhaltender Ansatz in den Wachstumsraten vorgenommen worden.  

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024  Σ fünf  Σ fünf Mittel
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR geringste höchste in %

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 13.315.896 13.748.348 14.524.918 15.335.478 15.840.858 15.133.381 16.463.756 16.896.832 17.051.315 18.102.267 72.058.020 84.355.027 5,1%
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 1.005.491 1.036.169 1.290.212 1.610.512 1.785.429 1.958.519 2.089.919 1.844.787 1.874.587 1.965.573 6.727.812 9.733.385 4,2%

Gewerbesteuer (brutto) 9.766.115 11.987.611 13.192.850 13.804.654 16.334.777 12.036.826 16.463.690 20.809.307 20.793.678 15.296.000 60.788.057 89.697.452 5,7%

Grundsteuer A 90.351 87.198 88.761 90.255 87.142 86.465 87.762 85.739 85.649 85.447 430.498 444.270 1,9%
Grundsteuer B 8.422.144 8.484.456 8.582.083 8.723.786 8.703.288 8.768.184 8.852.943 8.943.291 8.891.799 8.974.270 42.915.757 44.430.487 3,9%
Zwischensumme Grundsteuer 8.512.495 8.571.654 8.670.844 8.814.040 8.790.430 8.854.649 8.940.705 9.029.030 8.977.448 9.059.717 43.359.463 44.861.548 3,9%

Sonstige Steuer und ähnliche 
Einzahlungen

34.323.423 38.249.431 40.011.081 41.698.593 45.025.091 40.035.417 46.021.920 47.744.006 49.240.150 47.353.264 194.317.944 235.384.430 6,0%

Schlüsselzuweisungen 1.641.678 2.704.049 2.955.183 2.883.681 3.361.654 4.075.448 3.260.787 6.523.114 2.753.387 2.142.877 12.125.672 20.176.186 4,9%

Kreisumlage 11.531.579 12.090.641 11.911.282 12.049.338 12.973.266 13.483.694 14.026.097 14.592.166 14.850.603 16.118.481 60.556.106 73.071.041 5,1%

Sozialtransferaufwendungen 6.539.692 8.448.104 7.840.037 8.311.664 8.474.923 7.768.507 7.792.359 9.634.668 10.175.366 9.727.371 38.252.260 46.460.431 4,9%

Berechnung geometrisches Mittel
     in Anlehnung an das geometrische Mittel auf Grundlage der tatsächlichen Einzahlungen/Erträge bzw. Auszahlungen/Aufwendungen der letzten 10 Jahre
1. Berechnung der Wachstumsraten
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Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurde unter Anwendung des Orientierungsdatenerlasses vom 19.09.2024 in die Planjahre 2025 bis 
2028 aufgenommen. Ab dem Haushaltsjahr 2029 wird mit einer Wachstumsrate in Höhe von 3% kalkuliert. Das MHKBD NRW vermutet im 
Begleitschreiben das die berechneten Orientierungsdaten womöglich etwas zu optimistisch kalkuliert wurden. Die nicht in die Steuerschätzung 
eingegangen, aber von der Ampel-Koalition noch geplanten Gesetzesinitiativen sind letztlich nicht vollumfänglich beschlossen worden. Die 
Verwendung des geometrischen Mittels im HSK-Zeitraum in Höhe von 4,2% erscheint in diesem Zusammenhang als unangemessen hoch. 

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wurde unter Anwendung des Orientierungsdatenerlasses vom 19.09.2024 in die Planjahre 2025 bis 2028 
aufgenommen. Ab dem Haushaltsjahr 2029 wird mit einer Wachstumsrate in Höhe von 2% kalkuliert. Die Orientierungsdaten 2025 bis 2028 sehen 
Steigerungen zwischen 2,0% und 2,5% vor. Unter Berücksichtigung des Begleitschreibens des MHKBD NRW wird die Verwendung des geometrischen 
Mittels in Höhe von 4,2% als unangemessen hoch eingeschätzt und daher auch für die Wachstumsraten im HSK-Zeitraum geringer angesetzt. 

Die Gewerbesteuer wurde unter Anwendung des Orientierungsdatenerlasses vom 19.09.2024 in die Planjahre 2025 bis 2028 aufgenommen. Ab 
dem Haushaltsjahr 2029 wird mit einer Wachstumsrate in Höhe von 2% kalkuliert. Vor dem Hintergrund des gravierenden Gewerbesteuereinbruchs 
im Haushaltsjahr 2024 um nahezu 30% und der Erhöhung des Hebesatzes zur Gewerbesteuer ab dem Haushaltsjahr 2025 auf 550 v. H. wird eine 
Wachstumsrate in Höhe von 5,7% jährlich für nicht wahrscheinlich erachtet, auch wenn weitere Gewerbeflächen künftig noch erschlossen werden 
können. 

Die Grundsteuern wurden unter Anwendung des Orientierungsdatenerlasses vom 19.09.2024 in die Planjahre 2025 bis 2028 aufgenommen. Für die 
Folgejahre wird mit einer Wachstumsrate in Höhe von 1 % kalkuliert. Ertragssteigerungen in künftigen Jahren können darüber hinaus erwartet 
werden, wenn Grünlandflächen udgl. in Flächen zur Wohnbebauung oder Gewerbeflächen umgewandelt werden. Dieser Effekt wird als 
Entwicklungschance für die Stadt Overath gesehen, kann aber derzeit nur vage kalkuliert werden. 

Die Schlüsselzuweisungen und die Kreisumlage sind für das Haushaltsjahr 2025 mit den Daten des GfG 2025 einkalkuliert worden. Für die Jahre 
2026 bis 2028 wurde auf den Grundbetrag eine Steigerungsrate gemäß den Orientierungsdaten angewendet, für die Jahre ab 2029 eine 
Steigerungsrate in Höhe von 3,5%. Es wird davon ausgegangen, dass die zurückhaltend geplanten Ertragspositionen die geringere Wertzuwachsrate 
in der Kreisumlage auffangen wird. Die Schlüsselzuweisung und die Kreisumlage werden zudem durch die kommunale Steuerkraft mit der 
verschobenen Referenzperiode berechnet, so dass die bloße Anwendung einer Wachstumsrate nicht hinreichend die Entwicklungserwartung 
berücksichtigen würde. 
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Berücksichtigte Wachstumsraten zu 

 Personalaufwendungen 
 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
 Sozialtransferaufwendungen 

 

 

 

Berechnungsgrundlagen: Steuerschätzung Mai 2024
Gewerbesteuerumlage: Jahre 2024 bis 2028 Gesamtvervielfältiger 35

Absolut
2024 2025 2026 2027 2028

in Mio. EUR in % in % in % in %
Einzahlungen/Erträge
Summe der Einzahlen aus Steuern 
(brutto) 33.238 4,4 4,4 3,9 3,5

davon:
Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer

10.335 8,1 5,7 5,6 4,8

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 1.990 2,5 2 2,1 2,2
Gewerbesteuer (brutto) 16.644 3,2 4,6 3,6 3,3
Grundsteuer A und B 4.269 1,3 1,3 1,3 1,3

Kompensation 
Familienleistungsausgleich (Erträge) 1.013 3,2 3,5 2,8 2,8

Zuweisungen des Landes im Rahmen 
des Steuerverbundes (Erträge) 15.320 2,7 4,7 4,7 4,1

davon:
Schlüsselzuweisungen an 
Gemeinden, Kreise und 

12.892 2,7 4,7 4,7 4,1

Orientierungsdaten

2. Fortschreibung gemäß Orientierungsdaten für das letzte Jahr des Orientierungsdatenzeitraums

Orientierungsdatenerlass vom 19.09.2024, Az. 304-55.40.05.01-10168, Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW
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 Die Personalaufwendungen steigen im Haushaltsjahr 2025 gegenüber dem Vorjahr stärker an, weil eine Stellenvakanz von vormals 16 Stellen auf 
aktuell 6 Vakanzen reduziert werden konnte. Für die Folgejahre wurde eine Steigerungsrate von 2% angesetzt. Ergänzend wird auf die 
Ausführungen zu den Chancen und Risiken im Personalkörper der Stadt Overath in Abschnitt 1 und auch auf Abschnitt 4 verwiesen. Die Chancen 
durch technologischen Fortschritt z. B. mittels Prozessoptimierung und KI in künftigen Jahren ohnehin freiwendende Personalstellen einzusparen, 
zeigt sich in der Begrenzung des Personalaufwandes in den Planjahren 2033 bis 2036. Mit der Implementierung einer neuen Finanzsoftware 
werden Prozessabläufe neu strukturiert und effizient gestaltet. Die getroffene strategische Entscheidung für die neue Finanzsoftware zielt darauf 
ab, in 2026 Schnittstellen besser zu verzahnen, weitere Arbeitsprozesse zu modernisieren, damit insbesondere durch eine harmonische 
Softwarearchitektur Sach- und künftig auch Personalaufwendungen reduziert werden können. Technische Innovation braucht zu Beginn von 
Veränderungsprozessen einen angemessenen Mitteleinsatz in Investitionen, in Sachmittel und in qualifiziertes Personal. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen werden seit Jahren restriktiv geplant, so dass die Steigerungsraten entsprechend gering 
ausfallen. Auch hier sind Ansprüche an Ausstattung von Feuerwehr, Zivilschutz udgl. mehr teils extern bestimmt und bei weitem nicht allein durch 
kommunales Handeln entscheidend reduzierbar. 

Die Sozialtansferaufwendungen werden mit einer Wachstumsrate von 1% kalkuliert. Die tatsächliche Entwicklung ist kaum kalkulierbar und nahezu 
ein fremdbestimmter Aufwand infolge gesellschaftlicher Entwicklungen aber auch der künftigen Rechtsetzung durch Bund und das Land NRW. Der 
Konnexität - wer bestellt, der bezahlt - dem kommt besonders in diesem Sektor große Bedeutung zu und ist der kommunalen Steuerung faktisch 
entzogen. 

vorl. Ist 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028 Plan 2029 Plan 2030 Plan 2031 Plan 2032 Plan 2033 Plan 2034 Plan 2035 Plan 2036
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

Wertsteigerung gemäß 
Orientierungs da ten

angewendeten Wertsteigerung 13,68% 2,00% 2,00% 2,00% 2,00% 2,00% 2,00% 2,00% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00%

Personalaufwendungen 15.579.262 17.711.218 18.065.434 18.426.728 18.795.219 19.171.149 19.554.614 19.945.702 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608

angewendeten Wertsteigerung 9,64% 6,09% -1,41% 1,45% -0,55% 1,37% 1,23% 1,08% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00%
Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleitungen 10.794.008 11.834.700 12.555.557 12.378.102 12.557.393 12.488.648 12.660.057 12.815.632 12.953.443 12.953.438 12.953.433 12.953.428 12.953.423

angewendeten Wertsteigerung 11,42% 1,00% 1,00% 1,00% 1,00% 1,00% 1,00% 1,00% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00%

Sozialtransferaufwendungen 11497560 12.811.060 12.938.966 13.068.358 13.199.040 13.331.032 13.464.340 13.598.983 13.734.972 13.734.972 13.734.972 13.734.972 13.734.972

Orientierungdaten zu den Aufwandspositionen wurden mit dem oben genannten Erlas s  den Kommunen nicht bereitgestel l t, insowei t kann dem 
Erlass  vom 09.08.2011 nicht Rechnung getragen werden
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insgesamt ergänzen sich zurückhaltende Wachstumsraten in den Erträgen stimmig zur angestrebten, sparsamen Aufwandsplanung zu einem 
abgerundeten Bild. Der Sanierungswille ist darin deutlich ablesbar.  

 

4 HAUSHALTSBERATUNGEN UND ENTSCHEIDUNGEN, ANALYSE DER MITTELBEDARFE 2025/2026 UND FOLGEJAHRE 

Im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung waren die Fachämter aufgefordert ihre Mittelbedarfe der Kämmerei für Zwecke der Haushaltsplan-
aufstellung mitzuteilen. Ausgehend von der Nachtragsplanung zeigt sich ein defizitärer Finanzierungssaldo von rund 14 Mio. Euro. Nach detaillierter 
Durchsicht aller Mittelanforderungen der Fachämter durch die Kämmerei sind zahlreiche Nachfragen zur Überprüfung in die Fachämter 
zurückgespiegelt worden, verbunden mit der Aufforderung erhebliche Einsparpotenziale zu erschließen. Im Rahmen von einzelnen 
Budgetkonferenzen je Fachamt unter Beteiligung des Bürgermeisters, der Beigeordneten, des Kämmerers und Leiters der Finanzbuchhaltung und 
den jeweiligen Amts- und Abteilungsleitungen wurden die Mittelanforderungen sowohl zur Ergebnisplanung als auch zur Finanzplanung dezidiert 
durchgearbeitet und dabei Einsparungen erschlossen. Diese sind bereits in den Entwurf der Haushaltssatzung 2025/2026 eingegangen oder in die 
verwaltungsseitigen Fortschreibungen zum Entwurf der Haushaltssatzung aufgenommen worden. 

Stellenplananforderungen von 4 Vollzeitäquivalenten wurden auf 3 Vollzeitäquivalente zurückgeführt. 

Der Stellenmehrbedarf ist teils als rentierlicher Mehraufwand einzuordnen. So soll eine halbe Stelle im Bereich des Jugendamtes angesiedelt 
werden, damit eine höhere Quote von Vermittlungen in Pflegefamilien im Zusammenhang mit Kindeswohlgefährdungen erreicht werden kann. Die 
Vermittlung in Pflegefamilien erweist sich in Bezug auf die sonst unvermeidbare Vermittlung in Pflegeeinrichtungen als erheblich kostengünstiger 
und ist zu dem mit einer qualitativen Steigerung für das Wohlbefinden betroffener Kinder verbunden. Der Stellenzuwachs von 0,5 
Vollzeitäquivalenten soll durch Kosteneinsparungen möglichst überkompensiert werden. 
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Der Sanierungsstau an den Overather Hochbauten, insbesondere am Schulzentrum Cyriax erfordert ein zielgerichtetes Handeln der Verwaltung. Der 
Wandel von G8 auf G9 schlägt sich in zusätzlichem Raumbedarf im Schulzentrum wieder, darüber hinaus ist das Objekt aus den 1970iger Jahren 
erheblich sanierungsbedürftig. Ferner sind investive Maßnahmen im Rahmen des Schul- und Vereinssports durch die Ertüchtigung von Turnhallen 
und teils Erweiterung der Hallenkapazitäten notwendig, damit den teils gesetzlich geforderten Ansprüchen an den Schulsport angemessen 
Rechnung getragen werden kann. Hinzu kommt der gesetzliche Anspruch auf die Betreuung im offenen Ganztag, der weitere unvermeidbare 
Investitionen erfordert. Zur Realisierung der zahlreichen und umfangreichen Maßnahmen bedarf es Mitarbeitende, die die Aufgaben erledigen. Die 
Ausweitung der Hochbauflächen erfordert auch einen Blick auf die Verpflichtungen im Rahmen der Betreiberverantwortung, so dass insgesamt ein 
Mehrbedarf an Stellen in diesem Bereich unvermeidbar ist.  

Die Aufgaben der Betreiberverantwortung werden teils durch Dienstleistungsverträge mit Unternehmen wahrgenommen. Die Kosten für 
Eigenleistungen liegen regelmäßig unterhalb der in Folge von Dienstleistungsverträgen aufzuwendenden Entgelte. Die Rückführung von Aufgaben 
in die Verantwortung der Stadt erfordert eine sukzessive Qualifizierung von Mitarbeitenden unter Beachtung von Vertragslaufzeiten. Zur Entlastung 
des Haushalts 2025 war es daher möglich, die Aus- und Fortbildungskosten auf mehrere Jahre zu verteilen, ohne das grundlegende Ziel zu gefährden. 
Es wurde ein Einsparpotenzial in Höhe von 40.000 Euro generiert. 

Aus den Anregungen des parteiübergreifenden Arbeitskreises Haushalt sind weitere Einsparungen in die Haushaltsplanung aufgenommen worden.  

Die Stelle „Aufstellung Jahresabschlüsse“ im Bereich des Amtes für Finanzen ist seit dem 01.12.2024 vakant und wird nach erfolgreichem 
Auswahlverfahren (erst) zum 01.05.2025 nachbesetzt werden. In diesem Zusammenhang wurden Personalaufwendungen von rund 20.000 Euro zu 
Gunsten des Haushaltsjahres 2025 bereits eingespart. Eine Nichtbesetzung der Stelle würde die Erledigung anstehender Aufgaben gefährden. 

Neben Einsparungen haben sich die Vertreter auch angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklungen in der Stadt Overath, der Empfehlungen 
des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes NRW intensiv befasst. Aktuell steht die Überarbeitung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Overath zur Abstimmung in den Gremien und wird auf die künftige Entwicklung der Stadt Overath erheblichen 
Einfluss nehmen. Neue Wohnbauflächen sowie neue Gewerbeflächen können erschlossen werden und nehmen damit Einfluss auf Erträge und 
Aufwendungen und auf die Investitionsausgaben. 
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Die Stadt Overath hat in 2024 einen erheblichen Einbruch in der Gewerbesteuer erfahren, so dass der Beschluss über eine Nachtragssatzung 
notwendig geworden ist. Die Nachtragssatzung wurde von der Kommunalaufsicht mit Schreiben vom 10.10.2024 genehmigt. Der Einbruch der 
Gewerbesteuer ist auf die anhaltende wirtschaftliche Rezession in der Breite der Gewerbetreibenden zurückzuführen. Es wird davon ausgegangen, 
dass die Vorauszahlungen zur Gewerbesteuer nicht zuletzt auch aufgrund geänderter steuerrechtlicher Regelungen zu den Abschreibungen 
(temporäre Vorteile) und zur Verzinsung von Steuererstattungsansprüchen zurückhaltender als notwendig und für die Zukunft konservativ 
angepasst worden sind. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsentwurfs hatte das veranlagte Gewerbesteuervolumen 14,9 Mio. Euro 
betragen und liegt nun zum Stichtag 31.12.2024 bei 15,3 Mio. Euro und ist damit geeignet, die Annahmen zu belegen.  

Zudem zeigen sich Auffälligkeiten in der Veranlagung von Gewebesteuern in Zerlegungsfällen, die die Annahme nähren, dass die 
Gewerbesteuererträge die unter Berücksichtigung der in Overath arbeitenden Arbeitnehmenden womöglich zu Gunsten anderer Kommunen mit 
niedrigeren Gewerbesteuerhebesätzen verschoben worden sind. Diesen Vorgängen soll verstärkt nachgegangen werden und die Ertragspotenziale 
gehoben werden. Vor diesem Hintergrund wird ein weitergehender Abschlag in den Orientierungsdaten zu Lasten der Ertragserwartungen der Stadt 
Overath für zu konservativ erachtet. Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes NRW hat mit dem 
Orientierungsdatenerlass ein Begleitschreiben herausgegen, dass die Steuerschätzung Mai 2024 zu positiv ausgefallen sei. Die darin beschriebene 
wirtschaftliche Entwicklung auf Ebene der Gewerbe dürfte in Bezug auf die Stadt Overath bereits in dem deutlich reduzierten 
Gewerbesteueraufkommen enthalten sein. Die Fortschreibungen der allgemeinen Finanzen, also der Steuererträge, der Schlüsselzuweisungen, der 
Kompensationsleistungen und der Kreisumlage, zum Entwurf der Haushaltssatzung 2025/2026 wurden insoweit durch Mehrerträge 
fortgeschrieben. Die Mehrerträge sowie die erarbeiteten Einsparungen in verschiedenen Aufwandspositionen sind in die Fortschreibungen 
eingegangen und ermöglichen damit, den Hebesatz des Haushaltsjahres 2025 gegenüber dem eingebrachten Entwurf zur Haushaltssatzung 
2025/2026 nur auf 995 Punkte (VJ 850 v. H.) und erst ab 01.01.2026 auf 1.100 Punkte anzuheben.  

Der Hebesatz der Grundsteuer A wurde von 360 v. H. für die Folgejahre mit Wirkung ab 01.01.2025 auf 400 v. H. angehoben. 

Der Hebesatz der Gewerbesteuer wurde von 465 v. H. für die Folgejahre mit Wirkung ab 01.01.2025 auf 550 v. H. angehoben. Das HSK hat mit der 
Konstanz des nun festgelegten Hebesatzes bis 2036 und rückblickend schon seit vielen Jahren konstant gebliebenen Hebesatzes auch die künftige 
Planungssicherheit zu Gunsten unternehmerischer Investitionen im Blick, die insgesamt positive Effekte auf die Finanzwirtschaft der Stadt Overath  
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entfalten können. Der Anhebung stehen teils Entlastungen aus der Grundsteuerreform aber auch von Steuerentlastungsmaßnahmen des Bundes 
gegenüber. Die Steuerentlastungsmaßnahmen wirkten insbesondere im Haushaltsjahr 2024, aber auch weiterhin voraussichtlich bis ins Jahr 2027 
hinein, neben dem allgemeinen wirtschaftlichen Einbruch ertragmindernd auf die Kommunen im Allgemeinen.  Ein Ausgleich zu Gunsten der 
kommunalen Familie war nicht geschaffen, die Konnexität wird missachtet. 

Die Hebesatzentwicklungen im Rahmen des HSK werden wie folgt dargestellt: 

Grundsteuer A Hebesätze im HSK   Grundsteuer B Hebesätze im HSK   Gewerbesteuer Hebesätze 
Jahr Satz   Jahr Satz   Jahr Satz 
2025 400%   2025 995%   2025 550% 
2026 400%   2026 1100%   2026 550% 
2027 400%   2027 1200%   2027 550% 
2028 400%   2028 1200%   2028 550% 
2029 400%   2029 1300%   2029 550% 
2030 400%   2030 1300%   2030 550% 
2031 400%   2031 1400%   2031 550% 
2032 400%   2032 1400%   2032 550% 
2033 400%   2033 1500%   2033 550% 
2034 400%   2034 1500%   2034 550% 
2035 400%   2035 1600%   2035 550% 
2036 400%   2036 1600%   2036 550% 

 

Die Hebesätze zur Grundsteuer A wurden im Haushaltsjahr 2025 auf 400 v. H. und zur Gewerbesteuer auf 550 v. H. angehoben. Vor dem Hintergrund 
der zu erwartenden Mehrbelastungen insbesondere von Ein- und Zweifamilienhäuser im Bereich der Grundsteuer B als Folge der 
Grundsteuerreform, war es geboten einen adäquaten Belastungsausgleich kommunaler Lasten zwischen Unternehmen und Bürgerinnen und 
Bürgern durch Anpassung des Gewerbesteuerhebesatzes herbeizuführen. Die rechtlich umstrittene Splittung der Grundsteuer B wurde so 
vermieden, drohte daraus doch latent die Gefahr den Steueranspruch auf die Grundsteuer B künftig auf Jahre rückwirkend zu verlieren. 
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Die Einführung einer Grundsteuer C wurde für Overath geprüft. Kosten und Nutzen stehen nach eingehender Bewertung außer Verhältnis. 

 

5 ERGEBINSPLANUNG 

Der Ergebnisplan stellt das vollständige Ressourcenaufkommen und den vollständigen Ressourcenverbrauch dar. Somit können aus dem 
Ergebnisplan Art, Höhe und Quellen aller Erträge und Aufwendungen entnommen werden, welche im Saldo den Überschuss oder Fehlbedarf 
ausweisen.  
Der Ergebnisplan 2025/2026 weist im Haushaltsjahr 2025 einen Fehlbedarf in Höhe von 9.988.567 Euro und im Haushaltsjahr 2026 einen Fehlbedarf 
in Höhe von 6.018.077 Euro aus.  
 
Die nachfolgende Grafik verdeutlicht die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie Jahresergebnisse aus der Haushaltsplanung 2025/2026 
einschl. der mittelfristigen Planung bis 2036. Die Detailwerte können dem Abschnitt 2.1 des HSK entnommen werden. 
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Die ordentlichen Aufwendungen übersteigen bis zum Haushaltsjahr 2032 die ordentlichen Erträge.  Der Haushaltsausgleich wird ohne 
Berücksichtigung des globalen Minderaufwandes unter Einrechnung der Finanzergebnisse und der außerordentlichen Ergebnisse im Haushaltsjahr 
2033 erreicht. Im Jahr 2033 errechnet sich ein positives Jahresergebnis in Höhe von 241.536 Euro, das im Jahr 2034 auf 1.904.777 Euro ansteigen 
wird. Eine Trendumkehr ist fortan abzulesen und ermöglicht sukzessive den Abbau des bis dahin aufgelaufenen negativen Fehlbetrages. 
 
Im Planungszeitraum ergeben sich bis zum Haushaltsjahr 2032 deutliche Jahresfehlbeträge. Diese Entwicklung ist auf bedeutende 
Aufwandssteigerungen zurückzuführen, welche über ebenfalls steigende Erträge erst in Folge erheblicher Ertragssteigerungen in der Grundsteuer 
B kompensiert werden können. Die jährlich festzustellenden Jahresverluste bis zum Haushaltsjahr 2032 kumulieren sich zu einem nicht gedeckten 
Fehlbetrag. 
 
Die Gestaltung der Ertragslage zeigt sich als ein Kernelement der mittelfristigen Haushaltssanierung. Hinzu treten die Chancen aus 
Prozessoptimierung und technologischem Fortschritt durch den Einsatz künstlicher Intelligenz in künftigen Jahren, um die altersbedingte 
Personalfluktuation effizient zu nutzen. Mit ihr werden Einsparungen in Sach- und Personalaufwand realisierbar. In den vorangegangenen Jahren 
waren zahlreichen Einsparungen, insbesondere der Abbau freiwilliger Leistungen, die Reduzierung des Personalaufwandes sowie die strukturelle 
Gestaltung des Konzerns Stadt Overath angegangen worden. Steigende Fallzahlen und Aufwendungen im Einzelnen im Sozialetat (insbesondere 
Hilfen zur Erziehung, Flüchtlinge), aber auch der gestiegene gesetzliche Anspruch auf Kinderbetreuung in Kindergärten und offenem Ganztag, der 
zunehmende Anspruch Leistungen der öffentlichen Hand zu digitalisieren, die gesetzlichen Anforderungen an Betreiberverantwortung und Tax-
Compliance-Managementsystem, aber auch zur Realisierung der Wärmewende und weiteren Zielen bedürfen zunächst des höheren Personal- und 
Sachmitteleinsatzes, dem keine adäquate Finanzierung von Bund und/oder Land gegenüberstehen (Verletzung des Konnexitätsprinzips). Hinzu 
kommen Aufwandssteigerungen zu den einzelnen Aufwandsarten. Im Weiteren wird auf die Erläuterungen in Abschnitt 1 des HSK zur Ausgangslage 
verwiesen. 
 
Die weitere Analyse beschäftigt sich hinsichtlich der Ertragslage mit dem Erfolg bzw. dem Jahresergebnis und dessen Zustandekommen. Grundlage 
für die Analyse sind die Gesamtergebnispläne. Die gebildeten Kennzahlen basieren nicht auf Ist-, sondern auf Planwerten. Zur genaueren 
Betrachtung werden die Daten des Haushalts für den Berichtszeitraum 2025 - 2036 in der folgenden Tabelle abgebildet (ohne interne 
Leistungsbeziehungen): 
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Erträge 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
  in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Steuern und 
ähnliche Abgaben 51.122.900 54.334.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900 

Zuwendungen und 
allgemeine 
Umlagen 

20.653.628 26.530.888 27.351.236 28.382.512 29.098.077 29.968.177 30.922.775 32.110.367 33.285.775 34.511.045 35.786.178 36.941.184 

Sonstige 
Transfererträge 773.500 781.035 788.846 796.735 804.703 812.751 820.879 829.088 829.088 829.088 829.088 829.088 

öffentlich-
rechtliche 
Leistungsentgelte 

4.471.177 4.512.572 4.606.538 4.650.991 4.695.733 4.740.776 4.786.119 4.831.766 4.842.304 4.852.801 4.863.257 4.873.674 

Privatrechtliche 
Leistungsentgelte 800.234 808.031 816.111 824.271 832.513 840.834 849.241 857.733 857.733 857.733 857.733 857.733 

Kostenerstattungen 
und 
Kostenumlagen 

2.689.491 2.712.635 2.736.181 2.759.962 2.783.981 2.808.240 2.832.741 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 

Sonstige 
ordentliche Erträge 1.581.413 1.584.246 1.587.141 1.590.040 1.592.944 1.595.853 1.598.766 1.601.683 1.603.314 1.604.939 1.606.558 1.608.170 

Aktivierte 
Eigenleistungen 11.000 11.100 11.211 11.323 11.436 11.550 11.665 11.782 11.782 11.782 11.782 11.782 

Ordentliche 
Erträge 82.103.343 91.275.307 95.353.964 98.347.534 101.480.787 103.690.281 107.155.086 109.763.605 113.471.982 116.121.174 120.019.182 122.658.017 
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Aufwendungen 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
  in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Personal-
aufwendungen 17.711.218 18.065.434 18.426.738 18.795.219 19.171.149 19.554.614 19.945.702 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 

Versorgungs-
aufwendungen 1.732.981 1.767.641 1.802.995 1.839.055 1.875.836 1.913.353 1.951.621 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 

Aufwendungen für 
Sach- und 
Dienstleistungen 

11.834.700 12.555.557 12.378.102 12.557.393 12.488.648 12.660.057 12.815.632 12.953.443 12.953.438 12.953.433 12.953.428 12.953.423 

Bilanzielle 
Abschreibungen 5.445.884 5.545.876 5.645.868 5.745.860 5.845.852 5.945.844 6.045.836 6.145.828 6.245.820 6.345.812 6.445.804 6.545.796 

Transfer-
aufwendungen 51.362.436 54.314.755 55.839.427 57.268.805 58.161.296 59.351.322 60.580.357 61.847.914 62.753.914 63.699.914 64.916.914 65.923.914 

Sonstige 
ordentliche 
Aufwendungen 

5.010.103 5.408.338 5.543.673 5.570.983 5.747.111 5.803.343 5.850.695 5.951.175 5.953.849 5.956.520 5.956.674 5.958.310 

Ordentliche 
Aufwendungen 93.097.322 97.657.601 99.636.803 101.777.315 103.289.892 105.228.533 107.189.843 109.233.621 110.242.282 111.290.940 112.608.081 113.716.704 

Ordentliches 
Ergebnis -10.993.979 -6.382.294 -4.282.839 -3.429.781 -1.809.105 -1.538.252 -34.757 529.984 3.229.700 4.830.234 7.411.101 8.941.313 
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Erträge und 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 
Aufwendungen in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Finanzergebnis -855.588 -1.208.783 -1.588.696 -1.951.323 -2.187.349 -2.380.819 -2.584.344 -2.627.793 -2.608.164 -2.545.457 -2.442.670 -2.317.460 

Ergebnis der 
laufenden 
Verwaltungs-
tätigkeit 

-11.849.567 -7.591.077 -5.871.535 -5.381.104 -3.996.454 -3.919.071 -2.619.101 -2.097.809 621.536 2.284.777 4.968.431 6.623.853 

Außerordentliches 
Ergebnis 0 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 

Jahresergebnis -11.849.567 -7.971.077 -6.251.535 -5.761.104 -4.376.454 -4.299.071 -2.999.101 -2.477.809 241.536 1.904.777 4.588.431 6.243.853 

globaler Minder-
aufwand 1.861.000 1.953.000 1.992.000 2.035.000 2.065.000 2.104.000 2.143.000 2.184.000 2.204.000 2.225.000 2.252.000 2.274.000 

Jahresergebnis 
nach Abzug 
globaler 
Minderaufwand 

-9.988.567 -6.018.077 -4.259.535 -3.726.104 -2.311.454 -2.195.071 -856.101 -293.809 2.445.536 4.129.777 6.840.431 8.517.853 

 
 
Der weiteren Analyse der Ergebnisplanung liegen in erster Linie Strukturkennzahlen zugrunde, aus denen sich der Anteil einer Ertrags- oder 
Aufwandsart an den Gesamterträgen oder Gesamtaufwendungen ablesen lässt. Dabei untersucht die Ergebnisanalyse die wesentlichen 
Erfolgsfaktoren, die für den positiven oder negativen Erfolg maßgeblich sind. Die Analyse erstreckt sich auf den gesamten etatisierten 
Berichtszeitraum von 2025 bis 2036. Als maßgebliche Bezugsgrößen für alle hier angewandten Strukturkennzahlen dienen zunächst die auf die 
jeweilige Periode entfallenden ordentlichen Erträge und ordentlichen Aufwendungen. Die oben dargestellte Tabelle zeigt die auf den 
Berichtszeitraum entfallende Entwicklung dieser Größen: 
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2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036
in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

Ertragsanalyse

Netto-
Steuerquote 61,75% 59,02% 59,76% 59,84% 60,28% 60,19% 60,50% 60,26% 60,51% 60,33% 60,54% 60,43% -1,3%

Zuwendungs -
quote 25,16% 29,07% 28,68% 28,86% 28,67% 28,90% 28,86% 29,25% 29,33% 29,72% 29,82% 30,12% 5,0%

Aufwandsanalyse

Pers ona l -
intens i tät 19,02% 18,97% 18,98% 18,96% 19,06% 19,08% 19,11% 19,46% 19,29% 19,06% 18,89% 18,44% -0,6%

Sach- und 
Diens tleis tungs-
intens i tät

19,02% 18,50% 18,49% 18,47% 18,56% 18,58% 18,61% 18,62% 18,45% 18,28% 18,07% 17,89% -1,1%

Transferquote 55,17% 55,62% 56,04% 56,27% 56,31% 56,40% 56,52% 56,62% 56,92% 57,24% 57,65% 57,97% 2,8%

Quote 
Krei sumlage 17,94% 19,63% 20,29% 20,82% 20,95% 21,27% 21,60% 21,92% 22,46% 23,01% 23,52% 24,09% 6,1%

Abs chreibungs -
intens i tät 5,85% 5,68% 5,67% 5,65% 5,66% 5,65% 5,64% 5,63% 5,67% 5,70% 5,72% 5,76% -0,1%

Zins lastquote 4,17% 4,34% 4,54% 4,62% 4,78% 4,88% 4,98% 4,93% 4,86% 4,76% 4,61% 4,46% 0,3%

Aufwands-
deckungsgrad 88,19% 93,46% 95,70% 96,63% 98,25% 98,54% 99,97% 100,49% 102,93% 104,34% 106,58% 107,86% 19,7%

TendenzKennzahlen
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Zur Durchführung der Ertragsanalyse werden im Rahmen dieses HSK die Steuerquote sowie die Zuwendungsquote untersucht. Als 
Bemessungsgrößen für die Steuerquote sind neben den ordentlichen Erträgen die Steuern und ähnlichen Abgaben zu ermitteln. Die Steuerquote 
gibt dabei an, zu welchem Teil sich die Kommune „selbst“ finanzieren kann und somit unabhängig von staatlichen Zuweisungen ist. Die folgende 
Grafik stellt die Entwicklung der wichtigsten steuerlichen Erträge detailliert dar: 
 

Steuern und 
ähnliche Abgaben 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR 

Grundsteuer A 75.900 76.800 77.700 78.700 79.400 80.100 80.900 81.700 82.500 83.300 84.100 84.900 

Grundsteuer B 10.629.000 11.900.000 13.150.000 13.320.000 14.570.000 14.710.000 15.990.000 16.140.000 17.460.000 17.630.000 18.990.000 19.170.000 

Gewerbesteuer 18.670.000 19.520.000 20.220.000 20.880.000 21.290.000 21.710.000 22.140.000 22.580.000 23.030.000 23.490.000 23.950.000 24.420.000 

Gemeindeanteil 
an der  
Einkommensteuer 

17.440.000 18.430.000 19.460.000 20.400.000 21.010.000 21.640.000 22.290.000 22.960.000 23.650.000 24.360.000 25.090.000 25.840.000 

Gemeindeanteil 
an der 
Umsatzsteuer 

1.920.000 1.960.000 2.000.000 2.050.000 2.090.000 2.130.000 2.170.000 2.220.000 2.260.000 2.310.000 2.350.000 2.400.000 
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Aus den zu erwartenden Steuererträgen ergeben sich im Ergebnis folgende Steuerquoten: 
 
Die Steuerquote in Overath lag im Jahr 2025 bei 61,75% und bleibt bis zum Jahr 2036 auf ähnlichem Niveau bei leicht sinkender Tendenz. In der 
Netto Betrachtung ist die Bereinigung um die Gewerbesteuerumlage einbezogen worden. Die Entwicklung der Steuererträge findet ihre Grundlage 
in den Mai-Steuerschätzungen und Oktober-Steuerschätzung bzw. in den Orientierungsdaten des Innenministeriums. Dabei wurden hinsichtlich des 
Anteils an der Einkommen- und Umsatzsteuer für das Haushaltsjahr 2025 die Werte dem GFG 2025 entnommen, und im Übrigen die 
Orientierungsdaten verwendet. Zu erwartende positive Effekte auf Bevölkerungs-, Arbeitsmarkt und Gewerbeentwicklung aus dem Haltepunkt 
Vilkerath rechtfertigen den Ansatz der Orientierungsdaten. Die Effekte werden zum Haushalt 2027/2028 zu überprüfen und wieder neu zu 
beurteilen sein. Wesentlich trägt zu dieser Entwicklung die beschlossene Anpassung der Hebesätze bei. Hierzu wird auf Abschnitt 4 verwiesen. 
Insgesamt kann die Steuerquote als der Finanzlage angemessen beurteilt werden. Die HSK-Maßnahmen sehen einen jährlich sukzessiv ansteigenden 
Hebesatz der Grundsteuer B in Zwei-Jahres-Schritten von jeweils 100 Punkten vor.  
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Die Anhebung ist gewaltig und bedarf vor dem Hintergrund des Rücksichtnahmegebotes nach § 77 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW der 
Überprüfung zum Haushalt 2027/2028. Die angekündigten Hilfen des Landes NRW zur Lösung der Altschuldenproblematik sollten mit der Steigerung 
von Hebesätzen im Zusammenhang beurteilt werden und ggf. Spielräume zur Milderung der Steigerungsraten einräumen.  
 
Für den Zeitraum der Finanzplanung wird ein sich stetig erholender Gewerbesteuerertrag kalkuliert. Ein Peak im Gewerbesteuerertrag, wie er sich 
in den Haushaltsjahren 2022 und 2023 in Overath gezeigt hat, wurde nicht in die Planungen einbezogen. Einen positiven Effekt erwartet die Stadt 
Overath aus dem Haltepunkt Vilkerath für die Stadtentwicklung. Wie eben schon ausgeführt, dürfte nach derzeitiger Finanzplanung dennoch von 
weiteren, leicht ansteigenden Schlüsselzuweisungen auszugehen sein.  
 
Die Zuwendungsquote gibt einen Hinweis darauf, inwieweit die Kommune von Zuwendungen und damit von Leistungen Dritter abhängig ist. Als 
Bemessungsgröße sind hier die allgemeinen Zuweisungen (im Wesentlichen Zuwendungen aus dem Bereich der Gemeindefinanzierung) und 
Bedarfszuweisungen aber auch die Erträge aus der Auflösung von entsprechenden Sonderposten zugrunde zu legen. Die Zuwendungsquote für die 
Stadt Overath steigt im Planungszeitraum bis 2036 tendenziell. Das begründet sich darin, dass die Stadt Overath aufgrund der Entwicklung der 
gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten in der Berechnung der Schlüsselzuweisungen damit rechnen darf, dauerhaft einen erhöhten Ertrag daraus zu 
erhalten. Hierbei darf nicht verkannt werden, dass die steigenden Betriebskostenzuschüsse korrespondierend auch in ansteigenden Aufwendungen 
gebunden sind.  
 
Die Aufwandsanalyse erfolgt analog zu der Ertragsanalyse. Bei dieser Analyse stellt das im Ergebnisplan auszuweisende Ergebnis „Ordentliche 
Aufwendungen“ die zutreffende Bezugsgröße dar. Im Rahmen der Aufwandsanalyse wird die Personalintensität, die Sach- und 
Dienstleistungsintensität, die Transferaufwandsquote und Zinsbelastung näher untersucht. Gesondert ausgewiesen wird als Teilgröße der 
Transferaufwandsquote die Quote der Kreisumlage. Seit dem Jahr 2021 werden für die Aufwendungen keine Orientierungsdaten mehr 
fortgeschrieben. Mithin basiert die Fortschreibung der Haushaltsansätze über den gesamten Finanzplanungszeitraum auf den örtlichen 
Erwartungen. Im Rahmen dieses HSK erfolgt eine Berechnung der Haushaltsdaten bis zum Jahr 2036. Wie bereits unter den Ausführungen zu § 76 
Abs. 2 GO beschrieben, ist ein HSK genehmigungsfähig, wenn aus dem HSK hervorgeht, dass spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahr der Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 wieder erreicht wird. Daraus folgt, dass eine Fortschreibung der Haushaltsdaten bis zum Jahr 2036 
notwendig ist. Die Berechnung der Plandaten für diesen weit in der Zukunft liegenden Zeitraum stützt sich auf den MIK-Erlass vom 07.02.2013.  
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Danach sind die Plandaten in Anwendung eines geometrischen Mittels zu ermitteln. Grundlage sind die tatsächlichen Erträge/Einzahlungen bzw. 
Aufwendungen/Auszahlungen der Kommune aus den letzten 10 Jahren. Abweichungen von dieser Fortschreibungssystematik sind mit Rücksicht 
auf die örtlichen Gegebenheiten möglich, wenn diese schlüssig beschrieben werden. Hierauf wird zu den einzelnen Positionen noch eingegangen. 
Im folgenden Diagramm werden die entsprechenden Aufwandsgrößen in ihrem Verhältnis dargestellt. 
 

 
 
Es wird deutlich, dass die Transferaufwendungen die alles überragende Aufwandsgröße im städtischen Haushalt darstellen, gefolgt von den 
Personalaufwendungen und den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen. 
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Die Personalintensität gibt an, welchen Anteil die Personalaufwendungen an den ordentlichen Aufwendungen ausmachen. Die Personalintensität 
bleibt über den gesamten Berichtszeitraum in der Relation zu den ordentlichen Aufwendungen auf gleichem Niveau und ist mit einkalkulierten 
tariflich bedingten Anpassungen und auch Stellenplanentwicklungen mit durchschnittlichen Zuwachsraten in Höhe von 2% bis 2036 kalkuliert. Die 
Entwicklung der Stellensituation ist zusätzlich erläuterungsbedürftig. Hierzu wird auf den dem Haushaltsplan beigefügten Bericht zur Personal- und 
Stellenwirtschaft verwiesen. Mit dem HSK soll eine Wiederbesetzungssperre für freiwillige Aufgaben realisiert werden. Bevor der Personalbedarf 
für eine freiwillige Aufgabe weiterhin durch Neu- oder Nachbesetzung entstehen soll, ist beabsichtigt, zunächst eine eingehende politische Beratung 
und Entscheidung über die Notwendigkeit der freiwilligen Aufgabe herbeizuführen. Dabei sollen auch die Auswirkungen auf das städtische 
Gemeinschaftsgefühl und die Belange der kommunalen Selbstverwaltung bedacht werden. Die Chancen die sich aus der altersbedingten 
Personalfluktuation ergeben sind in Abschnitt 3 erläutert. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen bilden bei der Stadt Overath neben den Transfer- und Personalaufwendungen den drittgrößten 
Aufwandsblock. Die Sach- und Dienstleistungsintensität lässt u.a. erkennen, in welchem Ausmaß sich eine Gemeinde für die Inanspruchnahme von 
Leistungen Dritter entschieden hat. Diese Kennzahl umfasst sowohl die Aufwendungen für die Unterhaltung und Bewirtschaftung als auch etwaige 
Kostenerstattungen an Dritte. Die Quoten der Sach- und Dienstleistungsintensität zeigt einen leichten Rückgang. Wesentliche Bestandteile dieser 
Aufwendungen verbergen sich im Bereich der Gebäude- und Straßenunterhaltung sowie in der Energieversorgung als auch im Bereich der 
Unterhaltung von Fahrzeugen und Betriebsvorrichtungen. Die gebildeten Rückstellungen insbesondere in der Straßen- und Gebäudeunterhalten in 
den Vorjahren werden vorwiegend für die Instandhaltungen im Haushaltsjahr 2025 und 2026 genutzt werden. In künftigen Jahren wird zu prüfen 
sein, welche Objekte veräußert werden können und wie bewegliches Anlagevermögen effizient genutzt werden kann, damit eine relative Konstanz 
der Aufwendungen erreicht werden kann. Im Weiteren wird auf die Abschnitte 4 und 7 verwiesen. 

Die Bewirtschaftungs-, Unterhaltungs- und Instandsetzungsaufwendungen (Gebäudebewirtschaftung) insbesondere auch im Energiesektor zeigen 
in den vergangenen Jahren, dass in der Regel Einsparungen im laufenden Betrieb erzielbar sind. Teils aufgrund der Volatilität von Preisen, teils aber 
auch, weil aus Gründen der Vorsicht Reparatur und Instandsetzungsmaßnahmen geplant, aber letztlich nicht notwendigerweise umgesetzt werden 
müssen, bisweilen aufgrund des Fachkräftemangels auch nicht realisiert werden können. Im Rahmen der vorliegenden extremen Haushaltslage sind 
hier während der laufenden Bewirtschaftung Minderaufwendungen aus nicht dringenden Instandsetzungs- und Unterhaltungsarbeiten zu erwarten. 
Sie sollen daher in vertretbarer Weise nur verzögert bearbeitet werden. Die Bildung des globalen Minderaufwands kommt diesem Gedanken nach 
und reduziert das Ansatzvolumen um rd. 300 TEUR jährlich im Haushaltsjahr 2025 und preisbedingt ansteigend in den Folgejahren. 
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Insbesondere die Aufwendungen für die Instandsetzung und Instandhaltung des Straßenanlagevermögens sind nach Maßgabe des HSK vorrangig 
zu Lasten der gebildeten Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen der Vorjahre konsequent abzuarbeiten. Damit wird das 
laufende jährliche Unterhaltungsbudget geschont. Soweit die Gründe für die Rückstellungen entfallen sind, weil womöglich zwischenzeitlich 
aufgrund des fortgeschrittenen Schadensbildes der investiven Sanierung Vorrang eingeräumt werden kann, sollen die dadurch aufzulösenden Mittel 
für andere dringende und notwendige Straßenunterhaltungsmaßnahmen eingesetzt werden.  

Die investive Sanierung eröffnet den Weg der Drittfinanzierung über die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen nach dem Kommunalabgabengesetz 
und dem Baugesetz. Diese werden teilweise durch das Land nach geltender Rechtslage erstattet. Entsprechende Personalressourcen sind für die 
Realisierung dieser Aufgabe vorrangig zu nutzen. 

Im Rahmen der Haushaltssicherung sollen Investitionen kritischer betrachtet werden. Investitionen, soweit sich durch Zuwendungen nicht 
vollständig drittfinanziert, wirken sich in der Ergebnisplanung mit Finanzierungskosten einerseits und mit Abschreibungsaufwendungen andererseits 
aus. Investitionen sollten künftig einer genauen und kritischen Abwägung verschiedener Aspekte unterzogen werden (z. B. Kosten-Nutzen-Analyse) 
und innerhalb des Gesamtinvestitionsvolumens eine Priorisierung erhalten. Eine maximale Ausschöpfung von Fördermitteln ist anzustreben. Den 
organisatorischen Ansatz dazu hat die Stadt Overath in 2024 bereits durch die Zentralisierung des Förderwesens und Bereitstellung der notwendigen 
Personalressourcen realisiert. Ferner sollen sich der Investitionsumfang an einer bedarfsgerechten und am Mindeststandard ausgerichteten 
Bauweise oder Anschaffungsvarianten orientieren. Hieraus erwachsen positive Effekte für den Ergebnisplan durch schonenden Mitteleinsatz in 
Form von Zinsen und Abschreibungen, während dessen die Stadtgestaltung und die Attraktivität nicht vernachlässigt werden braucht. Geringere 
Aufwendungen im Ergebnisplan tragen dazu bei, dass die Steuerlasten in Form von Hebesätzen gedämpft werden können. Zur Priorisierung von 
Investitionen wird auf Abschnitt 8 verwiesen. 

Die Transferaufwandsquote ermittelt, in welchem Umfang die Kommune durch Transferaufwendungen belastet wird. In Overath steigen die 
Quoten im Zeitraum 2025 bis 2036 von 55,17% auf 57,97% an. Damit nehmen sie einen Anteil von mehr als der Hälfte der ordentlichen 
Aufwendungen ein. Bei der Bewertung dieser Quoten ist zu berücksichtigen, dass es sich bei den Transferaufwendungen um Leistungen nach SGB 
VIII und nach SGB XII (Grundsicherung), Umlagen an den Kreis, Zuschüsse an Dritte für laufende Zwecke und nicht zuletzt um die 
Gewerbesteuerumlage, also um nahezu städtisch nicht beeinflussbare Größen, handelt. Transferaufwendungen entstehen aufgrund gesetzlicher 
oder anderer Regelungen, die durch die Stadt Overath selbst nicht gestaltet werden können. Insbesondere aufgrund der seit einiger Zeit 
andauernden Krisen mit einer kaum beherrschbaren Flüchtlingssituation und anderer sozialen Situationen ist mit weiteren Belastungen zu rechnen,  
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die insbesondere auch erhöhten Anforderungen an die Schaffung geeigneter Unterbringungsmöglichkeiten stellt. Dabei wird zu beobachten sein, 
ob die vorhandenen Unterkünfte auch künftig auskömmlich dimensioniert sein werden. Die Transferaufwendungen beinhalten indirekt auch Anteile 
an der Landschaftsumlage, die der Rheinisch-Bergische Kreis an den Landschaftsverband zu leisten hat. Lagen die Aufwendungen, die vorwiegend 
durch Sozialleistungen und damit in Zusammenhang stehende Personal-, Sach- und Finanzleistungen beeinflusst werden, in den vergangenen Jahren 
unterhalb dem Anteil von 50% der Kreisumlage, so ist nun festzustellen, dass die Anteile im Planungszeitraum diese Grenze überschreiten wird. Die 
gesonderte Betrachtung der Quote der Kreisumlage zeigt hier einen signifikanten Kostenanstieg von 17,94% auf 24,09% über den HSK-Zeitraum. 
Die in diesem Segment seit Jahren sichtbaren Kostensteigerungen sind durch die Stadt Overath nicht unmittelbar beeinflussbar. Sie sind treibender 
Auslöser für die sukzessiv anzuhebenden Steuererträge. Eine vollständige Kompensation in den übrigen Aufwandsbereichen ist nicht mehr möglich.  

Derzeit gewährt die Stadt Overath Zuschüsse an Sportvereine. Es handelt sich hierbei um freiwillige Leistungen, für die aktuell die Sportpauschale 
eingesetzt wird. Es wird mit den Vereinen zu erörtern sein, dass die Sportpauschale künftig nicht mehr als freiwillige Leistungen ausgeschüttet 
werden, sondern für den Betrieb und die Unterhaltung der Sporteinrichtungen der Schulen eingesetzt wird. Diese Einrichtungen kommen auch den 
Vereinen für ihr sportliches Engagement zu Gute. Auf Abschnitt 6 wird im Weiteren dazu verwiesen. 

6 ÜBERSICHT ÜBER DIE FREIWILLIGEN LEISTUNGEN 

Die nachstehende Übersicht listet die im Haushalt verbliebenen freiwilligen, konsumtiven Leistungen der Stadt Overath auf. In Teilen besteht eine Verquickung 
mit pflichtigen Leistungen. Zu nennen sind das Schulschwimmen und die Sportförderung aber auch die Schulbibliothek mit den Leistungen für die öffentliche 
Bibliothek. Der relative Anteil der konsumtiven freiwilligen Leistungen an den Jahresverlusten 2025/2026 werden wie folgt ermittelt: 

 

  

 

Der gesellschaftliche Nutzen ist vor dem Hintergrund der in Abschnitt 1 dargelegten Zusammenhänge bei weitem höher einzustufen, als kurzfristige 
Kürzungserfolge im Rahmen der Haushaltskonsolidierung. Vor diesem Hintergrund werden die Aufwendungen in der Haushaltsplanung beibehalten und eine 
Refinanzierung insbesondere über die Grundsteuer B für noch vertretbar angesehen. Den freiwilligen Leistungen im investiven Bereich stehen vertragliche 
Bindung und Zuwendung, zwischen 70% und 100% Förderungen gegenüber. 

            2025 2026 
Jahresergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand   9.988.567 6.018.077 
Saldo konsumtive, freiwillige Aufwendungen   439.490 439.787 
relativer Anteil in v. H.       4,4 7,3 
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Freiwillige, konsumtive Leistungen 

 

Fortsetzung Folgeseite  

Ansatz 2024 Ansatz 2024

angemeldete 
Mittel               
2025

angemeldete 
Mittel              
2025

angemeldete 
Mittel            
2026

angemeldete 
Mittel            
2026

angemeldete 
Mittel             
2027

angemeldete 
Mittel               
2027

angemeldete 
Mittel                
2028

angemeldete 
Mittel              
2028

angemeldete 
Mittel                
2029

angemeldete 
Mittel                 
2029

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR
A E A E A E A E A E A E

Tourismusförderung 1502 15020201 - - 26.900 -350 23.800 -350 23.800 -350 23.800 -350 23.800 -350 Förderung des  Touri smus  zur Erhöhung der 
Wirtschafts leis tung

Wirtschafts -
förderung

1502 15020101 - - 1.700 - 1.700 - 1.700 - 1.700 - 1.700 - Förderung der Wirtschaft zur Erhöhung der 
Gewerbesteuer

Zuschuss  Badi no 0802 08020201 250.000 - 250.000 - 250.000 - 250.000 - 250.000 - 250.000 - Aufwand zur Sicherstel lung eines  ortsnahen 
Schuls chwimmens

Denkmals chutz 1003 10030101 5.000 -2.750 5.000 -2.750 5.000 -2.750 5.000 -2.750 5.000 -2.750 5.000 -2.750 Ziel  der Denkmalförderung i st es , das  
baukul turel le, archäologische und 
paläontologische Erbe Nordrhein-Westfal ens  zu 
erhalten.

Patronatserkl ärung 
Mensa

1501 15010801 150.300 - 188.000 - 188.000 - 188.000 - 188.000 - 188.000 - Übernahme der negativen Jahresergebnisse zur 
Abwendung der Insolvenz der Mensa GmbH

Was ser /Kaffee 
usw. Ratss i tzungen 

0108 01080201 2.000 - 2.000 - 2.000 - 2.000 - 2.000 - 2.000 - Bewi rtung Si tzungen

bewegte Pause 0105 01050101 1.118 - 1.196 - 1.196 - 1.196 - 1.196 - 1.196 - Gesundheitsangebot an städtische 
Mitarbei tende

Zuschuss  Kette  ev 0105 01050101 2.250 - - - - - -
Förderung 
Sportvereine

0802 08020101 112.792 -126.873 102.000 -102.000 103.020 -103.020 104.051 -104.050 105.091 -105.091 106.142 -106.142 Al lgemei ne Förderung von Sportvereinen sowie 
Zuschüsse für Ausgaben der Verei ne gemäß 
Satzung

Fachl i teratur dive diverse 31.859 - 23.160 - 24.145 - 24.642 - 24.871 - 25.105 - digi ta l  vor analog viel fach s chon umges etzt
Städtepartnerschaft 0110 01100101 2.355 - 2.355 - 2.379 - 2.403 - 2.427 - 2.451 - Pflege der Städtepartnerschaft

öffentl i che 
Bibl iothek

0301 03011001, 
04010203 u. 
04010301

48.000 -6.000 49.601 -6.300 50.117 -6.363 50.637 -6.427 51.165 -6.491 51.697 -6.556 Bi ldungsa ngebot für die  Bürger*i n Effi zienz 
durch Kombina ti on mi t Schulbibl iothek berei ts  
rea l is iert, Onleihe etabl i ert um Sa chaufwa nd zu 
reduzieren, bei  gle ichble ibender, qual i tati ver 
Attraktivi tät

Persona lkosten 
Bibl iothek/Archi v

0301 03011010 u. 
04010210

166.771 - 257.555 - 261.195 - 264.906 - 268.692 - 272.556 - Bi ldungsangebot für die  Bürger*i n, Bindung an 
Arbeitsverträge gegeben

Begründung 

A = Aufwendungen/Auszahlungen / E = Erträge/Einzahlungen

Bezeichnung Produkt-
bereich Kosten-träger
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Freiwillige, konsumtive Leistungen 

 

 

 

  

Ansatz 2024 Ansatz 2024

angemeldete 
Mittel               
2025

angemeldete 
Mittel              
2025

angemeldete 
Mittel            
2026

angemeldete 
Mittel            
2026

angemeldete 
Mittel             
2027

angemeldete 
Mittel               
2027

angemeldete 
Mittel                
2028

angemeldete 
Mittel              
2028

angemeldete 
Mittel                
2029

angemeldete 
Mittel                 
2029

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR
A E A E A E A E A E A E

Begründung 

A = Aufwendungen/Auszahlungen / E = Erträge/Einzahlungen

Bezeichnung Produkt-
bereich Kosten-träger

Mitgl iedsbei träge dive diverse 9.571 - 9.571 - 9.571 - 9.571 - 9.571 - 9.571 - Mitgl ieds beiträge s ind erforderl i ch, um 
Fortbi ldungen tei lweise  prei swerter 
wahrnehmen zu können und Dienstleis tungen in 
Anspruch nehmen zu können

Ehemal igen Ca fé 0106 01060101 300 - 150 - 150 - 150 - 150 - 150 - Zuschuss  Verwa ltung zum Treffen ehemali ger 
Mitare iter*innen

Archi v 0401 04010401 2.000 - 2.000 - 2.000 - 2.000 - 2.000 - 2.000 - Bi ldungsa ngebot für die  Bürger*i n sowie 
Kulturpflege

Mül laktionstag 0105 01050101 540 - 550 - 550 - 550 - 550 - 550 - Säuberungsaktion mit den Bürger*innen der 
Stadt

Zinserstattungen 
Sego 
Das einsvorsorge

1501 15010601 100.586 - 95.848 - 91.043 - 86.169 - 81.223 - 76.249 - Zinserstattung a n Sego für Projekte der 
Daseinsvorsorge

Zuschuss  Senioren-
veransta l tungen

0501 05010101 5.000 - 5.000 - 5.000 - 5.000 - 5.000 - 5.000 - Die Seniorenarbei t i s t in den einzelnen 
Stadtgebi ten ei n wichtiger Bestandtei l . Durch 
den sozia len Umgang innerhalb der einzelnen 
Gruppen wird Vereinsamung vorgebeutgt, die 
Gemeins chaft gefördert und das  Miteinander 
gestä rkt. 
Die Wertschätzung und Unters tützung der 
ehrenamtl i chen Arbeits le is tung is t eine 
Anerkennung di e sei tens  der Stadt Overath durch 
die Bezuschussung gezeigt wird.
Mit dem jährl ichen Zuschuss  für di e 
Seniorenveranstal tungensol l  e in Beitrag zu der 
Arbeit vor Ort geleis tet werden. Fi xkosten für 
verei ns freie Organisati onen können gedeckt 
werden und die  Quartiersentwiklung gestä rkt 
werden.

VHS Neuermittlung 
der 
Verwal tungskosten

- - - - - - Veränderungen der Aufgabenanforderungen, 
Kündigung und Anpassung der vertra gs l i chen 
Vereinbarung

482.023 -132.873 547.790 -108.300 549.170 -109.383 550.079 -110.477 550.740 -111.582 551.471 -112.698
Saldo: 349.150 439.490 439.787 439.602 439.158 438.773 Aufwendungen abzüglich Erträge je Jahr
Summe Ergebnisplanung
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Freiwillige, investive Leistungen 

 

Ansatz 2024 Ansatz 2024

angemeldete 
Mittel               
2025

angemeldete 
Mittel              
2025

angemeldete 
Mittel            
2026

angemeldete 
Mittel            
2026

angemeldete 
Mittel             
2027

angemeldete 
Mittel               
2027

angemeldete 
Mittel                
2028

angemeldete 
Mittel              
2028

angemeldete 
Mittel                
2029

angemeldete 
Mittel                 
2029

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR
A E A E A E A E A E A E

investiv: Touris mus      VR-
Lüderich

- - - - - - 100% Fördermaßnahme

Maßnahmen des  InHK - - - - - - Maßnahmen des  InHK werden mit nur 70% 
bezuschusst. Sie wurden bereits  in Tei len  
begonnen. Die Beschränkung auf 
ausgewählte Maßnahmen wird mit dem 
Fördergeber zu erörtern s ein, mit dem Ziel  
der Si cherung von Fördergeldern für bereits  
laufenden oder ums etzte Maßnahmen .

Badino schl ießen, aber 
ni cht im Eigentum der Sta dt 
Overath, Te i l  des  
Sondervermögens , 
Schulschwimmen 
Pfl i chtaufgabe, ggf. a nders  
orga nis ieren, 
Lehrschwimmbecken

- - - - - - öffentl i cher Ba debetrieb freiwi l l ige 
Lei s tung, Berei ts tel lung e ines  
Schwimmbades  für Vereine frei wi l l i ge 
Lei s tung, Lehrschwi mmbecken ermögl icht 
in Tei len z. B. Wassergymnastik a ls  
Ges undheitsdi enst über VHS-Angebot, der 
einen Bei trag zur Fi nanzierung des  Badino 
außerhalb der Nutzungszei ten Schul e 
ermögl ichen würde

Summe Finanzplanung: 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Saldo: 0 0 0 0 0 0 Auszahlungen abzüglich Einzahlungen je Jahr

A = Aufwendungen/Auszahlungen / E = Erträge/Einzahlungen

Bezeichnung Produkt-
bereich Kosten-träger Begründung 
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7 HAUSHALTSAUSGLEICH 

Nach § 75 der Gemeindeordnung (GO) muss der Haushalt in jedem Jahr ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge 
die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen im Ergebnisplan erreicht oder übersteigt. Sollte dies nicht der Fall sein, gilt die Verpflichtung zum 
Haushaltsausgleich als erfüllt, wenn der Fehlbedarf durch Inanspruchnahme der sog. Ausgleichsrücklage gedeckt werden kann. Die 
Ausgleichsrücklage ist in der Bilanz zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als gesonderter Posten des Eigenkapitals anzusetzen. Dabei kann die 
Ausgleichsrücklage in der Eröffnungsbilanz bis zur Höhe eines Drittels des Eigenkapitals gebildet werden, höchstens jedoch bis zur Höhe eines 
Drittels der jährlichen Steuereinnahmen und der allgemeinen Zuweisungen (bemessen nach dem Durchschnitt der drei Haushaltsjahre, die der 
Eröffnungsbilanz vorangehen). Das Eigenkapital ist mit Ende des Haushaltsjahres 2025 voraussichtlich aufgezehrt. Zum Zeitpunkt der 
Eröffnungsbilanz am 01.01.2009 betrug das Eigenkapital 64.360.389,74 EUR, davon entfielen auf die allgemeine Rücklage 53.505.719,35 Euro und auf 
die Ausgleichsrücklage 10.854.670,39 Euro. Sonderrücklagen waren nicht gebildet worden. Die im Planungszeitraum bis einschließlich 2036 zu 
erwartenden Defizite führen zu einem ungedeckten Fehlbedarf. In der folgenden Tabelle wird die auf Basis der Planung die zu erwartende 
Entwicklung der Jahresergebnisse, die zu weiteren Erhöhungen des ungedeckten Fehlbetrages führen, abgebildet: 
 

 
 

Entwicklung 
Eigenkapital

Ansatz                
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

voraus-
sichtlicher Stand 
am 31.12. 2024

-7.351.997

Jahresergebnis 
nach Abzug 
globaler 
Minderaufwand

-9.988.567 -6.018.077 -4.259.535 -3.726.104 -2.311.454 -2.195.071 -856.101 -293.809 2.445.536 4.129.777 6.840.431 8.517.853

voraussichtliche 
Entwicklung 
Eigenkapital 
gesamt

-12.537.700 -18.555.777 -22.815.312 -26.541.416 -28.852.870 -31.047.941 -31.904.042 -32.197.851 -29.752.315 -25.622.538 -18.782.107 -10.264.254

Wiederaufbau Eigenkapital durch Reduzierung des 
nicht gedeckten Fehlbetrages
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Die dramatische Entwicklung der Finanzlage erfordert die Konsolidierungsmaßnahmen der letzten Jahre fortzusetzen, aber auch zu reformieren. 
Die finanzielle Schieflage erstreckt sich auf den Ergebnisplan und in der Folge auch auf den Finanzplan. Vorrangig gilt es, die zunehmende 
Fremdfinanzierung der laufenden Verwaltungstätigkeit abzubauen und perspektivisch den Wiederaufbau des Eigenkapitals in den Blick zu nehmen. 
Dringend notwendige Investitionen insbesondere im Schulbereich, in der offenen Ganztags- und sonstigen Kinder- und Jugendarbeit sowie der 
Erhalt der notwendigen städtischen Infrastruktur zielen auf ein angemessenes Lebensumfeld in der Stadt Overath und sollten nicht allein aus 
finanzwirtschaftlicher Sicht betrachtet werden. Die Finanzsituation der Stadt Overath fordert aber von allen Beteiligten in jeglicher Hinsicht sich an 
nur notwendigen Standards auszurichten. 

7.1 BESONDERHEITEN BEI DROHENDER ÜBERSCHULDUNG 

Nach § 75 Abs. 7 GO darf sich die Kommune nicht überschulden. Eine Überschuldung liegt vor, wenn das gemeindliche Eigenkapital aufgebraucht 
ist. Der Tatbestand ist in der Stadt Overath zum Ende des Haushaltsjahres 2025 zu erwarten. Diese mögliche haushaltswirtschaftliche Lage erfordert 
nicht nur sachgerechte Konsolidierungsmaßnahmen, sondern es muss umgehend versucht werden, aus der laufenden Verwaltungstätigkeit eine 
höhere Ertragskraft zu erzielen und das Entstehen von Aufwendungen zu verringern. Dazu sind Sanierungsmaßnahmen einzuleiten, die unmittelbar 
zu Veränderungen der Vermögens- und Schuldenlage führen können. Dabei ist es nicht ausreichend, einen als ausgeglichen geltenden Haushalt zu 
erreichen, sondern es sind vielmehr mehrere Jahresabschlüsse notwendig um die Verschuldung zu beseitigen und verzehrtes Eigenkapital wieder 
aufzubauen. Oberste Priorität hat dabei das Ziel, dass der gemeindliche Haushalt in Zukunft so gesteuert werden kann, dass er ab dem Haushaltsjahr 
2034 fortschreitend Jahresüberschüsse erwirtschaftet, die geeignet sind, den aufgelaufenen negativen Fehlbetrag sukzessive zu tilgen. Die 
Maßnahmen sind verbunden mit dem Ziel, wieder ein angemessenes Eigenkapital zu erwirtschaften. Auf Abschnitt 8 Maßnahmen zur 
Haushaltssicherung wird verwiesen. 

7.2 DER 10-JAHRES-ZEITRAUM 

Den Gemeinden wird zur Erreichung des Haushaltsausgleichs im Rahmen eines HSK eine Frist von 10 Jahren eingeräumt. Die 10-Jahres-Frist umfasst 
dabei auch den Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung, insgesamt also die Jahre 2026 – 2036. Mithin muss die Stadt Overath spätestens im Jahr 
2036 wieder einen ausgeglichenen Haushalt erreichen. Aufgrund der drohenden Überschuldung der Stadt Overath muss das Ziel aber nicht nur ein  
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ausgeglichener Haushalt, sondern zum Zwecke der Stabilisierung und des Wiederaufbaus von Eigenkapital auch das Erreichen regelmäßiger 
Jahresüberschüsse sein. Die 10-Jahres-Frist verändert die zeitliche Dimension der Ergebnis- und Finanzplanung, nicht aber den förmlichen Zeitraum  
der zu etatisierenden mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung. Für die Zeit nach der mittelfristigen Planung müssen vergleichbare 
Konkretisierungen der haushaltswirtschaftlichen Plandaten geschaffen werden, die eine zielorientierte Umsetzung des HSK messbar macht. Unter 
Orientierung an der Erlasslage sollen im Ergebnis- und Finanzplanungszeitraum – wie bisher auch – die fortgeschriebenen Orientierungsdaten unter 
Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten angewendet werden. Eine Übernahme der Orientierungsdaten kommt aber nur solange in Betracht, 
wie keine abweichenden gemeindescharfen Erkenntnisse vorliegen. Liegen solche vor, können die Orientierungsdaten nicht mehr zugrunde gelegt 
werden.  
 
Hinsichtlich der Orientierungsdaten, der Berechnung des geometrischen Mittels und der angewendeten Wachstumsraten zu den in den zur 
Orientierung dienenden Erlasse ausgewählten Ertrags- und Aufwandsarten wird auf Abschnitt 3 verwiesen. 
 
Bei einem genehmigten HSK bleibt der im Rahmen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde festgelegte Konsolidierungszeitraum auch für die 
jährlichen Fortschreibungen des HSK verbindlich. Ein Hinausschieben des Endzeitpunktes aufgrund eines zwischenzeitlich erreichten (einmaligen) 
Haushaltsausgleichs ist grundsätzlich nicht als zulässig anzusehen. Eine solche Sachlage verändert daher nicht die Pflicht der Gemeinde zur 
Fortschreibung ihres HSK innerhalb des festgelegten Zeitraumes. Ein jährlicher „Neustart“ bzw. Neubeginn des Zehn-Jahres-Zeitraumes des 
gemeindlichen HSK mit einer Verlängerung der bestehenden Festsetzung, würde gegen den Zweck der gesetzlichen Fristenregelung verstoßen. Eine 
solche Vorgehensweise durch die Gemeinde soll daher von der Aufsichtsbehörde grundsätzlich nicht gebilligt werden. Die Aufsichtsbehörde kann 
aber gleichwohl im Rahmen der Fortschreibung des gemeindlichen HSK eine notwendige Anpassung genehmigen, wenn nicht absehbare und nicht 
von der Gemeinde beeinflussbare erhebliche Veränderungen der finanziellen Situation der Gemeinde eingetreten sind, die es zu bewältigen bzw. 
zu überwinden gilt.  
 
In Abschnitt 1 sind die besondere wirtschaftliche Situation und die Ursachen ausführlich dargelegt worden, warum innerhalb des Zehn-Jahres-
Zeitraums eine vollständige Tilgung des zunächst weiterhin auflaufenden negativen Fehlbetrages nicht getilgt werden kann. Das vorliegende HSK 
zeigt einen Weg auf, wie eine Trendumkehr unter Anwendung zurückhaltender Wertzuwächse in der Ertragsplanung der Haushaltsausgleich und 
darüber hinaus Jahresüberschüsse erwirtschaftet werden können. Es wird weitere Jahre kontinuierlich zu erwirtschaftender Jahresüberschüsse  
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erfordern, damit eine Tilgung des negativen Fehlbetrages und darüber hinaus ein Wiederaufbau eines angemessenen Eigenkapitalbestandes 
erreicht werden kann. Soweit Vermögenswerte wirtschaftlich und zielgerichtet veräußerbar sind, sollen sie künftig dazu beitragen, positive 
Jahresüberschüsse mit zu gestalten. In die Haushaltsplanung sind bereits entsprechende Ansätze aufgenommen worden. 
 
Derzeit ist es jedoch wirtschaftlicher die Unterbringung von Geflüchteten in eigenen oder innerhalb des Konzerns Stadt Overath gehaltenen 
Immobilien zu realisieren als zunehmend Containeranlagen anzumieten. Auch erfordert es geeignete Grundstücke für die Aufstellung derartiger 
Containeranlagen. Insoweit wird darauf zu achten sein, wie sich die Fallzahlen der Unterbringungen in künftigen Jahren entwickeln werden, bevor 
städtische Immobilien mit dem Ziel der Ergebnisgestaltung veräußert werden. 
 
Die bloße Veräußerung ist zudem kritisch zu betrachten, weil sie keinen Beitrag leisten wird, die strukturelle Unterfinanzierung der Stadt Overath 
zu bekämpfen. Es wird auf Regelungen des Bundes und des Landes NRW und die künftige konsequente Einhaltung des Konnexitätsprinzips 
ankommen, ob die Stadt Overath aus eigenen Kräften das Ziel des HSK, den Haushaltsausgleich und den künftigen Abbau des nicht gedeckten 
Fehlbetrages erreichen kann. Die seit Jahre in der Diskussion stehen Altschuldenentlastung kann ein hilfreicher Baustein dazu sein. Er darf und ist 
bisher in die Haushaltsplanung nicht eingepreist worden. 
 
 

8 MASSNAHMEN ZUR HAUSHALTSSICHERUNG 

Der Haushalt 2025/2026 mit seiner Planung zeigt auf, dass die Stadt Overath insbesondere mit der gegensteuernden Maßnahme der 
Ertragsanpassung einen Haushaltsausgleich und erste Überschüsse ab dem Haushaltsjahr 2033 herbeiführen kann. Innerhalb des Planungszeitraums 
wird es aber nicht gelingen verbrauchtes Eigenkapital wieder aufzubauen. Bisherige Konsolidierungsbemühungen tragen dazu bei, dass sich die 
Jahresergebnisse der Stadt Overath im Berichtszeitraum regelmäßig verbessern werden. Doch trotz dieser positiven Entwicklung kann nicht 
übersehen werden, dass die Stadt Overath zur Erledigung ihrer Aufgaben in den nächsten Jahren mehr Geld ausgibt, als ihr an Erträgen zur Verfügung 
stehen. Der mehr als Besorgnis erregende Schuldenstand verdeutlicht dies in dramatischer Weise. Im Vordergrund muss die Wiedererlangung eines 
Eigenkapitalbestandes und die Beachtung des Grundsatzes der intergenerativen Gerechtigkeit stehen. Wird das für die Aufgabenerfüllung benötigte 
Kapital ständig ohne Erneuerung verbraucht, lebt die Bevölkerung einer Periode zu Lasten der Bevölkerung der nächsten Perioden. Dies  
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widerspricht der intergenerativen Gerechtigkeit. Die in Overath zunehmende Verschuldung verschiebt daraus resultierende Lasten für den 
Kapitaldienst in die Zukunft und verstößt somit gegen den Grundsatz der intergenerativen Gerechtigkeit. Als Folge der hohen Verschuldung steigen 
die Zinslasten, die bisherige Konsolidierungserfolge – neben anderen Faktoren - wieder erheblich belasten. In der gegenwärtigen Finanzsituation ist 
es entscheidend, dass die Stadt Overath zunächst die Ursachen der ansteigenden Verschuldung vornehmlich im konsumtiven Bereich begrenzt.  
Durch strukturelle Maßnahmen gilt es zu erreichen, dass die ordentlichen Erträge die ordentlichen Aufwendungen überdecken und damit 
einhergehend auch der Finanzsaldo der laufenden Verwaltungstätigkeit verbessert wird. Dies ist nur durch eine dauerhafte Erhöhung von Erträgen 
oder soweit möglich durch die Reduzierung von Aufwendungen erreichbar.  
 
Ziel der Overather Haushaltskonsolidierung muss es also sein, durch strukturelle Maßnahmen ein positives Ergebnis innerhalb der laufenden 
Verwaltungstätigkeit zu erreichen, um so eine solide Grundlage für die Aufgabenwahrnehmung zu schaffen. Die Nachhaltigkeit der 
Haushaltskonsolidierung benötigt aber nicht nur einen Ausgleich, sondern einen jährlichen Überschuss der ordentlichen Erträge über die 
ordentlichen Aufwendungen, um damit die Zinslasten zu bedienen und die aufgelaufenen Schulden abbauen zu können. Vor diesem Hintergrund 
wurde insbesondere ein kontinuierlicher Anstieg der Grundsteuer B als wesentlicher Kernbestandteil des HSK eingeplant, das damit zu 
Ertragserhöhungen führen wird.  Darüber hinaus sind die Investitionsmaßnahmen zu priorisieren (siehe nachfolgende Übersicht).  
 
Konsequent wird weiter an Einsparpotenzialen gearbeitet, die in der nachstehenden Liste zusammengetragen worden sind. Die Ausgestaltung von 
Flächennutzungsplänen bieten Chancen, die es zu nutzen gilt. Vieles wurde zählbar umgesetzt, manches kann jetzt noch nicht in Euro bewertet 
werden. 
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ÜBERSICHT ÜBER EINSPARPOTENZIALE UND CHANCEN 

 

lfd. 
Nr. 

Bezeichnung der Maßnahme Status 
 

1 Anhebung Hebesteuersatz Grundsteuer A von 365% auf 400% beschlossen im HH 2025/2026 
 

2 Anhebung Hebesteuersatz Grundsteuer B von 850% auf 995% in 2025, Intervall-Anstieg Folgejahre beschlossen im HH 2025/2026 
 

3 Anhebung Hebesatz Gewerbesteuer von 460 v. H. auf 550 v.H. beschlossen im HH 2025/2026 
 

4 Nachbesetzung Stellenvakanzen um 3 bis 6 Monate verzögert Antrag der Politik umgesetzt 
 

5 Prüfung zur Einführung eines Fahrzeugpools mit dem Ziel Leasingraten einzusparen Fahrzeugpool gebildet 
 

6 Verfügungsmittel des Bürgermeisters seit 2015 gedeckelt 
 

7 Anpassung der Tarife in der Verwaltungs- und Gebührensatzung in Umsetzung 
 

8 Nahezu vollständige Abschaffung analoger Medien, teilweise Ersatz durch digitale Medien realisiert in 2024 
 

9 Wiedereinführung getrennter Straßenreinigungs- und Winterdienstgebühren zur Stärkung der Kosten-
Nutzen-Transparenz, verursachergerechte Kostenbeteiligung und Ertragsstärkung 

Verwaltungsaufwand vs. 
Kostentransparenz zu beachten 

 

10 Streichung Anschaffung einer Drohne, Minderung Abschreibungsaufwand beschlossen im HH 2025/2026 
 

11 Ersatzbeschaffung Feuerwehrfahrzeuge, Nutzung weitere 3 Jahre nach Ablauf der Abschreibungsdauer 
von 20 Jahren, Minderung Abschreibungs- und Finanzierungsaufwand 

beschlossen im HH 2025/2026 
 

12 Einführung von Parkgebühren zur Stärkung der Erträge zu begutachten 
 

13 Abschaffung freiwillige Leistung "Zuschuss Deutschlandticket" für Schülerinnen und Schüler, die keinen 
Anspruch auf Schülerbeförderung haben 

realisiert in 2024, Beschlussfassung 
Rat 
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lfd. 
Nr. 

Bezeichnung der Maßnahme Status 
  

14 Vermehrte Vermittlung von Kindern in familiennahe Unterbringungsformen in Umsetzung 
 

15 Erhöhung der Elternbeiträge für die Nutzung von Kindergärten und Kindertageseinrichtungen realisiert in 2024, Beschlussfassung 
Rat 

 

16 Schließung des Schwimmbades BADINO, damit Wegfall des Zuschussbedarfs an die Stadtwerke Overath siehe freiwillige Leistungen 
 

17 Neubau eines Lehr- und Vereinsschwimmbeckens in Modulbauweise mit 70% Bundeszuschüssen, Wegfall 
verlustträchtiger Saunabetrieb und Abriss Badino wg. Sanierungsstau und Gebäudeineffizienz mit dem Ziel 
Minimalangebot Schwimmen und Kostenoptimierung in Betrieb und Unterhaltung 

siehe freiwillige Leistungen 
 

18 Schließung der Schul- und Stadtbibliothek siehe freiwillige Leistungen 
 

19 Minderung der Zuschüsse an Sportvereine, Sportpauschale zu Gunsten der Schulturnhallen einsetzen siehe freiwillige Leistungen 
 

20 Evaluierung der offenen Jungendarbeit Overath zur Steigerung der Kosteneffizienz nutzen Evaluierung seit 2024 in Bearbeitung 
 

21 Abschaltung der Brunnen auf öffentlichen Plätzen bzw. Betrieb über Sponsoring in Prüfung 
 

22 Überprüfung der Einführung von Richttemperaturen in städtischen Gebäuden noch zu berechnen 
 

23 Reduzierung des Pflegestandards auf öffentlichen Grünanlagen in Prüfung 
 

24 Neustrukturierung des Schulbusverkehrs (Abdeckung mit ÖPNV-Linien/ggf. Änderung Anfangszeiten der 
Schulen zur Optimierung der Auslastung) 

frühestens ab 2027 realisierbar 
 

25 Prüfung der Mieteinnahmen in stadteigenen Wohngebäuden (Obergrenzen der Mietpreissteigerungen 
beachten) 

in Prüfung 
 

26 Reduzierung der Energiekosten durch Einsatz von Photovoltaik (rentierliche Investitionen) in Prüfung 
 

27 Reduzierung der Energiekosten durch flächendeckenden Einsatz von LED-Technik bei Straßenbeleuchtung 
(Umsetzung läuft Betrag lt. Förderantrag) 

in Umsetzung, Energieeinsparung 
noch zu berechnen 
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lfd. Nr. Bezeichnung der Maßnahme Status 
  

28 Absenkung der Wassertemperaturen im Badino -> analoge Reduzierung Zuschuss in Prüfung 
 

29 Streichung Deutschland-Card für nicht freifahrtberechtigte Schulkinder beschlossen, in Umsetzung 
 

30 Anpassung der Geschwisterkinderregelung Kita/Ogata beschlossen, in Umsetzung 
 

31 Suche und Schulung von Pflegeeltern -> Reduzierung der Unterbringungskosten bei gleichzeitiger 
Qualitätsverbesserung 

in Umsetzung, Kostenreduzierung 
noch zu berechnen 

 

32 Anpassung der Verwaltungsgebührenordnung in Überarbeitung 
 

33 Prüfung der Notwendigkeit PU (nur wenn gesetzlich vorgeschrieben) in Anwendung 
 

34 Reduzierung von Abos und Ersatz durch Downloads (Gesetzesblätter u.ä.) 300 Euro p.a. Amt 20 
 

35 Verzicht auf Belegexemplare des Mitteilungsblattes  550 Euro p. a., Pressestelle 
 

36 Vereinheitlichung des Finanzprogramms, dadurch Wegfall von PROFIS, MACH-Kosten durch INFOM-Kosten 
ersetzt 

Migrationsprojekt ab 2025 in 
Umsetzung, Einproduktstrategie der 
SIT 

 

37 Qualifizierung von Mitarbeitern zur Reduzierung von Wartungsverträgen (50 T€/per anno) Qualifizierung mit 20 T€ im HH 
2025/2026 entsprechend eingestellt 

 

38 Verdichtung der Belegung in Unterkünften Abwägung: wird dadurch der Einsatz 
eines Sicherheitsdienstes 
erforderlich, ist das Vorgehen 
unwirtschaftlich. 

 

39 Umsetzung F-Plan mit Bebauungsplänen (Grundsteuer A -> Grundsteuer B) ab 2027     Siehe nachfolgende Ermittlung 
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lfd. Nr. Bezeichnung der Maßnahme Status 

40 Neue Gewerbeflächen -> (Grundsteuer A -> Grundsteuer B) ab 2027 Siehe nachfolgende Ermittlung 

41 Gewerbesteuer (Ertrag / Gewerbefläche in ha => pro ha) ab 2028 Siehe nachfolgende Ermittlung 

42 Einkommensteueranteil durch zusätzliche Bürger und Bürgerinnen  +200.000 Euro/Anno 

43 Gewerbesteuer durch einen zusätzlichen Vollsortimenter ab 2027 (Haltepunkt Vilkerath) Siehe nachfolgende Ermittlung 

44 Veräußerung kommunaler Gebäude/Flächen Gebäude Siegburger Str., Tennishallen, udgl. siehe Abschnitt 7.2 

45 Flächenentw. Rittberg, Hauptschule (bisher GrdSt-Befreiung), Untereschbach - SEGO Abhängig von Bebauung, derzeit teils 
Flüchtlingsunterkünfte 

46 Prüfung fehlerhafter Gewerbesteuerzerlegung (20T€/anno) ab 2027  Siehe Abschnitt 4 

47 Bei einheitlicher Software – Prüfung von interkommunalen Kooperationsmöglichkeiten (2 Stellen bei 
Finanzen/Personal? - 120.000 € ab 2029) 

Siehe Abschnitt 3 

48 Personaleinsparung durch KI wegen (Fach-)Personal-Mangel 2 Stellen jährlich ab 2030 (jeweils 2 x EG 9a als 
Kalkulationsgrundlage) 

Siehe Abschnitt 3 
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ERGÄNZENDE ERLÄUTERUNGEN ZU FOLGENDEN LFD. NRN.: 

 

13, 14, 15 und 16 Aufgabenbereiche des Jugendamtes 

I. Voraussichtliche Einsparungen Schülerbeförderung  
 

Vorschau auf Einsparpotenzial im Bereich Schülerbeförderung  

Reduzierung Sonderfahrten:     
 

-29.000,00 € 

Wegfall Zuschuss 
Schülerticket:  

 
-175.000,00 € 

Reduzierung sonstige 
Beförderung:  -16.000,00 € 

      -220.000,00 € 

 
II. Mehrerträge Satzungsänderung Elternbeiträge ab 2025: 228.637,00 € (lt. Anlage).  

 

 
III. Fallzahlenreduzierung HzE-Bereich - Vergleich 2023/2024 

a. Reduzierung Fallzahlen im Bereich Heimerziehung Minderjährige um ca. 40 %.   
b. Reduzierung Fallzahlen im Bereich Heimerziehung Volljährige um ca. 50 %. 
c. Reduzierung Fallzahlen im Bereich Vollzeitpflege Volljährige um ca. 50 %.  
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40, 41, 42 und 43 Auswirkungen auf Grundsteuer A und B sowie Gewerbeflächen 

Ortsteil Wohnbaufläche gewerbliche Baufläche Zeitraum 
Fläche in 
qm 

mgl. 
Steuerertrag 

Overath  Am Ginsterfeld 3-5 Jahre 40.000,00 160.000,00 € 
Overath  Klef, ohne nähere Angabe k.A. k.A. k.A. 
Overath Klarenberg  3-5 Jahre 11.000,00 44.000,00 € 
Marialinden Marialinden  2-3 Jahre 17.000,00 68.000,00 € 
Marialinden  Ortseingang Marialinden 2-4 Jahre 7.000,00 28.000,00 € 
Vilkerath Vilkerath  4-6 Jahre 30.000,00 120.000,00 € 
Overath Prognose für div. Kleingebiete 4-6 Jahre 20.000,00 80.000,00 € 

     500.000,00 € 
 

ÜBERSICHT ÜBER DIE PRIORISIERUNG VON INVESTITIONEN 
 
Nach den folgenden Kriterien wurden die geplanten Investitionsausgaben kategorisiert: 

Kategorie Erläuterung 
1 Zur Erfüllung gesetzlicher Ansprüche (Verkehrssicherungspflicht, Brandschutz, Erfüllung eines Leistungsanspruchs udgl.) 
2 stark eingeschränkter Nutzungszustand, dringend Sanierungsbedürftig oder rentierliche Investition oder 100% Fremdfinanziert und 

keine   Erhöhung der Gesamtbetriebskosten 
3 Erweiterung des Angebots an Infrastruktur aufgrund politischer Anträge 
4 Ersatzherstellung/-beschaffungen (technisch-wirtschaftliche Abnutzung eingetreten, Nutzungen eingeschränkt möglich) 
5 Ersatzherstellung/-beschaffungen (technisch-wirtschaftliche Abnutzung wird im aktuellen Haushaltsjahr eintreten, Nutzung noch 

möglich) 
6 Sonstiges 
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Priorität Amt Abrechnungs-
objekt AObj Bezeichnung Summe von 

Plan 2025

Summe von 
Verpflichtungs-
ermächtigungen 

2025

Summe von 
Plan 2026

Summe von 
Verpflichtungs-
ermächtigungen 

2026
1 61 IV01080101 Grundstücksmanagement -865000 -270.000 -285.000 -270000
1 61 IV090101 Städtebauliche Planungen -25000 -25.500 -25.500 -26100
3 61 IV090102 InHK Städtebauliche Planungen -656000 -816.000 -816.000 0
1 65 IV01080206 Turnhalle GS Overath 0 -3.352.000 -3.352.000 0
2 65 IV01080211 InHK 3fach Turnhalle -1.000.000 0 0 0
1 65 IV01080214 Erweiterung OGGS Overath -1.500.000 -3.740.000 -3.740.000 0
1 65 IV01080218 Erweiterung SZ Cyriax -2.053.300 -1.440.000 -1.440.000 0
1 65 IV01080219 Sanierung SZ Cyriax -1.750.000 -22.650.000 -1.750.000 0
1 65 IV01080220 Erweiterung OGGS Steinenbrück -300.000 -4.000.000 -4.000.000 -4.648.325
1 65 IV01080221 Erweiterung OGGS Immekeppel -50.000 0 0 0
1 65 IV01080223 G9 Ausbau - Zuw. ab 2022 -2.300.000 0 0 0
1 65 IV01080231 BMA Fachraumgebäude -60.000 0 0 0
4 65 IV01080265 Immobilienmanagement Investitionen -106.900 0 -106.900 0
4 68 IV01050201 Fahrzeuge Bauhof 0 -80.000 -80.000 0
2 68 IV01050268 Bauhof Investitionen -99.300 0 -158.900 0

1 (im Bau) 68 IV12010101 Ausbau Voßwinkeler Straße -200.000 -300.000 -300.000 0
1 68 IV12010107 Bahnhofsgelände -50.000 0 0 0
5 68 IV12010111 Teilausbau "Alte Römerstraße" 0 -1.550.000 -700.000 0
5 68 IV12010114 Ausbau Zöllner Straße,neuer BA 0 -100.000 -100.000 -600.000
3 68 IV12010115 Haltepunkt Vilkerath 0 -50.000 -50.000 0

1 (im Bau) 68 IV12010118 Ausbau Talstraße BA I -100.000 0 0 0
5 68 IV12010125 Marialindener Straße bis Burg 0 -300.000 -300.000 -1.400.000
3 68 IV12010138 Bahnübergang Dr.-Ringens Str -100.000 0 0 0
3 68 IV12010142 Ausbau Busbuchten barrierefrei 0 -1.000.000 -500.000 0
3 68 IV12010143 Federath außerhalb OD 0 0 0 -1.000.000
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Priorität Amt Abrechnungs-
objekt AObj Bezeichnung Summe von 

Plan 2025

Summe von 
Verpflichtungs-
ermächtigungen 

2025

Summe von 
Plan 2026

Summe von 
Verpflichtungs-
ermächtigungen 

2026
5 68 IV12010145 Auf dem Heidgen 0 0 0 -500.000
5 68 IV12010150 Dorfstraße Brombach 0 -50.000 -50.000 -250.000
3 68 IV12010153 An den Gärten - InHK -204.000 -900.000 -900.000 0
4 68 IV12010160 Neubau öffentlicher verkehrsflächen/-anlagen -100.000 0 -83.000 0
1 68 IV12010161 Neubau öffentlicher Straßenbeleuchtung/-anlagen -1.189.000 0 0 0
1 68 IV12010164 Klingenrath, Baurechtliche Erschließung -185.000 0 0 0
1 68 IV12010165 Schutzplanke Brodhausen -290.000 0 0 0
5 68 IV12010166 Stichweg Dorfstraße 0 0 0 -100.000
2 68 IV12010169 WAP 7/8 - Sanierungskonzept Immekeppel -75.000 -425.000 -425.000 0
2 68 IV12010170 WAP Böschungsrut. Weberhöhe -145.000 0 0 0
2 68 IV12020268 Winterdienst Investitionen -119.000 0 -36.200 0
3 68 IV13010103 AggerErleben - InHK -110.000 -440.000 -440.000 0
2 68 IV13010104 Gut Eichthal Sanierung - Holzsteg -550.000 0 0 0
1 68 IV13010168 Natur und Landschaft, öffentl.Grün Investitionen -3.000 0 -3.000 0
1 68 IV13030104 Hochwasserschutz Katzbach -1.250.000 -125.000 -125.000 0
1 68 IV13030105 Löschwasserentnahmestellen -300.000 -125.000 -125.000 -125.000
5 68 IV13030106 Verrohrung Ferrenberger Bach 0 0 0 -600.000
6 68 IV13030107 HRB Heiligenhaus 0 0 0 -70.000
6 68 IV13030108 Hochw.Schutz An der Ringmauer 0 -150.000 -150.000 -750.000
5 68 IV13030109 Dresbach Verrohrung Sportplatz -250.000 -250.000 -250.000 0
2 68 IV13030110 Teichanlage Immekeppel WAP -50.000 -300.000 -150.000 0
6 68 IV13030113 Teichanlage Großbernsau 0 0 0 -150.000
2 68 IV13030115 Bachverrohrung Großdresbach WAP -300.000 0 0 0
2 68 IV13030117 WAP 11/12 - HWS-Mauer Untereschbach 0 -425.000 -425.000 0
1 68 IV13040168 Friedhofsverwaltung Investitionen -82.800 0 -181.425 0
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9 FAZIT 

Die vorliegend eingeplante und erläuterte Konsolidierung zeigt auf, dass der Haushalt der Stadt Overath im Haushaltskonsolidierungszeitraum bis 
2036 sanierungsfähig ist. Die Sanierungsanstrengungen orientieren sich an den Rahmenbedingungen aus Rechts- und Erlasslage und wägen dabei 
die Pflichten nach §§ 75 und 76 GO NRW mit dem Rücksichtnahmegebot nach § 77 Absatz 3 GO NRW ab. Neben dem hier festgelegten 
Konsolidierungsprogramm sind aber weitere strategische Neuausrichtungen und entsprechende Rahmenbedingungen notwendig. Durch Politik und 
Verwaltung zu schaffende Rahmenbedingungen haben zur Sicherung des Konsolidierungserfolges absolute Priorität. Mit dem vorgelegten 
Haushaltssicherungskonzept kann ab dem Jahr 2033 wieder in allen Haushaltsjahren ein ausgeglichener Haushalt erreicht werden.  
 
Für die Nachhaltigkeit der Overather Haushaltskonsolidierung reicht ein Haushaltsausgleich aber nicht aus, sondern es muss vielmehr darauf 
hingearbeitet werden, weiterhin jährliche Überschüsse zu erzielen, damit verzehrtes Eigenkapital wieder aufgebaut wird und Rücklagen geschaffen 
werden. Die dafür notwendigen Maßnahmen sind in Abschnitt 6 erläutert worden. Darüber hinaus ist jeder Verwaltungsbereich und jedes 
Beteiligungsunternehmen gehalten, mit eigenen Bemühungen darauf hinzuwirken, dass frühzeitig Konsolidierungsansätze und Maßnahmen erkannt 
und genutzt werden, die zu einer Verbesserung der Finanzsituation führen. Jeder Verwaltungsbereich soll dazu entsprechende Vorlagen auf dem 
üblichen Verwaltungsweg dem Rat zur Entscheidung vorlegen. Abschließend wird mit diesem HSK die Selbstverpflichtung begründet, die aus den 
Konsolidierungsmaßnahmen erwirtschafteten Liquiditätsüberschüsse ausschließlich zur Schuldentilgung einzusetzen. 

Die Nachhaltigkeitssatzung der Stadt Overath soll nach Beschluss des Rates gemäß § 3 Nachhaltigkeitssatzung vor dem Hintergrund der extremen 
Haushaltslage ausgesetzt werden.  Die darin geregelte verbindliche Erhebung des Generationenbeitrages über den Hebesatz der Grundsteuer B 
würde zu einer kurzfristigen, erheblichen Belastung der Bürgerinnen und Bürger führen, die den gesetzlichen Auftrag nach § 77 Absatz 3 GO NRW 
mindestens berühren würde. Die Folgen der Grundsteuerreform treffen Teile der Bevölkerung bereits sehr hart. Die Anhebung des Hebesatzes zur 
Grundsteuer B von 850 v. H. auf 995 v. H. stellt eine weitere Belastung dar. Die extreme Haushaltslage ist durch den Rat der Stadt Overath nach § 3 
Nachhaltigkeitssatzung festgestellt worden, so dass die Erhebung des vollumfänglichen Generationenbeitrags vermieden wird.   

  

110 / 463



Haushaltssatzung 2025 – 2026   

 

 

Die stetig ansteigenden Hebesätze in den Folgejahren geben den Einwohnern und Abgabenpflichtigen die notwendige Zeit, sich auf die künftige 
Entwicklung der kommunalen Finanzlasten einzustellen, die persönliche Lebensführung neu zu justieren. Der Konsolidierungszeitraum bietet 
darüber hinaus die Chance, alle künftigen Einflüsse mit in die weitere Kalkulation der Haushaltspläne einzubeziehen. Die Haushaltsplanung geht in 
den zu Grunde liegenden Rahmendaten von vorsichtigen Erwartungshaltungen aus.  

Die im HSK benannten Chancen der Gewerbe- und Wohnortentwicklung, der Haltepunkt mit seinen zu erwartenden örtlichen, positiven Impulsen 
für die Stadt Overath wurde geschätzt, ist aber im Einzelnen noch nicht in das Haushaltssicherungskonzept monetär eingegangen. Es darf erwartet 
werden, dass die augenblickliche allgemeine Rezession wieder überwunden werden wird und eine sich wieder positiver entwickelnde Wirtschaft 
einen Beitrag zur Gesundung der Stadtfinanzen wird leisten können.  

Auch Erwartungen an die Entlastung aus der Altschuldensanierung bestehen begründet weiter. Sie sind ebenfalls noch nicht in das HSK eingepreist.  

Die Absenkung von Defiziten, ein zeitlich früher eintretender Haushaltsausgleich ist vor dem Hintergrund der zu erwartenden Effekte möglich und 
kann zu einem schnelleren Wiederaufbau des Eigenkapitals beitragen. 
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Regelungen zur Budgetierung in der Stadt Overath 
 

 
A) Budgets für Aufwendungen und Erträge 
Gem. § 21 KomHVO können sowohl Erträge und Aufwendungen als auch Einzahlungen und Auszahlungen zur flexiblen Haushalts-
bewirtschaftung verbunden werden. 

 

Für die Bewirtschaftung werden folgende Budgets gebildet: 

Personalbudget 

Die Aufwendungen der Kontengruppen 50 (Personalaufwendungen) und 51 (Versorgungsaufwendungen) sowie die damit verbundenen 
Erträge aus Erstattungen und Zuwendungen sowie aus Auflösung und Herabsetzung von Rückstellungen für Personal der Kontengruppe 
458 werden über alle Produkte hinweg zu einem Budget zusammengefasst. 

Interne Leistungsverrechnungen 

Die Aufwendungen und Erträge aus der Abbildung der internen Leistungsverrechnungen (Kontengruppen 58 und 48) werden über alle 
Produkte hinweg je zu einem Budget zusammengefasst. 

Bilanzielle Zu- und Abschreibungen 

Diesem Budget ist produktübergreifend zuzurechnen: 

 Abschreibungen (Kontengruppe 57 ),  
 Erträge aus der Auflösung von Sonderposten (Kontenarten 457) sowie  
 die nicht zahlungswirksamen Erträge der Kontenart 458. 
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B) Produktbudgets 
Alle weiteren Aufwendungen und Erträge (ohne die Aufwendungen und Erträge der Punkte 1.1- 1.3) werden auf Produktebene zu einem 
Budget verbunden. 

Sollte im Kreis der Deckungsermächtigung (Produkt) eine Deckung nicht möglich sein, kann eine Heranziehung der Aufwendungen und 
Erträge aller Produkte des zugehörigen Amtes (mit Ausnahme des Produktes 16 -Allgemeine Finanzwirtschaft) mit einer entsprechenden 
Mitteilung an die Kämmerei erfolgen. 

Ist auch hier eine Deckung nicht mehr möglich, tritt die Deckungsfähigkeit der Aufwendungen und Erträge aller Produkte der Ämter im 
Dezernat (mit Ausnahme des Produktes 16 -Allgemeine Finanzwirtschaft-) mit einer entsprechenden Mitteilung an die Kämmerei ein. 

 

Besonderheiten: 

Bei dem Produkt Friedhofsmanagement wird die Deckungsfähigkeit auf die Sachkonten des jeweiligen Produktes beschränkt. 

 

Bewirtschaftungsregeln 

Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Veränderung des Saldos aus Ifd. Verwaltungstätigkeit in der Finanzrechnung 
führen. 

In den Budgets sind die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung verbindlich. 

Mehrerträge können für Mehraufwendungen herangezogen werden, sofern die veranschlagten Erträge der jeweiligen Budgetstufe 
überschritten werden. Diese Mehraufwendungen gelten nicht als überplanmäßige Aufwendungen. 

Mehrerträge bei Leistungsentgelten im Produkt Feuerwehr dürfen nur für erhöhte Mehrbedarfe bei den Einsatz- und 
Aufwandsentschädigungen verwendet werden. 
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C) Budgets für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionstätigkeiten 
Alle investiven AuszahIungen der Kontengruppe 78 sowie alle investiven Einzahlungen der Kontengruppe 68 werden auf der Ebene der 
Produkte (Einzelmaßnahmen wie Straßenbau zählen in der Gesamtheit zum Produkt Straßenbau) zu je einem Budget verbunden. 

 

Investitionen des Integrierten Handlungskonzeptes 

Zur besseren Darstellung der gesamten Investitionstätigkeit im Bereich InHK werden alle damit direkt in Zusammenhang stehenden 
Investitionen in einem Deckungskreis erfasst. Dies schließt die detaillierte Planung der einzelnen Maßnahmen nicht aus, gewährleistet 
aber bei Verschiebungen innerhalb des Rahmenantrages die notwendige und sinnvolle Flexibilität bei der Bewirtschaftung. Die 
Kennzeichnung „InHK" ist im Investitionsprogramm zu führen. 
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Nachhaltigkeitssatzung 
der Stadt Overath 

Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der z.Zt. gültigen Fassung, hat der Rat 
der Stadt Overath am 22.09.2021 folgende Satzung beschlossen: 

Präambel 

Eine nachhaltige Politik hat immer auch die Zukunft im Blick. Belastungen der zukünftigen Generationen durch nicht gedeckten 
Eigenkapitalabbau, Vernachlässigung der kommunalen Infrastruktur und Anstieg der Verschuldung müssen daher unbedingt verhindert 
werden. Sie beschränken die Gestaltungsmöglichkeiten künftiger Generationen der Stadt Overath. Ein weiterer Anstieg der 
Verschuldung muss verhindert, die bestehende Verschuldung muss reduziert werden, um die Wiederherstellung bzw. Bewahrung der 
dauerhaften finanziellen Leistungs- und Handlungsfähigkeit sicherzustellen. Zur Erreichung dieser Ziele hat der Rat der Stadt Overath 
in Verantwortung für zukünftige Generationen diese Nachhaltigkeitssatzung beschlossen. 

§ 1 Verschuldungsbremse 

(1) Der Gesamtfinanzplan weist ab dem Haushaltsjahr 2016 keinen Fehlbetrag aus und enthält keine Neuverschuldung. Hiervon 
ausgenommen sind Kreditaufnahmen 

a. zum Zwecke der Umschuldung 

b. bis zur Höhe der jährlich geleisteten Tilgung (= Verbot der Nettoneuverschuldung) 

c. zur Finanzierung rückzahlbarer, verzinslicher Ausleihungen an Eigenbetriebe und Eigengesellschaften 

d. für die Ausweisung von Förderprogrammen Dritter, die keine eigenen Zins- und Tilgungsleistungen auslösen. 

e. für Investitionen in den Bildungssektor und in den Klimaschutz 

f. für Investitionen in die Infrastruktur, die aufgrund der Unwetterkatastrophe 14./15. Juli 2021 erforderlich geworden sind, 

g. für Investitionen in Maßnahmen, die dem Hochwasserschutz dienen. 

Der Gesamtergebnisplan weist ab 2018 keinen Fehlbedarf in der Planung aus. § 77 Gemeindeordnung NRW bleibt unberührt. 
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(2) Der Rat der Stadt Overath verpflichtet sich selbst, alle Budgets des städtischen Haushalts einer detaillierten Aufgabenkritik zu 
unterziehen, mit dem Ziel, den unter § 2 definierten Generationenbeitrag so weit wie möglich zu verringern. Neue Aufgaben bzw. 
finanzielle Belastungen werden nur begründet, wenn deren Finanzierung im Sinne des Absatzes 1 gesichert ist. 

§ 2 Generationenbeitrag 

(1) Zur Sicherstellung der Maßgaben des § 1 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 wird der Haushaltsausgleich gem. § 75 Gemeindeordnung 
NRW über die Erhebung eines „Generationenbeitrages“ herbeigeführt. § 75 Absatz 2 Satz 3 Gemeindeordnung NRW bleibt 
unberührt. 

(2) Der „Generationenbeitrag" wird über den gemeindlichen Hebesatz der Grundsteuer B erhoben. 

(3)  Werden im Jahresabschluss in der Gesamtfinanzrechnung Überschüsse festgestellt, werden diese vorrangig zur Rückführung 
der kurzfristigen Verbindlichkeiten (Kassenkredite) herangezogen. 

(4)  Überschüsse der Gesamtergebnisrechnung werden der Ausgleichsrücklage bis zu ihrem gesetzlich vorgeschrieben Höchststand 
gem. § 75 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW zugeführt. 

Im Übrigen müssen festgestellte Überschüsse der Gesamtergebnisrechnung im Zeitraum von 3 Jahren über eine entsprechende 
Anpassung des Hebesatzes der Grundsteuer B gem. Abs. 2 ausgeglichen werden. § 75 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW bleibt 
unberührt. 

§ 3 Ausnahmen 

(1)  Von § 1 Abs. 1 kann bei Vorliegen einer extremen Haushaltslage abgewichen werden. 

(2)  Eine extreme Haushaltslage liegt insbesondere vor, wenn 

1. die ordentlichen Erträge des betroffenen Haushaltsjahres im Vergleich zum Vorjahr um mehr als 5 % sinken oder 
2. die ordentlichen Aufwendungen im Vergleich zum Vorjahr um mehr als 5 % steigen und 
3. diese Ertragsrückgänge bzw. die Aufwandssteigerungen aus externen Ursachen herrühren, die von der Stadt Overath nicht 

zu vertreten sind. 

(3)  Ober das Vorliegen einer extremen Haushaltslage entscheidet der Rat. 
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§ 4 Freiwillige Verpflichtung zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes 

(1) Unbeschadet der Regelungen des § 76 Gemeindeordnung NRW besteht die Verpflichtung zur Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes für die Stadt Overath, wenn 

1. der Hebesatz der Grundsteuer B der Stadt Overath um 25 % über dem durchschnittlichen Hebesatz der Kommunen des 
Landes Nordrhein-Westfalen im Vorvorjahr zum jeweiligen Haushaltsjahr liegt, oder 

2. eine extreme Haushaltslage gem. § 3 vorliegt. 

(2) Basis eines Haushaltssicherungskonzeptes ist das vom Rat der Stadt Overath beschlossene Haushaltssicherungskonzept 2012 ff. 

§ 5 lnkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, gleichzeitig treten die Satzungen vom 08.12.2016 und 11.12.2019 
außer Kraft. 

Overath, den 23.99.2021 

Christoph Nicodemus  
Bürgermeister 
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760

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz              
2025

Ansatz            
2026

Ansatz            
2027

Ansatz            
2028

Ansatz            
2029

Ansatz            
2030

Ansatz            
2031

Ansatz            
2032

Ansatz            
2033

Ansatz            
2034

Ansatz            
2035

Ansatz             
2036

1 Steuern und ähnliche Abgaben 49.240.796,74 45.746.549 51.122.900 54.334.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900
2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 17.407.436,14 14.621.864 20.653.628 26.530.888 27.351.236 28.382.512 29.098.077 29.968.177 30.922.775 32.110.367 33.285.775 34.511.045 35.786.178 36.941.184
3 + Sonstige Transfererträge 887.707,11 1.632.180 773.500 781.035 788.846 796.735 804.703 812.751 820.879 829.088 829.088 829.088 829.088 829.088
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 7.623.502,25 3.774.230 4.471.177 4.512.572 4.606.538 4.650.991 4.695.733 4.740.776 4.786.119 4.831.766 4.842.304 4.852.801 4.863.257 4.873.674
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 850.732,00 816.151 800.234 808.031 816.111 824.271 832.513 840.834 849.241 857.733 857.733 857.733 857.733 857.733
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 2.207.750,00 3.113.561 2.689.491 2.712.635 2.736.181 2.759.962 2.783.981 2.808.240 2.832.741 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486
7 + Sonstige ordentliche Erträge 1.585.242,04 8.668.450 1.581.413 1.584.246 1.587.141 1.590.040 1.592.944 1.595.853 1.598.766 1.601.683 1.603.314 1.604.939 1.606.558 1.608.170
8 + Aktivierte Eigenleistungen 96.270,04 10.000 11.000 11.100 11.211 11.323 11.436 11.550 11.665 11.782 11.782 11.782 11.782 11.782
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

10 = Ordentliche Erträge 79.899.436,32 78.382.985 82.103.343 91.275.307 95.353.964 98.347.534 101.480.787 103.690.281 107.155.086 109.763.605 113.471.982 116.121.174 120.019.182 122.658.017
11 - Personalaufwendungen 14.107.295,46 15.579.262 17.711.218 18.065.434 18.426.738 18.795.219 19.171.149 19.554.614 19.945.702 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608 20.344.608
12 - Versorgungsaufwendungen 1.234.502,02 1.315.000 1.732.981 1.767.641 1.802.995 1.839.055 1.875.836 1.913.353 1.951.621 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653
13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 11.580.944,37 10.794.008 11.834.700 12.555.557 12.378.102 12.557.393 12.488.648 12.660.057 12.815.632 12.953.443 12.953.438 12.953.433 12.953.428 12.953.423
14 - Bilanzielle Abschreibungen 5.399.864,80 5.209.169 5.445.884 5.545.876 5.645.868 5.745.860 5.845.852 5.945.844 6.045.836 6.145.828 6.245.820 6.345.812 6.445.804 6.545.796
15 - Transferaufwendungen 47.669.644,50 48.667.269 51.362.436 54.314.755 55.839.427 57.268.805 58.161.296 59.351.322 60.580.357 61.847.914 62.753.914 63.699.914 64.916.914 65.923.914
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 7.680.941,15 4.775.274 5.010.103 5.408.338 5.543.673 5.570.983 5.747.111 5.803.343 5.850.695 5.951.175 5.953.849 5.956.520 5.956.674 5.958.310
17 = Ordentliche Aufwendungen 87.673.192,30 86.339.982 93.097.322 97.657.601 99.636.803 101.777.315 103.289.892 105.228.533 107.189.843 109.233.621 110.242.282 111.290.940 112.608.081 113.716.704
18 = Ordentliches Ergebnis -7.773.755,98 -7.956.997 -10.993.979 -6.382.294 -4.282.839 -3.429.781 -1.809.105 -1.538.252 -34.757 529.984 3.229.700 4.830.234 7.411.101 8.941.313
19 + Finanzerträge 711.979,08 2.227.100 3.026.260 3.026.260 2.935.473 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900
20 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 2.242.268,20 2.448.100 3.881.848 4.235.043 4.524.169 4.705.223 4.941.249 5.134.719 5.338.244 5.381.693 5.362.064 5.299.357 5.196.570 5.071.360
21 = Finanzergebnis -1.530.289,12 -221.000 -855.588 -1.208.783 -1.588.696 -1.951.323 -2.187.349 -2.380.819 -2.584.344 -2.627.793 -2.608.164 -2.545.457 -2.442.670 -2.317.460
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -9.304.045,10 -8.177.997 -11.849.567 -7.591.077 -5.871.535 -5.381.104 -3.996.454 -3.919.071 -2.619.101 -2.097.809 621.536 2.284.777 4.968.431 6.623.853
23 + Außerordentliche Erträge 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
24 - Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0 0 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000
26 = Jahresergebnis -9.304.045,10 -8.177.997 -11.849.567 -7.971.077 -6.251.535 -5.761.104 -4.376.454 -4.299.071 -2.999.101 -2.477.809 241.536 1.904.777 4.588.431 6.243.853
27 - globaler Minderaufwand 0,00 826.000 1.861.000 1.953.000 1.992.000 2.035.000 2.065.000 2.104.000 2.143.000 2.184.000 2.204.000 2.225.000 2.252.000 2.274.000

28 Jahresergebnis nach Abzug globaler 
Minderaufwand

-9.304.045,10 -7.351.997 -9.988.567 -6.018.077 -4.259.535 -3.726.104 -2.311.454 -2.195.071 -856.101 -293.809 2.445.536 4.129.777 6.840.431 8.517.853

Nachrichtlich: Verrechnung von Erträgen und Aufwendungen mit der allgemeinen Rücklage

29 Verrechnete Erträge bei Vermögensgegenständen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

30 Verrechnete Erträge bei Finanzanlagen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

31 Verrechnete Aufwendungen bei 
Vermögensgegenständen

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

32 Verrechnete Aufwendungen bei Finanzanlagen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

33 = Verrechnungssaldo 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Ergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €

Mandant Stadt Overath
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760

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz                 
2025

Ansatz                 
2026

Ansatz                 
2027

Ansatz                 
2028

Ansatz                 
2029

Ansatz                 
2030

Ansatz                 
2031

Ansatz                 
2032

Ansatz                 
2033

Ansatz                 
2034

Ansatz                 
2035

Ansatz                 
2036

1 Steuern und ähnliche Abgaben 52.243.273,62 45.746.549 51.119.900 54.337.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900
2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 14.217.053,57 12.401.888 18.026.553 23.867.350 24.761.395 25.646.524 26.326.094 27.160.355 28.079.257 29.231.296 30.371.296 31.561.296 32.801.296 33.921.296
3 + Sonstige Transfereinzahlungen 798.472,27 722.180 773.500 781.035 788.846 796.735 804.703 812.751 820.879 829.088 829.088 829.088 829.088 829.088
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 7.002.167,41 3.004.030 3.690.474 3.721.019 3.804.183 3.837.880 3.871.912 3.906.289 3.941.010 3.976.077 3.976.077 3.976.077 3.976.077 3.976.077
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 814.941,38 761.151 800.234 808.031 816.111 824.271 832.513 840.834 849.241 857.733 857.733 857.733 857.733 857.733
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 1.542.794,99 3.113.561 2.689.491 2.712.635 2.736.181 2.759.962 2.783.981 2.808.240 2.832.741 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486 2.857.486
7 + Sonstige Einzahlungen 1.423.979,27 1.002.850 1.410.500 1.411.153 1.411.871 1.412.595 1.413.326 1.414.064 1.414.807 1.415.556 1.415.556 1.415.556 1.415.556 1.415.556
8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 660.599,56 2.227.100 3.026.260 3.026.260 2.935.473 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900 2.753.900

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 78.703.282,07 68.979.309 81.536.912 90.665.283 94.710.760 97.363.567 100.447.829 102.608.533 106.024.735 108.584.836 112.245.636 114.847.436 118.698.236 121.290.036

10 - Personalauszahlungen 11.954.409,69 15.579.262 16.567.865 16.899.225 17.237.214 17.581.966 17.933.593 18.292.268 18.658.114 19.031.280 19.031.280 19.031.280 19.031.280 19.031.280
11 - Versorgungsauszahlungen 1.126.912,20 1.315.000 1.341.375 1.368.203 1.395.568 1.423.480 1.451.950 1.480.989 1.510.609 1.540.821 1.540.821 1.540.821 1.540.821 1.540.821
12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 10.628.479,66 10.073.008 11.925.000 12.646.160 12.469.010 12.648.610 12.580.178 12.751.902 12.907.795 13.045.927 13.045.922 13.045.917 12.992.818 12.992.813
13 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 1.601.880,75 2.513.100 3.881.848 4.235.043 4.524.169 4.705.223 4.941.249 5.134.719 5.338.244 5.945.923 5.362.064 5.299.357 5.196.570 5.071.360
14 - Transferauszahlungen 46.139.926,97 50.073.681 52.150.436 54.588.255 55.772.927 57.202.305 58.094.796 59.284.822 60.513.857 61.781.414 62.687.414 63.633.414 64.850.414 65.857.414
15 - Sonstige ordentliche Auszahlungen 5.222.137,68 4.293.259 5.011.603 5.409.853 5.545.203 5.572.528 5.748.671 5.804.919 5.852.287 5.952.783 5.955.457 5.958.128 5.956.674 5.958.318

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 76.673.746,95 83.847.310 90.878.127 95.146.739 96.944.091 99.134.112 100.750.437 102.749.619 104.780.906 107.298.148 107.622.958 108.508.917 109.568.577 110.452.006

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.029.535,12 -14.868.001 -9.341.215 -4.481.456 -2.233.331 -1.770.545 -302.608 -141.086 1.243.829 1.286.688 4.622.678 6.338.519 9.129.659 10.838.030

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath

Finanzplan 2025/2026

125 / 463



760

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz                 
2025

Ansatz                 
2026

Ansatz                 
2027

Ansatz                 
2028

Ansatz                 
2029

Ansatz                 
2030

Ansatz                 
2031

Ansatz                 
2032

Ansatz                 
2033

Ansatz                 
2034

Ansatz                 
2035

Ansatz                 
2036Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath

Finanzplan 2025/2026

18 + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 4.390.974,03 8.154.962 8.453.205 5.720.334 3.773.407 3.194.473 3.317.746 3.297.148 3.257.020 3.175.879 3.053.725 3.054.610 3.055.495 3.056.380

19 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachanlagen 51.545,00 0 50.000 50.500 51.005 51.515 52.030 52.550 53.076 53.607 53.607 53.607 53.607 53.607

20 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzanlagen 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

21 + Einzahlungen aus Beiträgen und ähnlichen 
Entgelten 4.281,12 775.320 496.200 735.000 15.000 15.000 1.855.000 635.000 985.000 1.635.000 1.635.000 1.635.000 1.635.000 1.635.000

22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 1.529.989,15 1.000.000 2.000.000 2.000.000 10.800.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 5.976.789,30 9.930.282 10.999.405 8.505.834 14.639.412 5.260.988 7.224.776 5.984.698 6.295.096 6.864.486 6.742.332 6.743.217 6.744.102 6.744.987

24 - Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden 13.393,34 985.400 683.000 234.200 235.417 236.651 237.903 239.172 240.460 241.766 241.766 441.766 441.766 441.766

25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 8.464.201,90 5.327.456 22.541.000 26.258.375 19.601.638 15.432.903 8.515.788 6.928.874 4.320.538 3.147.460 3.147.460 3.147.460 3.147.460 3.147.460

26 - Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen 1.550.699,98 2.959.108 5.117.178 2.211.318 1.417.221 982.118 1.604.191 2.788.641 1.585.568 1.760.423 1.960.423 1.960.423 2.460.423 2.460.423

27 - Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

28 - Auszahlungen von aktivierbaren Zuwendungen 59.347,24 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

29 - Sonstige Investitionsauszahlungen 933.138,00 0 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 11.020.780,46 9.271.964 30.341.178 30.703.893 23.254.276 18.651.672 12.357.882 11.956.687 8.146.566 7.149.649 7.349.649 7.549.649 8.049.649 8.049.649
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -5.043.991,16 658.318 -19.341.773 -22.198.059 -8.614.864 -13.390.684 -5.133.106 -5.971.989 -1.851.470 -285.163 -607.317 -806.432 -1.305.547 -1.304.662
32 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag -3.014.456,04 -14.209.683 -28.682.988 -26.679.515 -10.848.195 -15.161.229 -5.435.714 -6.113.075 -607.641 1.001.525 4.015.361 5.532.087 7.824.112 9.533.368

33 +

Einzahlungen aus der Aufnahme und durch 
Rückflüsse von Krediten für Investitionen und 
diesen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsverhältnissen

7.200.000,00 4.204.000 12.780.000 19.010.000 14.600.000 12.750.000 5.800.000 6.200.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000

34 + Einzahlungen aus der Aufnahme und durch 
Rückflüsse von Krediten zur Liquiditätssicherung

93.500.000,00 7.448.049 12.100.000 10.800.000 9.200.000 7.900.000 7.100.000 7.300.000 6.200.000 4.000.000 1.400.000 300.000 0 0

35 -
Auszahlungen für die Tilgung und Gewähung von 
Krediten für Investitionen und diesen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsverhältnissen

7.969.576,13 4.894.800 4.346.000 4.783.000 5.247.000 5.266.000 5.612.000 5.799.000 6.188.000 6.040.000 5.888.000 5.396.000 5.315.000 5.240.000

36 - Auszahlungen für die Tilgung und Gewährung von 
Krediten zur Liquiditätssicherung 89.500.000,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2.385.913 2.349.713

37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit 3.230.423,87 6.757.249 20.534.000 25.027.000 18.553.000 15.384.000 7.288.000 7.701.000 7.982.000 5.930.000 3.482.000 2.874.000 269.087 380.287

38 = Änderung des Bestands an eigenen Finanzmitteln 215.967,83 -7.452.434 -8.148.988 -1.652.515 7.704.805 222.771 1.852.286 1.587.925 7.374.359 6.931.525 7.497.361 8.406.087 8.093.199 9.913.655

39 + Anfangsbestand an Finanzmitteln 0,00 0 -7.452.434 -15.601.422 -17.253.937 -9.549.132 -9.326.361 -7.474.075 -5.886.150 1.488.209 8.419.734 15.917.095 24.323.182 -5.886.150

40 + Änderung des Bestands an fremden Finanzmitteln 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0

41 = Liquide Mittel 215.967,83 -7.452.434 -15.601.422 -17.253.937 -9.549.132 -9.326.361 -7.474.075 -5.886.150 1.488.209 8.419.734 15.917.095 24.323.182 32.416.381 4.027.505
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 00 Allgmeine Finanzwirtschaft

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

1 Steuern und ähnliche Abgaben 49.240.796,74 45.746.549 51.122.900 54.334.800 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900
davon Grundsteuer A 86.295,90 85.500 75.900 76.800 77.700 78.700 79.400 80.100 80.900 81.700 82.500 83.300 84.100 84.900
davon Grundsteuer B 8.943.502,95 8.990.000 10.629.000 11.900.000 13.150.000 13.320.000 14.570.000 14.710.000 15.990.000 16.140.000 17.460.000 17.630.000 18.990.000 19.170.000
davon Gewerbesteuer 18.791.756,62 14.930.000 18.670.000 19.520.000 20.220.000 20.880.000 21.290.000 21.710.000 22.140.000 22.580.000 23.030.000 23.490.000 23.950.000 24.420.000

davon Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 17.051.314,96 17.005.388 17.440.000 18.430.000 19.460.000 20.400.000 21.010.000 21.640.000 22.290.000 22.960.000 23.650.000 24.360.000 25.090.000 25.840.000

davon Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 1.874.586,74 1.914.830 1.920.000 1.960.000 2.000.000 2.050.000 2.090.000 2.130.000 2.170.000 2.220.000 2.260.000 2.310.000 2.350.000 2.400.000
davon Schlüsselzuweisungen 2.753.387,00 2.141.802 7.315.935 13.120.000 13.830.000 14.720.000 15.290.000 16.040.000 16.900.000 17.990.000 19.130.000 20.320.000 21.560.000 22.680.000
davon Ausgleichsleistungen nach dem 
Familienleistungsausgleich (GFG)

1.763.117,68 1.895.831 1.788.000 1.848.000 1.899.000 1.953.000 1.972.000 1.992.000 2.012.000 2.032.000 2.052.000 2.073.000 2.093.000 2.114.000

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.939.670,60 3.240.138 8.058.034 13.862.099 14.572.099 15.462.099 16.032.099 16.782.099 17.642.099 18.732.099 19.872.099 21.062.099 22.302.099 23.422.099
7 + Sonstige ordentliche Erträge 13.350,00 5.600.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000

10 = Ordentliche Erträge 53.193.817,00 54.586.687 59.213.934 68.229.899 72.061.799 74.826.799 77.726.499 79.727.199 83.007.999 85.428.799 89.089.599 91.691.399 95.542.199 98.133.999

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 571,14 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

14 - Bilanzielle Abschreibungen 0,00 0 68.061 69.311 70.561 71.811 73.061 74.311 75.561 76.811 78.061 79.311 80.561 81.811
15 - Transferaufwendungen 16.815.673,24 18.242.000 18.297.000 20.778.000 21.868.000 22.876.000 23.350.000 24.114.000 24.909.000 25.724.000 26.570.000 27.446.000 28.343.000 29.280.000

davon Gewerbesteuerumlage 1.497.372,40 1.124.000 1.117.000 1.128.000 1.168.000 1.206.000 1.230.000 1.254.000 1.279.000 1.304.000 1.330.000 1.356.000 1.383.000 1.410.000
davon allgemeine Kreisumlage 14.850.602,84 16.658.000 16.700.000 19.170.000 20.220.000 21.190.000 21.640.000 22.380.000 23.150.000 23.940.000 24.760.000 25.610.000 26.480.000 27.390.000

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 5.019,00 20.000 77.400 120.400 125.000 129.000 131.000 134.000 136.000 139.000 142.000 145.000 148.000 150.000
17 = Ordentliche Aufwendungen 16.821.263,00 18.262.000 18.442.461 20.967.711 22.063.561 23.076.811 23.554.061 24.322.311 25.120.561 25.939.811 26.790.061 27.670.311 28.571.561 29.511.811
18 = Ordentliches Ergebnis 36.372.554,00 36.324.687 40.771.473 47.262.188 49.998.238 51.749.988 54.172.438 55.404.888 57.887.438 59.488.988 62.299.538 64.021.088 66.970.638 68.622.188
19 + Finanzerträge 669.648,94 500.000 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900
20 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 2.012.885,58 2.448.100 3.546.000 3.904.000 4.198.000 4.384.000 4.625.000 4.823.000 5.031.000 5.079.000 5.064.000 5.006.000 4.908.000 4.784.000
21 = Finanzergebnis -1.343.237,00 -1.948.100 -3.532.100 -3.890.100 -4.184.100 -4.370.100 -4.611.100 -4.809.100 -5.017.100 -5.065.100 -5.050.100 -4.992.100 -4.894.100 -4.770.100
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 35.029.317,00 34.376.587 37.239.373 43.372.088 45.814.138 47.379.888 49.561.338 50.595.788 52.870.338 54.423.888 57.249.438 59.028.988 62.076.538 63.852.088
24 - Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0 0 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000 380.000
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000 -380.000
26 = Jahresergebnis 35.029.317,00 34.376.587 37.239.373 42.992.088 45.434.138 46.999.888 49.181.338 50.215.788 52.490.338 54.043.888 56.869.438 58.648.988 61.696.538 63.472.088
29 = Teilergebnis 35.029.317,00 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 171.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand 35.029.317,00 34.205.587 37.239.373 42.992.088 45.434.138 46.999.888 49.181.338 50.215.788 52.490.338 54.043.888 56.869.438 58.648.988 61.696.538 63.472.088

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
00

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

1 Steuern und ähnliche Abgaben 52.243.273,62 45.746.549 51.119.900 0 54.337.800 0 57.456.700 59.331.700 61.661.400 62.912.100 65.332.900 66.663.700 69.184.500 70.596.300 73.207.100 74.678.900
davon Grundsteuer A 84.515,51 85.500 75.900 0 76.800 0 77.700 78.700 79.400 80.100 80.900 81.700 82.500 83.300 84.100 84.900
davon Grundsteuer B 8.736.362,60 8.990.000 10.629.000 0 11.900.000 0 13.150.000 13.320.000 14.570.000 14.710.000 15.990.000 16.140.000 17.460.000 17.630.000 18.990.000 19.170.000
davon Gewerbesteuer 20.889.275,58 14.930.000 18.670.000 0 19.520.000 0 20.220.000 20.880.000 21.290.000 21.710.000 22.140.000 22.580.000 23.030.000 23.490.000 23.950.000 24.420.000

davon Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 18.039.861,22 17.005.388 17.440.000 0 18.430.000 0 19.460.000 20.400.000 21.010.000 21.640.000 22.290.000 22.960.000 23.650.000 24.360.000 25.090.000 25.840.000

davon Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 1.887.107,59 1.914.830 1.920.000 0 1.960.000 0 2.000.000 2.050.000 2.090.000 2.130.000 2.170.000 2.220.000 2.260.000 2.310.000 2.350.000 2.400.000
davon Schlüsselzuweisungen 2.753.387,00 2.141.802 7.315.935 0 13.120.000 0 13.940.000 14.720.000 15.290.000 16.040.000 16.900.000 17.990.000 19.130.000 20.320.000 21.560.000 22.680.000
davon Ausgleichsleistungen nach dem 
Familienleistungsausgleich (GfG)

1.975.921,53 1.895.831 1.785.000 0 1.851.000 0 1.899.000 1.953.000 1.972.000 1.992.000 2.012.000 2.032.000 2.052.000 2.073.000 2.093.000 2.114.000

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.838.872,00 3.240.138 8.058.034 0 13.862.099 0 14.682.099 15.462.099 16.032.099 16.782.099 17.642.099 18.732.099 19.872.099 21.062.099 22.302.099 23.422.099
7 + Sonstige ordentliche Einzahlungen 26.977,78 -766.000 33.000 0 33.000 0 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000 33.000
8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 648.049,60 500.000 13.900 0 13.900 0 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900 13.900

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 56.109.123,40 48.220.687 59.224.834 0 68.232.899 0 72.171.799 74.826.799 77.726.499 79.727.199 83.007.999 85.428.799 89.089.599 91.691.399 95.542.199 98.133.999

12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 571,14 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
13 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 1.590.305,48 2.448.100 3.546.000 0 3.904.000 0 4.198.000 4.384.000 4.625.000 4.823.000 5.031.000 5.079.000 5.064.000 5.006.000 4.908.000 4.784.000
14 - Transferauszahlungen 16.800.029,61 18.242.000 18.297.000 0 20.778.000 0 21.868.000 22.876.000 23.350.000 24.114.000 24.909.000 25.724.000 26.570.000 27.446.000 28.343.000 29.280.000

davon Gewerbesteuerumlage 1.481.728,77 1.124.000 1.117.000 0 1.128.000 0 1.168.000 1.206.000 1.230.000 1.254.000 1.279.000 1.304.000 1.330.000 1.356.000 1.383.000 1.410.000
davon Kreisumlage 14.850.602,84 16.658.000 16.700.000 0 19.170.000 0 20.220.000 21.190.000 21.640.000 22.380.000 23.150.000 23.940.000 24.760.000 25.610.000 26.480.000 27.390.000

15 - Sonstige Auszahlungen 0,00 20.000 77.400 0 120.400 0 125.000 129.000 131.000 134.000 136.000 139.000 142.000 145.000 148.000 150.000

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 18.390.906,23 20.710.100 21.920.400 0 24.802.400 0 26.191.000 27.389.000 28.106.000 29.071.000 30.076.000 30.942.000 31.776.000 32.597.000 33.399.000 34.214.000

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 37.718.217,17 27.510.587 37.304.434 0 43.430.499 0 45.980.799 47.437.799 49.620.499 50.656.199 52.931.999 54.486.799 57.313.599 59.094.399 62.143.199 63.919.999
18 + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 1.869.538,57 1.850.550 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 1.524.051,75 1.000.000 1.000.000 0 1.000.000 0 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 3.393.590,32 2.850.550 1.000.000 0 1.000.000 0 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
29 - Sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 0 1.000.000 0 1.000.000 0 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 0,00 0 1.000.000 0 1.000.000 0 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit 3.393.590,32 2.850.550 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
32 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 41.111.807,49 30.361.137 37.304.434 0 43.430.499 0 45.980.799 47.437.799 49.620.499 50.656.199 52.931.999 54.486.799 57.313.599 59.094.399 62.143.199 63.919.999

33 +

Einzahlungen aus der Aufnahme und durch 
Rückflüsse von Krediten für Investitionen und 
diesen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsverhältnissen 7.200.000,00 4.204.000 12.780.000 0 19.010.000 0 14.600.000 12.750.000 5.800.000 6.200.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000 7.970.000

34 + Einzahlungen aus der Aufnahme und durch 
Rückflüsse von Krediten zur Liquiditätssicherung 93.500.000,00 7.448.049 12.100.000 0 10.800.000 0 9.200.000 7.900.000 7.100.000 7.300.000 6.200.000 4.000.000 1.400.000 300.000 0 0

35 -
Auszahlungen für die Tilgung und Gewähung von 
Krediten für Investitionen und diesen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsverhältnissen 7.963.509,13 4.894.800 4.346.000 0 4.783.000 0 5.247.000 5.266.000 5.612.000 5.799.000 6.188.000 6.040.000 5.888.000 5.396.000 5.315.000 5.240.000

36 - Auszahlungen für die Tilgung und Gewährung von 
Krediten zur Liquiditätssicherung 89.500.000,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2.385.913 2.349.713

37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit 3.236.490,87 6.757.249 20.534.000 0 25.027.000 18.553.000 15.384.000 7.288.000 7.701.000 7.982.000 5.930.000 3.482.000 2.874.000 269.087 380.287

38 = Änderung des Bestands an eigenen Finanzmitteln 44.348.298,36 37.118.386 57.838.434 0 68.457.499 0 64.533.799 62.821.799 56.908.499 58.357.199 60.913.999 60.416.799 60.795.599 61.968.399 62.412.286 64.300.286

40 = Liquide Mittel 44.348.298,36 37.118.386 57.838.434 0 68.457.499 0 64.533.799 62.821.799 56.908.499 58.357.199 60.913.999 60.416.799 60.795.599 61.968.399 62.412.286 64.300.286

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Allgmeine Finanzwirtschaft

Teilfinanzplan 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 90 Personalrat

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

10 = Ordentliche Erträge 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
11 - Personalaufwendungen 130.154,45 129.861 153.896 156.974 160.114 163.315 166.582 169.914 173.312 176.778 176.778 176.778 176.778 176.778

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0,00 0 600 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 702,88 3.550 4.000 4.010 4.020 5.318 4.040 4.050 4.060 4.070 4.070 4.070 4.070 4.070
17 = Ordentliche Aufwendungen 130.857,00 133.411 158.496 160.984 164.134 168.633 170.622 173.964 177.372 180.848 180.848 180.848 180.848 180.848
18 = Ordentliches Ergebnis -130.857,00 -133.411 -158.496 -160.984 -164.134 -168.633 -170.622 -173.964 -177.372 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848
21 = Finanzergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -130.857,00 -133.411 -158.496 -160.984 -164.134 -168.633 -170.622 -173.964 -177.372 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -130.857,00 -133.411 -158.496 -160.984 -164.134 -168.633 -170.622 -173.964 -177.372 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848
29 = Teilergebnis -130.857,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 2.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -130.857,00 -135.411 -158.496 -160.984 -164.134 -168.633 -170.622 -173.964 -177.372 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848 -180.848

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
90

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

10 - Personalauszahlungen 111.021,82 129.861 151.530 0 154.561 0 157.653 160.806 164.022 167.302 170.648 174.061 174.061 174.061 174.061 174.061
12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 0,00 0 600 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
15 - Sonstige Auszahlungen 702,88 3.550 4.000 0 4.010 0 4.020 5.318 4.040 4.050 4.060 4.070 4.070 4.070 4.070 4.070

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 111.724,70 133.411 156.130 0 158.571 0 161.673 166.124 168.062 171.352 174.708 178.131 178.131 178.131 178.131 178.131

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -111.724,70 -133.411 -156.130 0 -158.571 0 -161.673 -166.124 -168.062 -171.352 -174.708 -178.131 -178.131 -178.131 -178.131 -178.131
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Personalrat

Teilfinanzplan A 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 91 Gleichstellung

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

10 = Ordentliche Erträge 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
11 - Personalaufwendungen 27.622,25 44.327 46.056 46.976 47.915 48.873 49.851 50.849 51.866 52.903 52.903 52.903 52.903 52.903

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 250,00 0 450 455 460 465 470 475 480 485 485 485 485 485

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 112,65 1.500 4.550 4.596 4.642 4.689 4.736 4.783 4.832 4.881 4.881 4.881 4.881 4.881
17 = Ordentliche Aufwendungen 27.985,00 45.827 51.056 52.027 53.017 54.027 55.057 56.107 57.178 58.269 58.269 58.269 58.269 58.269
18 = Ordentliches Ergebnis -27.985,00 -45.827 -51.056 -52.027 -53.017 -54.027 -55.057 -56.107 -57.178 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269
21 = Finanzergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -27.985,00 -45.827 -51.056 -52.027 -53.017 -54.027 -55.057 -56.107 -57.178 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -27.985,00 -45.827 -51.056 -52.027 -53.017 -54.027 -55.057 -56.107 -57.178 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269
29 = Teilergebnis -27.985,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 1.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -27.985,00 -46.827 -51.056 -52.027 -53.017 -54.027 -55.057 -56.107 -57.178 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269 -58.269

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
91

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

10 - Personalauszahlungen 21.878,25 44.327 44.185 0 45.068 0 45.969 46.889 47.827 48.784 49.760 50.755 50.755 50.755 50.755 50.755
12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 250,00 0 450 0 455 0 460 465 470 475 480 485 485 485 485 485
15 - Sonstige Auszahlungen 58,95 1.500 4.550 0 4.596 0 4.642 4.689 4.736 4.783 4.832 4.881 4.881 4.881 4.881 4.881

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 22.187,20 45.827 49.185 0 50.119 0 51.071 52.043 53.033 54.042 55.072 56.121 56.121 56.121 56.121 56.121

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -22.187,20 -45.827 -49.185 0 -50.119 0 -51.071 -52.043 -53.033 -54.042 -55.072 -56.121 -56.121 -56.121 -56.121 -56.121
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Gleichstellung

Teilfinanzplan A 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 10 Amt für Zentrale Dienste

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 387.186,03 88.000 316.019 300.124 324.211 308.281 332.334 336.370 320.389 324.392 328.379 332.350 336.306 340.248
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0,00 100 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 3,50 225 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 256.185,79 237.691 133.172 133.185 133.198 133.211 133.224 133.238 133.252 133.266 133.266 133.266 133.266 133.266
7 + Sonstige ordentliche Erträge 226,80 355.200 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

10 = Ordentliche Erträge 643.602,00 681.216 449.191 433.309 457.409 441.492 465.558 469.608 453.641 457.658 461.645 465.616 469.572 473.514
11 - Personalaufwendungen 2.222.214,72 3.518.589 3.230.437 3.295.048 3.360.952 3.428.163 3.496.727 3.566.666 3.638.001 3.710.759 3.710.759 3.710.759 3.710.759 3.710.759
12 - Versorgungsaufwendungen 1.234.502,02 1.315.000 1.732.981 1.767.641 1.802.995 1.839.055 1.875.836 1.913.353 1.951.621 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653 1.990.653

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 254.936,17 266.030 239.537 251.987 262.960 264.410 271.259 273.609 275.211 278.947 278.942 278.937 278.932 278.927

14 - Bilanzielle Abschreibungen 348.325,01 85.000 308.515 314.181 319.847 325.513 331.179 336.845 342.511 348.177 353.843 359.509 365.175 370.841
15 - Transferaufwendungen 4.975,15 2.355 2.355 2.379 2.403 2.427 2.451 2.476 2.501 2.526 2.526 2.526 2.526 2.526
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.683.800,89 2.320.945 2.419.857 2.661.700 2.754.441 2.753.332 2.885.179 2.892.167 2.890.489 2.938.494 2.938.192 2.937.887 2.937.551 2.937.237
17 = Ordentliche Aufwendungen 5.748.754,00 7.507.919 7.933.682 8.292.936 8.503.598 8.612.900 8.862.631 8.985.116 9.100.334 9.269.556 9.274.915 9.280.271 9.285.596 9.290.943
18 = Ordentliches Ergebnis -5.105.152,00 -6.826.703 -7.484.491 -7.859.627 -8.046.189 -8.171.408 -8.397.073 -8.515.508 -8.646.693 -8.811.898 -8.813.270 -8.814.655 -8.816.024 -8.817.429
21 = Finanzergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -5.105.152,00 -6.826.703 -7.484.491 -7.859.627 -8.046.189 -8.171.408 -8.397.073 -8.515.508 -8.646.693 -8.811.898 -8.813.270 -8.814.655 -8.816.024 -8.817.429
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -5.105.152,00 -6.826.703 -7.484.491 -7.859.627 -8.046.189 -8.171.408 -8.397.073 -8.515.508 -8.646.693 -8.811.898 -8.813.270 -8.814.655 -8.816.024 -8.817.429
29 = Teilergebnis -5.105.152,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 70.000 454.000 464.000 473.000 494.000 508.000 525.000 532.000 536.000 537.000 537.000 539.000 540.000

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -5.105.152,00 -6.896.703 -7.938.491 -8.323.627 -8.519.189 -8.665.408 -8.905.073 -9.040.508 -9.178.693 -9.347.898 -9.350.270 -9.351.655 -9.355.024 -9.357.429

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
10

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

18 + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 766.455,57 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 5.937,40 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 772.392,97 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

26 - Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen 914.476,02 433.050 594.255 0 319.018 620.000 834.221 267.368 270.041 272.741 275.468 278.223 278.223 278.223 278.223 278.223

30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 914.476,02 433.050 594.255 0 319.018 620.000 834.221 267.368 270.041 272.741 275.468 278.223 278.223 278.223 278.223 278.223
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -142.083,05 -433.050 -594.255 0 -319.018 -620.000 -834.221 -267.368 -270.041 -272.741 -275.468 -278.223 -278.223 -278.223 -278.223 -278.223

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Amt für Zentrale Dienste

Teilfinanzplan A 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 14 Amt für Rechnungsprüfung

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

10 = Ordentliche Erträge 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
11 - Personalaufwendungen 59.674,64 58.483 129.687 132.281 134.927 137.626 140.379 143.187 146.051 148.972 148.972 148.972 148.972 148.972

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 60.652,73 23.650 85.470 86.706 87.967 89.253 90.565 91.903 93.268 94.660 94.660 94.660 94.660 94.660

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 20.500,00 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120
17 = Ordentliche Aufwendungen 140.827,00 83.253 216.277 220.107 224.014 227.999 232.064 236.210 240.439 244.752 244.752 244.752 244.752 244.752
18 = Ordentliches Ergebnis -140.827,00 -83.253 -216.277 -220.107 -224.014 -227.999 -232.064 -236.210 -240.439 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752
21 = Finanzergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -140.827,00 -83.253 -216.277 -220.107 -224.014 -227.999 -232.064 -236.210 -240.439 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -140.827,00 -83.253 -216.277 -220.107 -224.014 -227.999 -232.064 -236.210 -240.439 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752
29 = Teilergebnis -140.827,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 1.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -140.827,00 -84.253 -216.277 -220.107 -224.014 -227.999 -232.064 -236.210 -240.439 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752 -244.752

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
14

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

10 - Personalauszahlungen 59.310,94 58.483 66.700 0 68.034 0 69.395 70.783 72.199 73.643 75.116 76.619 76.619 76.619 76.619 76.619
12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 61.491,86 23.650 85.470 0 86.706 0 87.967 89.253 90.565 91.903 93.268 94.660 94.660 94.660 94.660 94.660
15 - Sonstige Auszahlungen 0,00 1.120 1.120 0 1.120 0 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120 1.120

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 120.802,80 83.253 153.290 0 155.860 0 158.482 161.156 163.884 166.666 169.504 172.399 172.399 172.399 172.399 172.399

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -120.802,80 -83.253 -153.290 0 -155.860 0 -158.482 -161.156 -163.884 -166.666 -169.504 -172.399 -172.399 -172.399 -172.399 -172.399
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Amt für Rechnungsprüfung

Teilfinanzplan A 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 20 Amt für Finanzen

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 131.751,06 266.324 2.354 2.386 2.418 2.450 2.482 2.514 2.545 2.575 2.605 2.635 2.665 2.695
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.569.670,33 300 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 139.663,60 200 245 250 255 260 265 270 275 281 281 281 281 281
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 76.651,04 500 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872
7 + Sonstige ordentliche Erträge 958.488,66 2.557.600 1.106.000 1.106.648 1.107.300 1.107.958 1.108.621 1.109.291 1.109.966 1.110.646 1.110.646 1.110.646 1.110.646 1.110.646

10 = Ordentliche Erträge 4.876.225,00 2.824.924 1.153.571 1.154.256 1.154.945 1.155.640 1.156.340 1.157.047 1.157.758 1.158.474 1.158.504 1.158.534 1.158.564 1.158.594
11 - Personalaufwendungen 1.181.145,11 1.144.082 1.403.006 1.431.065 1.459.685 1.488.872 1.518.654 1.549.032 1.580.014 1.611.616 1.611.616 1.611.616 1.611.616 1.611.616

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 25.024,05 387.500 60.000 57.820 58.148 58.880 58.815 59.153 59.495 59.839 59.839 59.839 59.839 59.839

14 - Bilanzielle Abschreibungen 393,00 0 2.483 2.529 2.575 2.621 2.667 2.713 2.759 2.805 2.851 2.897 2.943 2.989
15 - Transferaufwendungen 3.497.268,97 1.176.364 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 1.015.482 1.015.482
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 2.447.571,06 167.759 159.280 160.380 161.490 162.611 163.743 164.886 166.041 167.206 167.206 167.206 167.206 167.206
17 = Ordentliche Aufwendungen 7.151.402,00 2.875.705 2.390.251 2.417.276 2.447.380 2.478.466 2.509.361 2.541.266 2.573.791 2.606.948 2.606.994 2.607.040 2.857.086 2.857.132
18 = Ordentliches Ergebnis -2.275.177,00 -50.781 -1.236.680 -1.263.020 -1.292.435 -1.322.826 -1.353.021 -1.384.219 -1.416.033 -1.448.474 -1.448.490 -1.448.506 -1.698.522 -1.698.538
19 + Finanzerträge 42.330,14 1.727.100 3.012.360 3.012.360 2.921.573 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000
20 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 148.644,15 0 335.848 331.043 326.169 321.223 316.249 311.719 307.244 302.693 298.064 293.357 288.570 287.360
21 = Finanzergebnis -106.314,00 1.727.100 2.676.512 2.681.317 2.595.404 2.418.777 2.423.751 2.428.281 2.432.756 2.437.307 2.441.936 2.446.643 2.451.430 2.452.640
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -2.381.491,00 1.676.319 1.439.832 1.418.297 1.302.969 1.095.951 1.070.730 1.044.062 1.016.723 988.833 993.446 998.137 752.908 754.102
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -2.381.491,00 1.676.319 1.439.832 1.418.297 1.302.969 1.095.951 1.070.730 1.044.062 1.016.723 988.833 993.446 998.137 752.908 754.102
29 = Teilergebnis -2.381.491,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 22.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -2.381.491,00 1.654.319 1.437.832 1.416.297 1.300.969 1.093.951 1.068.730 1.042.062 1.013.723 985.833 990.446 995.137 749.908 751.102

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
20

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 114.093,00 266.324 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.497.781,42 300 100 0 100 0 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 99.298,10 200 245 0 250 0 255 260 265 270 275 281 281 281 281 281
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 49.186,28 500 44.872 0 44.872 0 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872 44.872
7 + Sonstige ordentliche Einzahlungen 1.154.903,38 1.457.600 1.106.000 0 1.106.648 0 1.107.300 1.107.958 1.108.621 1.109.291 1.109.966 1.110.646 1.110.646 1.110.646 1.110.646 1.110.646
8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 12.549,96 1.727.100 3.012.360 0 3.012.360 0 2.921.573 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000 2.740.000

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 4.915.262,18 1.724.924 4.163.577 0 1.151.870 0 1.152.527 1.153.190 1.153.858 1.154.533 1.155.213 1.155.899 1.155.899 1.155.899 1.155.899 1.155.899

10 - Personalauszahlungen 903.453,82 1.144.082 1.288.750 0 1.314.524 0 1.340.814 1.367.630 1.394.983 1.422.883 1.451.342 1.480.371 1.480.371 1.480.371 1.480.371 1.480.371
12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 46.283,40 387.500 120.000 0 117.820 0 118.148 118.880 118.815 119.153 119.495 119.839 119.839 119.839 59.839 59.839
13 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 0,00 0 335.848 0 331.043 0 326.169 321.223 316.249 311.719 307.244 866.923 298.064 293.357 288.570 287.360
14 - Transferauszahlungen 2.487.331,40 1.379.776 765.482 0 765.482 0 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 765.482 1.015.482 1.015.482
15 - Sonstige Auszahlungen 1.391.973,58 137.759 159.280 0 160.380 0 161.490 162.611 163.743 164.886 166.041 167.206 167.206 167.206 167.206 167.206

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 4.829.042,20 3.049.117 2.669.360 0 2.689.249 0 2.712.103 2.735.826 2.759.272 2.784.123 2.809.604 3.399.821 2.830.962 2.826.255 3.011.468 3.010.258

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 86.219,98 -1.324.193 1.494.217 0 -1.537.379 0 -1.559.576 -1.582.636 -1.605.414 -1.629.590 -1.654.391 -2.243.922 -1.675.063 -1.670.356 -1.855.569 -1.854.359
22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 0 1.000.000 0 1.000.000 0 9.800.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0,00 0 1.000.000 0 1.000.000 0 9.800.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
29 - Sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 0 1.000.000 0 1.000.000 0 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 0,00 0 1.000.000 0 1.000.000 0 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0 0 0 0 8.800.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Amt für Finanzen

Teilfinanzplan A 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 32 Amt für Öffentliche Ordnung und Soziales

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 1.042.245,00 122.600 254.023 257.386 260.739 264.081 267.414 270.737 274.052 277.358 280.310 283.251 286.181 289.100
3 + Sonstige Transfererträge 551.459,86 1.480.000 616.000 621.960 628.180 634.462 640.807 647.215 653.687 660.223 660.223 660.223 660.223 660.223
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 594.400,63 556.100 672.827 676.588 682.904 689.282 695.726 702.234 708.807 715.446 715.446 715.446 715.446 715.446
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 212.229,56 242.000 20.558 20.558 20.764 20.972 21.182 21.394 21.608 21.824 21.824 21.824 21.824 21.824
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 31.344,90 30.700 28.650 28.655 28.830 29.007 29.185 29.365 29.547 29.730 29.730 29.730 29.730 29.730
7 + Sonstige ordentliche Erträge 210.811,08 155.650 256.500 256.505 256.571 256.637 256.705 256.773 256.841 256.910 256.910 256.910 256.910 256.910

10 = Ordentliche Erträge 2.642.491,00 2.587.050 1.848.558 1.861.652 1.877.988 1.894.441 1.911.019 1.927.718 1.944.542 1.961.491 1.964.443 1.967.384 1.970.314 1.973.233
11 - Personalaufwendungen 2.035.083,12 1.997.855 2.442.347 2.491.190 2.541.011 2.591.820 2.643.662 2.696.545 2.750.474 2.805.482 2.805.482 2.805.482 2.805.482 2.805.482

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 439.148,49 760.900 400.058 375.073 377.086 379.129 381.200 407.779 385.107 387.268 387.268 387.268 387.268 387.268

14 - Bilanzielle Abschreibungen 306.540,31 340.000 350.066 356.494 362.922 369.350 375.778 382.206 388.634 395.062 401.490 407.918 414.346 420.774
15 - Transferaufwendungen 622.726,02 914.400 997.155 1.006.626 1.016.694 1.026.860 1.037.128 1.047.500 1.057.977 1.068.556 1.068.556 1.068.556 1.068.556 1.068.556
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 609.142,83 394.820 646.685 738.935 746.762 754.679 762.683 770.777 778.963 787.241 787.217 787.193 784.683 784.633
17 = Ordentliche Aufwendungen 4.012.641,00 4.407.975 4.836.311 4.968.318 5.044.475 5.121.838 5.200.451 5.304.807 5.361.155 5.443.609 5.450.013 5.456.417 5.460.335 5.466.713
18 = Ordentliches Ergebnis -1.370.150,00 -1.820.925 -2.987.753 -3.106.666 -3.166.487 -3.227.397 -3.289.432 -3.377.089 -3.416.613 -3.482.118 -3.485.570 -3.489.033 -3.490.021 -3.493.480
21 = Finanzergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -1.370.150,00 -1.820.925 -2.987.753 -3.106.666 -3.166.487 -3.227.397 -3.289.432 -3.377.089 -3.416.613 -3.482.118 -3.485.570 -3.489.033 -3.490.021 -3.493.480
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -1.370.150,00 -1.820.925 -2.987.753 -3.106.666 -3.166.487 -3.227.397 -3.289.432 -3.377.089 -3.416.613 -3.482.118 -3.485.570 -3.489.033 -3.490.021 -3.493.480
29 = Teilergebnis -1.370.150,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 43.000 76.000 77.000 80.000 80.000 83.000 85.000 85.000 86.000 87.000 87.000 87.000 88.000

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -1.370.150,00 -1.863.925 -3.063.753 -3.183.666 -3.246.487 -3.307.397 -3.372.432 -3.462.089 -3.501.613 -3.568.118 -3.572.570 -3.576.033 -3.577.021 -3.581.480

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
32

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

18 + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 16.471,30 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

19 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachanlagen 21.201,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 37.672,30 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 28.650,00 0 10.000 0 10.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

26 - Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen 140.059,99 914.000 2.333.826 0 1.253.600 0 111.600 80.000 330.000 1.035.000 720.000 380.000 580.000 580.000 1.080.000 1.080.000

28 - Auszahlungen von aktivierbaren Zuwendungen 5.022,73 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 173.732,72 914.000 2.343.826 0 1.263.600 0 111.600 80.000 330.000 1.035.000 720.000 380.000 580.000 580.000 1.080.000 1.080.000
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -136.060,42 -914.000 -2.343.826 0 -1.263.600 0 -111.600 -80.000 -330.000 -1.035.000 -720.000 -380.000 -580.000 -580.000 -1.080.000 -1.080.000

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Amt für Öffentliche Ordnung und Soziales

Teilfinanzplan A 2025/2026
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Mandant 760 Stadt Overath
Amt 51 Amt für Jugend, Bildung , Sport

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz            
2024

Ansatz           
2025

Ansatz             
2026

Ansatz             
2027

Ansatz             
2028

Ansatz             
2029

Ansatz             
2030

Ansatz             
2031

Ansatz             
2032

Ansatz             
2033

Ansatz             
2034

Ansatz             
2035

Ansatz             
2036

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 9.331.164,67 8.915.690 10.209.843 10.313.541 10.418.175 10.523.760 10.630.304 10.737.814 10.846.306 10.955.793 10.962.411 10.969.004 10.975.573 10.982.119
3 + Sonstige Transfererträge 336.247,25 152.180 157.500 159.075 160.666 162.273 163.896 165.536 167.192 168.865 168.865 168.865 168.865 168.865
4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.022.793,39 1.881.196 2.379.110 2.402.902 2.426.932 2.451.202 2.475.713 2.500.470 2.525.475 2.550.730 2.550.730 2.550.730 2.550.730 2.550.730
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 1.144,40 1.400 700 707 714 721 728 735 742 749 749 749 749 749
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 1.634.845,77 2.750.500 2.309.275 2.331.555 2.354.058 2.376.786 2.399.742 2.422.927 2.446.343 2.469.994 2.469.994 2.469.994 2.469.994 2.469.994
7 + Sonstige ordentliche Erträge 3.807,00 0 4.036 4.092 4.147 4.202 4.257 4.312 4.366 4.420 4.474 4.528 4.582 4.635

10 = Ordentliche Erträge 13.330.002,00 13.700.966 15.060.464 15.211.872 15.364.692 15.518.944 15.674.640 15.831.794 15.990.424 16.150.551 16.157.223 16.163.870 16.170.493 16.177.092
11 - Personalaufwendungen 2.486.141,91 2.546.241 3.191.089 3.254.908 3.320.003 3.386.382 3.454.113 3.523.210 3.593.668 3.665.535 3.665.535 3.665.535 3.665.535 3.665.535

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.551.677,89 2.539.740 2.867.350 2.896.021 2.924.984 2.954.235 2.983.779 3.013.617 3.043.754 3.074.191 3.074.191 3.074.191 3.074.191 3.074.191

14 - Bilanzielle Abschreibungen 209.058,00 203.169 302.895 308.454 314.013 319.572 325.131 330.690 336.249 341.808 347.367 352.926 358.485 364.044
15 - Transferaufwendungen 26.347.830,47 28.022.150 30.912.444 31.327.768 31.716.048 32.087.306 32.451.582 32.818.896 33.189.282 33.572.773 33.632.773 33.702.773 33.772.773 33.842.773
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 784.149,35 218.120 82.791 83.617 84.451 85.292 86.142 87.003 87.873 88.752 88.752 88.752 88.752 88.752
17 = Ordentliche Aufwendungen 32.378.858,00 33.529.420 37.356.569 37.870.768 38.359.499 38.832.787 39.300.747 39.773.416 40.250.826 40.743.059 40.808.618 40.884.177 40.959.736 41.035.295
18 = Ordentliches Ergebnis -19.048.856,00 -19.828.454 -22.296.105 -22.658.896 -22.994.807 -23.313.843 -23.626.107 -23.941.622 -24.260.402 -24.592.508 -24.651.395 -24.720.307 -24.789.243 -24.858.203
20 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 25,66 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
21 = Finanzergebnis -26,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -19.048.882,00 -19.828.454 -22.296.105 -22.658.896 -22.994.807 -23.313.843 -23.626.107 -23.941.622 -24.260.402 -24.592.508 -24.651.395 -24.720.307 -24.789.243 -24.858.203
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
26 = Jahresergebnis -19.048.882,00 -19.828.454 -22.296.105 -22.658.896 -22.994.807 -23.313.843 -23.626.107 -23.941.622 -24.260.402 -24.592.508 -24.651.395 -24.720.307 -24.789.243 -24.858.203
29 = Teilergebnis -19.048.882,00 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 - globaler Minderaufwand 0,00 317.000 879.000 951.000 969.000 985.000 990.000 1.004.000 1.030.000 1.057.000 1.075.000 1.095.000 1.120.000 1.140.000

31 Teilergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand -19.048.882,00 -20.145.454 -23.175.105 -23.609.896 -23.963.807 -24.298.843 -24.616.107 -24.945.622 -25.290.402 -25.649.508 -25.726.395 -25.815.307 -25.909.243 -25.998.203

Teilergebnisplan 2025/2026
Ertrags- und Aufwandsarten in €
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760
51

vorläufiges 
Ergebnis 2023

Ansatz                 
2024

Ansatz              
2025

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2025

Ansatz                       
2026

Verpflichtungs-
ermächtigung 

2026

Ansatz                       
2027

Ansatz                       
2028

Ansatz                       
2029

Ansatz                       
2030

Ansatz                       
2031

Ansatz                       
2032

Ansatz                       
2033

Ansatz                       
2034

Ansatz                       
2035

Ansatz                       
2036

18 + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen -15.143,84 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit -15.143,84 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

24 - Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden 0,00 6.800 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 14.851,20 0 15.000 0 15.000 0 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000

26 - Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen 89.551,24 0 400.000 0 200.000 0 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000

28 - Auszahlungen von aktivierbaren Zuwendungen 11.405,51 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
30 = Auszahlungen Investitionstätigkeit 115.807,95 6.800 415.000 0 215.000 0 215.000 215.000 215.000 215.000 215.000 215.000 215.000 215.000 215.000 215.000
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -130.951,79 -6.800 -415.000 0 -215.000 0 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000 -215.000

Ein- und Auszahlungsarten in €

Mandant Stadt Overath
Amt Amt für Jugend, Bildung , Sport

Teilfinanzplan A 2025/2026
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